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Thiiringer Gesetz zur Einfiihrung eines Justizvollzugsdatenschutzgesetzes und
zur Anpassung weiterer Vorschriften des Justizvollzugs
Vom 16. November 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: Dritter Abschnitt
Speicherung und Nutzung personenbezogener
Artikel 1 Daten, Aktenfiihrung
Thiiringer Justizvollzugsdatenschutzgesetz
(ThirdVollzDSG)" § 10 Speicherung und Nutzung personenbezogener
Daten
Inhaltsiibersicht § 11 Aktenfiihrung
Erster Abschnitt Vierter Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen Ubermittlung personenbezogener Daten
§ 1 Anwendungsbereich § 12 Ubermittlung personenbezogener Daten an 6f-
§ 2 Begriffsbestimmungen fentliche und nichtéffentliche Stellen
§ 3 Grundsatze der Verarbeitung personenbezoge- § 13 Sicherheitsrelevante Erkenntnisse
ner Daten § 14 Uberpriifung Gefangener
§ 4 Zulassigkeit der Verarbeitung personenbezoge- § 15 Uberpriifung anstaltsfremder Personen
ner Daten, Einwilligung § 16 Fallkonferenzen
§ 5 Datengeheimnis § 16 a Geheimschutz
§ 17 Weitere Zulassigkeitsvoraussetzungen flr die
Zweiter Abschnitt Verarbeitung personenbezogener Daten mit
Erhebung personenbezogener Daten den Sicherheitsbehdrdep
§ 18 Verantwortung fur die Ubermittlung personen-
§ 6 Zulassigkeit der Erhebung personenbezogener bezogener Daten und Verfahren
Daten § 19 Foérmliche Verpflichtung Dritter
§ 7 Erhebung personenbezogener Daten bei der § 20 Mitteilung Gber Haftverhaltnisse
betroffenen Person § 21 Aktenlberlassung
§ 8 Erhebung personenbezogener Daten (iber Ge- § 22 Auskunft und Akteneinsicht fir wissenschaftli-
fangene bei Dritten che Zwecke
§ 9 Erhebung personenbezogener Daten (ber an- § 23 Akteneinsicht durch nationale und internationale
staltsfremde Personen Stellen zur Verhiitung von Folter
§ 24 Zentrale Vollzugsdatei, Automatisierung des

Datenaustauschs mit anderen Justizvollzugsbe-
horden, Justizbehdrden, Sicherheitsbehérden,
Tragern der Sozialhilfe und Jugendamtern

*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016
zum Schutz natirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zustdndigen Behérden zum Zwecke der
Verhutung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und
zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/J1 des Rates (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 89; L127 vom 23.5.2018, S. 9; L 74 vom

4.3.2021, S. 36).
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Fiinfter Abschnitt § 54 Benachrichtigung bei Datenverarbeitung ohne
Besondere Formen der Datenverarbeitung Kenntnis der betroffenen Person
§ 55 Auskunftsrecht der betroffenen Person
§ 25 Datenverarbeitung im Auftrag § 56 Akteneinsichtsrecht
§ 26 Verarbeitung personenbezogener Daten bei § 57 Auskunft aus und Akteneinsicht in Gesundheits-
Ubertragung von Vollzugsaufgaben und Therapieakten
§ 27 Gemeinsame Verantwortung der Justizvollzugs- § 58 Sperrvermerke
behdérden § 59 Verfahren fir die Ausliibung der Rechte der be-
§ 28 Erkennungsdienstliche Mallnahmen troffenen Person
§ 29 Erkennungsdienstlicher Datenabgleich
§ 30 Einsatz optisch-elektronischer Einrichtungen Neunter Abschnitt
§ 31 Optisch-elektronische Einrichtungen im Umfeld Einschrankung der Verarbeitung, L6schung und
der Anstalt Berichtigung personenbezogener Daten
§ 32 Optisch-elektronische Einrichtungen innerhalb
der Anstalt § 60 Einschrankung der Verarbeitung personenbezo-
§ 33 Optisch-elektronische Einrichtungen innerhalb gener Daten
von Haftrdumen § 61 Ldschung personenbezogener Daten
§ 34 Verarbeitung mittels optisch-elektronischer § 62 Berichtigung personenbezogener Daten
Einrichtungen erhobener personenbezogener § 63 Rechte der betroffenen Person auf Berichtigung,
Daten Einschrankung der Verarbeitung und Léschung
§ 35 Auslesen von Datenspeichern ihrer personenbezogenen Daten
§ 36 Identifikation anstaltsfremder Personen § 64 Mitteilungen
§ 37 Lichtbildausweise
Zehnter Abschnitt
Sechster Abschnitt Anwendung weiterer Vorschriften,
Schutzanforderungen Schlussbestimmungen
§ 38 Zweckbindung § 65 Anwendung weiterer Vorschriften des Daten-
§ 39 Schutzvorkehrungen schutzrechts
§ 40 Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten § 66 Einschrankung von Grundrechten
§ 41 Datenschutz durch Technikgestaltung und da- § 67 Evaluierung
tenschutzfreundliche Voreinstellungen § 68 Gleichstellungsbestimmung
§ 42 Datenschutz-Folgenabschatzung bei hohem Ri-
siko Erster Abschnitt
§ 43 Protokollierung Allgemeine Bestimmungen
§ 44 Kenntlichmachung innerhalb der Anstalt
§ 45 Erkenntnisse aus Beaufsichtigungs-, Uberwa- § 1
chungs- und KontrolimaRnahmen Anwendungsbereich
Siebter Abschnitt Dieses Gesetz regelt die Verarbeitung personenbezoge-
Besondere Bestimmungen fiir ner Daten durch Justizvollzugsbehdrden beim Vollzug von
Berufsgeheimnistragerinnen und 1. Freiheitsstrafe, Jugendstrafe, Untersuchungshaft,
Berufsgeheimnistréger Strafarrest, Unterbringung in der Sicherungsverwah-
rung, Jugendarrest und
§ 46 Berufsgeheimnistragerinnen und Berufsge- 2. Haft nach § 127b Abs. 2, § 230 Abs. 2, den §§ 236
heimnistrager und 329 Abs. 3, § 412 Satz 1 und § 453c der Straf-
§ 47 Offenbarungspflicht prozessordnung (StPO) in der Fassung vom 7. April
§ 48 Offenbarungsbefugnis 1987 (BGBI. | S. 1074, 1319) in der jeweils geltenden
§ 49 Benachrichtigung der Gefangenen Ulber Offen- Fassung sowie der einstweiligen Unterbringung nach
barungen § 275a Abs. 6 StPO.
§ 50 Zweckbindung offenbarter personenbezogener
Daten, Zulassung von Offenbarungsempfan- §2
gern Begriffsbestimmungen
§ 51  Zugriff auf personenbezogene Daten in Notfal-
len Im Sinne dieses Gesetzes:
1. sind Justizvollzugsbehdrden:
Achter Abschnitt Justizvollzugsanstalten, Jugendstrafanstalten, Jugend-
Rechte der betroffenen Person arrestanstalten, Einrichtungen fiir den Vollzug der Si-
cherungsverwahrung (Anstalten), der kriminologische
§ 52 Allgemeine Informationen zur Datenverarbei- Dienst sowie das flr die Organisation und Verwaltung
tung des Justizvollzugs zustandige Ministerium,
§ 53 Aufklarungspflicht bei der Datenerhebung mit 2. sind Gefangene:

Kenntnis der betroffenen Person

Personen im Vollzug nach § 1,
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3. sind vollzugliche Zwecke:

a) die Erreichung des Vollzugsziels,

b) der Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Strafta-
ten der Gefangenen,

c) die Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung
der Anstalt,

d) die Sicherung des Vollzugs,

e) die Versorgung und medizinische Betreuung der
Gefangenen,

f) die kriminologische Forschung nach § 104 des Thi-
ringer Justizvollzugsgesetzbuchs (ThiirdVollzGB)
vom 27. Februar 2014 (GVBI. S. 13), § 42 Abs. 1
des Thiringer Jugendarrestvollzugsgesetzes (Thir-
JAVolIzG) vom 19. Marz 2019 (GVBI. S. 9) sowie
§ 60 des Thuringer Sicherungsverwahrungsvoll-
zugsgesetzes (ThirSVVollzG) vom 23. Mai 2013
(GVBI. S. 121 -122-) jeweils in der jeweils gelten-
den Fassung sowie

g) die Erflllung der den Justizvollzugsbehérden durch
Gesetz ibertragenen sonstigen Aufgaben, insbe-
sondere die Mitwirkung an Entscheidungen der
Strafvollstreckungskammern oder an Entscheidun-
gen und Untersuchungen parlamentarischer Kon-
troligremien durch Abgabe von Stellungnahmen,

. sind personenbezogene Daten:
alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder
identifizierbare naturliche Person (betroffene Person)
beziehen; als identifizierbar wird eine natlrliche Person
angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mit-
tels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen,
zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer On-
line-Kennung oder zu einem oder mehreren besonde-
ren Merkmalen, die Ausdruck der physischen, physio-
logischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen,
kulturellen oder sozialen Identitat dieser Person sind,
identifiziert werden kann,

ist Verarbeitung:

a) jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren
ausgeflhrte Vorgang oder jede solche Vorgangs-
reihe im Zusammenhang mit personenbezogenen
Daten, insbesondere das Erfassen der Daten aus
einer Informationsquelle (Erhebung),

b) die Speicherung,

c) die Veranderung, das Auslesen, das Abfragen, der
Abgleich, die Organisation, das Ordnen, die An-
passung, die Verknlpfung oder sonstige Verwen-
dung (Nutzung),

d) die Offenlegung, die Verbreitung oder jede an-
dere Form der Bereitstellung an Dritte (Ubermitt-
lung) sowie

e) die Léschung, die Einschrankung der Verarbeitung
oder die Vernichtung,

ist Einschrankung der Verarbeitung:

die Markierung gespeicherter personenbezogener

Daten mit dem Ziel, ihre kiinftige Verarbeitung einzu-

schranken,

ist Profiling:

jede Art der automatisierten Verarbeitung personenbe-

zogener Daten, die darin besteht, dass diese personen-

bezogenen Daten verwendet werden, um bestimmte
personliche Aspekte, die sich auf eine nattirliche Person
beziehen, zu bewerten, insbesondere um Aspekte be-
zuglich Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesund-

10.

1.

12.

13.

14.

15.

heit, persdnliche Vorlieben, Interessen, Zuverlassigkeit,
Verhalten, Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser na-
turlichen Person zu analysieren oder vorherzusagen,
ist Pseudonymisierung:
die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer
Weise, in der die Daten ohne Hinzuziehung zusatzli-
cher Informationen nicht mehr einer betroffenen Per-
son zugeordnet werden kdnnen, sofern diese zusatzli-
chen Informationen gesondert aufbewahrt werden und
technischen sowie organisatorischen Mafinahmen un-
terliegen, die gewahrleisten, dass die Daten keiner be-
troffenen Person zugewiesen werden kdnnen,
ist Anonymisierung:
das Verandern personenbezogener Daten derart, dass
die Angaben Uber personliche oder sachliche Verhalt-
nisse nicht mehr oder nur mit einem unverhaltnisma-
Rig groBen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft
einer betroffenen Person zugeordnet werden kdnnen,
ist Dateisystem:
jede strukturierte Sammlung personenbezogener Da-
ten, die nach bestimmten Kriterien abgerufen oder zu-
ganglich gemacht werden kdnnen, unabhangig da-
von, ob diese Sammlung zentral, dezentral oder nach
funktionalen oder geografischen Gesichtspunkten ge-
ordnet gefiihrt wird,
ist Verantwortlicher:
eine Behorde, Einrichtung oder andere Stelle, die al-
lein oder gemeinsam mit anderen Uber die Zwecke und
Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen Da-
ten entscheidet,
ist Auftragsverarbeiter:
eine naturliche oder juristische Person, Behérde, Ein-
richtung oder andere Stelle, die personenbezogene Da-
ten im Auftrag des Verantwortlichen verarbeitet,
ist Empfanger:
eine naturliche oder juristische Person, Behérde, Ein-
richtung oder andere Stelle, der personenbezogene Da-
ten offengelegt werden, unabhangig davon, ob es sich
bei ihr um einen Dritten handelt oder nicht; Behorden,
die im Rahmen eines bestimmten Untersuchungsauf-
trags nach dem Unionsrecht oder anderen Rechtsvor-
schriften personenbezogene Daten erhalten, gelten
jedoch nicht als Empfanger; die Verarbeitung dieser Da-
ten durch die genannten Behorden erfolgt ausschliel3-
lich nach den fir diese Behorden geltenden Daten-
schutzvorschriften,
ist Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten:
eine Verletzung der Sicherheit, die zur Vernichtung,
zum Verlust oder zur Veranderung, ob unbeabsichtigt
oder unrechtmafig, oder zur unbefugten Offenlegung
von oder zum unbefugten Zugang zu personenbezo-
genen Daten fiihrt, die verarbeitet wurden,
sind besondere Kategorien personenbezogener Daten:
a) Daten uber Merkmale, die geeignet sind, eine be-
troffene Person wertend einer bestimmten Gruppe
zuzuordnen oder aus denen die ethnische Herkunft,
politische Meinungen, religiése oder weltanschau-
liche Bekenntnisse oder Uberzeugungen oder die
Gewerkschaftszugehorigkeit hervorgehen,
b) genetische Daten,
c) biometrische Daten zur eindeutigen Identifizierung
einer natirlichen Person,
d) Gesundheitsdaten und
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16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

e) Daten zum Sexualleben oder zur sexuellen Ori-
entierung,

sind genetische Daten:
personenbezogene Daten zu den ererbten oder erwor-
benen genetischen Eigenschaften einer natirlichen
Person, die eindeutige Informationen tiber die Physio-
logie oder die Gesundheit dieser Person liefern, ins-
besondere solche, die aus der Analyse einer biologi-
schen Probe der Person gewonnen wurden,
sind biometrische Daten:
mit speziellen technischen Verfahren gewonnene per-
sonenbezogene Daten zu den physischen, physiologi-
schen oder verhaltenstypischen Merkmalen einer natur-
lichen Person, die die eindeutige Identifizierung dieser
natirlichen Person ermdglichen oder bestatigen, insbe-
sondere Gesichtsbilder oder daktyloskopische Daten,
sind Gesundheitsdaten:

personenbezogene Daten, die sich auf die korperliche

oder geistige Gesundheit einer natirlichen Person, ein-

schlieBlich der Erbringung von Gesundheitsdienstleis-
tungen, beziehen und aus denen Informationen tber
deren Gesundheitszustand hervorgehen,

ist internationale Organisation:

eine volkerrechtliche Organisation und ihre nachge-

ordneten Stellen sowie jede sonstige Einrichtung, die

durch eine zwischen zwei oder mehr Staaten geschlos-
sene Ubereinkunft oder auf der Grundlage einer sol-
chen Ubereinkunft geschaffen wurde,

ist Einwilligung:

jede freiwillig fir den bestimmten Fall, in informierter

Weise und unmissverstandlich abgegebene Willens-

bekundung in Form einer Erklarung oder einer sonsti-

gen eindeutigen bestatigenden Handlung, mit der die
betroffene Person zu verstehen gibt, dass sie mit der

Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen

Daten einverstanden ist,

sind anstaltsfremde Personen:

Personen, die nicht Gefangene sind, die zu den Jus-

tizvollzugsbehdrden nicht in einem Dienst- oder Ar-

beitsverhaltnis stehen, nicht im Auftrag einer anderen

Behorde tatig sind und nicht als Organ der Rechts-

pflege handeln,

sind offentliche Stellen:

a) die Behorden, die Organe der Rechtspflege und an-
dere o6ffentlich-rechtlich organisierte Einrichtungen
des Bundes, der bundesunmittelbaren Kérperschaf-
ten, der Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen
Rechts sowie deren Vereinigungen ungeachtet ih-
rer Rechtsform,

b) die Behdrden, die Organe der Rechtspflege und an-
dere o6ffentlich-rechtlich organisierte Einrichtungen
eines Landes, einer Gemeinde, eines Gemeinde-
verbandes oder sonstiger der Aufsicht des Landes
unterstehender juristischer Personen des 6ffentli-
chen Rechts sowie deren Vereinigungen ungeach-
tet ihrer Rechtsform und

c) die Behorden, die Organe der Rechtspflege und
andere o6ffentlich-rechtlich organsierte Einrichtun-
gen eines Mitgliedstaats der Europaischen Union,

sind nichtoffentliche Stellen:

naturliche und juristische Personen, Gesellschaften und

andere Personenvereinigungen des privaten Rechts,

soweit sie nicht unter Nummer 22 fallen sowie die Kir-

chen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaf-
ten; nimmt eine nichtoffentliche Stelle hoheitliche Auf-
gaben der 6ffentlichen Verwaltung wabhr, ist sie insoweit
offentliche Stelle im Sinne dieses Gesetzes.

§3

Grundsatze der Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Die Justizvollzugsbehérden schitzen das Recht ei-
ner jeden betroffenen Person, grundsatzlich selbst Gber
die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten zu be-
stimmen.

(2) Die Datenverarbeitung ist an dem Ziel auszurichten,
so wenig personenbezogene Daten wie mdglich zu ver-
arbeiten. Von den Mdglichkeiten der Anonymisierung und
Pseudonymisierung ist Gebrauch zu machen, soweit dies
nach dem Verarbeitungszweck moglich ist.

(3) Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten ist so
weit wie mdglich danach zu unterscheiden, ob die Daten
auf Tatsachen oder auf personlichen Einschatzungen be-
ruhen. Zu diesem Zweck soll der Verantwortliche, soweit
dies im Rahmen der jeweiligen Verarbeitung mdéglich und
angemessen ist, Beurteilungen, die auf Bewertungen oder
personlichen Einschatzungen beruhen, als solche kennt-
lich machen.

(4) Eine ausschlieBlich auf einer automatischen Verarbei-
tung personenbezogener Daten beruhende Entscheidung,
die eine nachteilige Rechtsfolge fir die betroffene Person
hat oder sie erheblich beeintrachtigt, ist unzulassig. Pro-
filing, das zur Folge hat, dass die betroffene Person auf
der Grundlage von personenbezogenen Daten besonde-
rer Kategorien diskriminiert wird, ist verboten.

§4
Zulassigkeit der Verarbeitung personenbezogener
Daten, Einwilligung

(1) Die Justizvollzugsbehoérden diirfen personenbezoge-
ne Daten nur verarbeiten, soweit dieses Gesetz oder eine
andere Rechtsvorschrift dies ausdriicklich erlaubt oder an-
ordnet oder die betroffene Person eingewilligt hat und der
Einwilligung ein gesetzliches Verbot nicht entgegensteht.

(2) Soweit die Verarbeitung personenbezogener Daten auf
der Grundlage einer Einwilligung erfolgt, muss die Justiz-
vollzugsbehorde die Einwilligung der betroffenen Person
nachweisen kénnen.

(3) Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch
eine schriftliche Erklarung, die auch weitere Sachverhalte
betrifft, muss das Ersuchen um Einwilligung in verstandli-
cher und leicht zuganglicher Form in einer klaren und ein-
fachen Sprache so erfolgen, dass es von den anderen
Sachverhalten eindeutig zu unterscheiden ist.

(4) Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung
jederzeit zu widerrufen. An den Widerruf der Einwilligung
dirfen keine héheren Anforderungen gestellt werden, als
an die Einwilligung selbst. Durch den Widerruf der Einwil-
ligung wird die RechtmaRigkeit der aufgrund der Einwilli-
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gung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung der perso-
nenbezogenen Daten nicht bertihrt. Die betroffene Person
wird vor Abgabe der Einwilligung von der Mdéglichkeit des
jederzeitigen Widerrufs und der Wirkung des Widerrufs auf
die RechtmaRigkeit der Verarbeitung der personenbezo-
genen Daten in Kenntnis gesetzt.

(5) Die Einwilligung ist nur wirksam, soweit sie auf der freien
Entscheidung der betroffenen Person beruht. Bei der Beur-
teilung, ob die Einwilligung freiwillig erteilt wurde, miissen
die Umstande der Erteilung, insbesondere die besondere
Situation aufgrund der Freiheitsentziehung, beriicksichtigt
werden. Die betroffene Person ist auf den vorgesehenen
Zweck der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten
hinzuweisen. Die betroffene Person ist auch uber die Fol-
gen der Verweigerung der Einwilligung zu belehren, falls
sie eine solche Belehrung verlangt oder falls Hinweise vor-
handen sind, dass ihr diese Folgen nicht bewusst sind.

(6) Soweit besondere Kategorien personenbezogener Da-
ten verarbeitet werden, muss sich die Einwilligung der be-
troffenen Person ausdriicklich auf diese Daten beziehen.

(7) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbe-
zogener Daten zu vollzuglichen Zwecken ist insbesonde-
re dann unbedingt erforderlich:

a) soweit diese Daten fir die Vollzugs- und Eingliede-
rungsplanung nach den §§ 13, 14 und 15a Thiir-
JVollzGB oder die Entscheidungen nach § 15b Thur-
JVollzGB sowie deren Umsetzung bendtigt werden,

b) soweit der Schutz von Leib und Leben oder der Infekti-
onsschutz die Verarbeitung dieser Daten erfordert oder

c) zur Abwehr einer konkreten Gefahr fiir die Sicherheit
und Ordnung der Anstalt.

§5

Datengeheimnis

(1) Den in Justizvollzugsbehdrden beschéftigten Perso-
nen ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt
zu verarbeiten. Personen nach Satz 1, die nicht Amtstra-
ger im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 2 des Strafgesetzbuchs
(StGB) in der Fassung vom 13. November 1998 (BGBI. |
S. 3322) in der jeweils geltenden Fassung sind, sind vor
der Aufnahme ihrer Tétigkeit Gber die zu beachtenden Vor-
schriften zu unterrichten und auf deren Einhaltung nach
§ 1 Abs. 1 bis 3 des Verpflichtungsgesetzes vom 2. Marz
1974 (BGBI. | S. 469 -547-) in der jeweils geltenden Fas-
sung férmlich zu verpflichten, soweit eine férmliche Ver-
pflichtung gesetzlich zul&ssig ist.

(2) Das Verbot unbefugter Verarbeitung personenbezo-
gener Daten besteht auch nach Beendigung der Tétigkeit
nach Absatz 1 Satz 1 fort.

Zweiter Abschnitt
Erhebung personenbezogener Daten

§6

Zulassigkeit der Erhebung personenbezogener Daten

(1) Die Justizvollzugsbehdrden dirfen personenbezoge-
ne Daten erheben, soweit dies zu vollzuglichen Zwecken
erforderlich ist.

(2) Besondere Kategorien personenbezogener Daten diir-
fen sie nur erheben, soweit dies zu vollzuglichen Zwecken
unbedingt erforderlich ist.

§7
Erhebung personenbezogener Daten bei der
betroffenen Person

(1) Personenbezogene Daten sind grundsatzlich bei der be-
troffenen Person und mit deren Kenntnis zu erheben. Eine
Kenntnis der betroffenen Person ist zu vermuten, soweit
sie aufgrund einer zuvor erteilten allgemeinen Information
mit der Erhebung dieser Daten rechnen musste. Das Na&-
here, insbesondere zu Inhalt und Ausgestaltung der allge-
meinen Informationspflicht, regelt eine Rechtsverordnung.

(2) Eine Erhebung personenbezogener Daten bei der be-
troffenen Person ohne deren Kenntnis ist zulassig, soweit
eine Abwagung zwischen dem Interesse der betroffenen
Person auf Datenerhebung mit ihrer Kenntnis und dem mit
der Datenerhebung verfolgten Zweck ergibt, dass tiberwie-
gende schutzwirdige Interessen der betroffenen Person
nicht entgegenstehen. In diesem Fall bleibt die Pflicht zu
einer nachtraglichen Benachrichtigung nach § 54 Abs. 1
Satz 1 unberihrt.

§8
Erhebung personenbezogener Daten Giber Gefangene
bei Dritten

(1) Soweit die Erhebung personenbezogener Daten tber
Gefangene nach den §§ 6 und 7 zulassig ist, durfen sie
auch bei Dritten erhoben werden, wenn

1. dies zur Erreichung des Vollzugsziels oder zur Abwehr

einer drohenden Gefahr fur die Sicherheit oder Ord-

nung der Anstalt erforderlich ist,

eine Rechtsvorschrift dies erlaubt oder anordnet,

Angaben der betroffenen gefangenen Person tberpruft

werden muissen, weil tatsachliche Anhaltspunkte fir die

Unrichtigkeit der Angaben bestehen,

4. dies zur Abwehr erheblicher Nachteile fur das Gemein-
wohl oder einer sonst unmittelbar drohenden Gefahr
fur die offentliche Sicherheit erforderlich ist,

5. dies zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeintrachti-
gung der Rechte einer anderen Person erforderlich ist,

6. sich die Erhebung auf Daten aus Akten der gericht-
lichen Verfahren bezieht, die der Vollstreckung der
gegenwartigen Freiheitsentziehung der betroffenen
gefangenen Person zugrunde liegen oder diese Frei-
heitsentziehung betreffen,

7. es sich um Auskunfte Uber die betroffene gefangene
Person nach § 41 Abs. 1 Nr. 1 des Bundeszentralregis-
tergesetzes (BZRG) in der Fassung vom 21. Septem-
ber 1984 (BGBI. I S. 1229; 19851 S. 195) in der jeweils
geltenden Fassung handelt sowie um Daten aus Akten
der gerichtlichen Verfahren, die den im Bundeszentral-
register eingetragenen Verurteilungen der betroffenen
gefangenen Person zugrunde liegen,

8. es sich um Erkenntnisse aus strafrechtlichen Ermitt-
lungsverfahren oder strafgerichtlichen Verfahren ge-
gen die betroffene gefangene Person handelt,

9. die betroffene gefangene Person einer durch Rechts-
vorschrift festgelegten Auskunftspflicht nicht nachge-

wn
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kommen und uber die beabsichtigte Erhebung bei Drit-
ten unterrichtet worden ist,

10. die Erhebung bei der betroffenen gefangenen Person
einen unverhaltnismaRigen Aufwand erfordern war-
de oder

11. die Daten allgemein zugéanglich sind und offensicht-
lich ist, dass die betroffene Person die Veroffentlichung
selbst veranlasst hat.

(2) Soweit die Erhebung personenbezogener Daten tber
eine gefangene Person nach den §§ 6 und 7 zulassig ist
und diese nicht die fur eine Einwilligung notwendige Ein-
sichtsfahigkeit besitzt, durfen diese personenbezogenen
Daten ohne Kenntnis der betroffenen gefangenen Person
auch bei deren gesetzlichen Vertreterinnen und Vertretern
erhoben werden.

(3) Nichtéffentliche Stellen sind auf die Rechtsvorschrift,
die zur Auskunft verpflichtet, ansonsten auf die Freiwillig-
keit ihrer Angaben hinzuweisen.

§9
Erhebung personenbezogener Daten Uber
anstaltsfremde Personen

(1) Personenbezogene Daten Uber anstaltsfremde Per-
sonen kdnnen ohne deren Kenntnis bei Gefangenen oder
sonstigen Dritten erhoben werden, soweit dies zu vollzug-
lichen Zwecken unbedingt erforderlich ist und das unbe-
dingte Erhebungserfordernis schutzwiirdige Interessen der
betroffenen Person Uiberwiegt.

(2) § 8 Abs. 3 gilt entsprechend.

Dritter Abschnitt
Speicherung und Nutzung personenbezogener
Daten, Aktenfiihrung

§10
Speicherung und Nutzung personenbezogener Daten

(1) Die Justizvollzugsbehoérden diirfen personenbezogene
Daten, die sie zulassig erhoben haben, speichern und nut-
zen, soweit dies zu vollzuglichen Zwecken erforderlich ist.

(2) Die Justizvollzugsbehdrden dirfen personenbezoge-

ne Daten, die sie zuldssig erhoben haben, zu Zwecken, zu

denen sie nicht erhoben wurden, nur speichern und nut-

zen, soweit dies verhaltnismaRig ist und

1. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Erhebung von
Daten nach den §§ 8 oder 9 bei Dritten zulassen; sind
andere Gefangene als diejenigen, deren Freiheitsent-
ziehung urspriinglicher Anlass der Erhebung war, von
der anderweitigen Speicherung oder Nutzung betrof-
fen, kénnen die personenbezogenen Daten nur zu ei-
nem anderen Zweck gespeichert oder genutzt werden,
soweit diese Gefangenen zuvor unter Angabe der be-
absichtigten Speicherung oder Nutzung angehért wur-
den und sich hieraus kein tberwiegendes schutzwir-
diges Interesse an einem Ausschluss der Speicherung
oder Nutzung der sie betreffenden personenbezoge-
nen Daten ergeben hat,

2. eine Rechtsvorschrift dies ausdriicklich erlaubt oder
anordnet,

3. zur Abwehr von sicherheitsgefahrdenden oder ge-
heimdienstlichen Tatigkeiten fir eine fremde Macht
oder von Bestrebungen in Deutschland, die durch An-
wendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorberei-
tungshandlungen
a) gegen die freiheitliche demokratische Grundord-

nung, den Bestand oder die Sicherheit des Bun-
des oder eines Landes gerichtet sind,

b) eine ungesetzliche Beeintrachtigung der Amtsfiih-
rung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines
Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziel haben oder

c) auswartige Belange Deutschlands gefahrden, er-
forderlich ist,

4. zur Abwehr erheblicher Nachteile fiir das Gemeinwohl
oder einer Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit erfor-
derlich ist,

5. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeintrachtigung
der Rechte einer anderen Person erforderlich ist,

6. zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten sowie
zur Verhinderung oder Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten, durch welche die Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt gefahrdet werden, erforderlich ist oder

7. fir MalRnahmen oder Entscheidungen der Strafvoll-
streckung oder nach § 119 Abs. 1 StPO erforderlich ist.

(3) Die Speicherung oder Nutzung von zuldssig erhobe-
nen besonderen Kategorien personenbezogener Daten
zu Zwecken, zu denen sie nicht erhoben wurden, ist nur
zulassig, soweit dies zu den in Absatz 2 genannten Zwe-
cken unbedingt erforderlich ist.

(4) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach den Ab-
satzen 1 oder 2 gespeichert und genutzt werden dirfen,
weitere personenbezogene Daten der betroffenen Person
oder eines Dritten in Akten so verbunden, dass eine Tren-
nung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand mdglich
ist, ist die Speicherung auch dieser Daten zulassig. Die
Speicherung ist jedoch nicht zulassig, soweit berechtig-
te Interessen der betroffenen Person oder des Dritten an
deren Geheimhaltung Giberwiegen. Eine Gber die Speiche-
rung hinausgehende Nutzung oder sonstige Verarbeitung
dieser Daten ist unzulassig.

(5) Personenbezogene Daten, die ausschliellich zu Zwe-
cken der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder
zur Sicherstellung eines ordnungsgemafen Betriebs einer
Datenverarbeitungsanlage gespeichert oder genutzt wer-
den, diirfen zu anderen Zwecken nur insoweit verarbeitet
werden, als dies zur Abwehr einer erheblichen Gefahr fiir
die offentliche Sicherheit, insbesondere fir Leben, Ge-
sundheit oder Freiheit, sowie zur Verfolgung von Strafta-
ten von erheblicher Bedeutung erforderlich ist. Die weite-
re Verarbeitung von Protokolldaten nach § 43 Abs. 3 bleibt
von diesen Einschrankungen unberthrt.

(6) Personenbezogene Daten drfen fiir Zwecke der Aus-
und Fortbildung gespeichert und genutzt werden, wenn zu-
vor eine Anonymisierung stattgefunden hat. Einer Anonymi-
sierung bedarf es nur dann nicht, wenn diese dem Aus- und
Fortbildungszweck entgegenstehen wirde und die berech-
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tigten Interessen der betroffenen Person an der Geheim-
haltung ihrer personenbezogenen Daten nicht Uberwiegen.

(7) Eine Speicherung oder Nutzung zu anderen Zwecken
liegt nicht vor, soweit sie dem gerichtlichen Rechtsschutz im
Zusammenhang mit dem Vollzug nach § 1, der Wahrneh-
mung von Aufsichts- oder Kontrollbefugnissen, der Erstel-
lung von Statistiken und Evaluationen, der Rechnungspri-
fung, der Durchfiihrung von Organisationsuntersuchungen
oder der Prufung oder Wartung automatisierter Verfahren
der Datenverarbeitung dient.

§ 11
Aktenfiihrung

(1) Uber Gefangene werden von den Anstalten Gefange-
nenpersonalakten, Gesundheitsakten und bei Bedarf The-
rapieakten gefuhrt. Die Aktenfihrung kann auch elektro-
nisch erfolgen.

(2) Zu den Gefangenenpersonalakten sind alle Nieder-
schriften, Verfigungen, Antrage, Abschriften und sonstigen
Schriftstlicke zu nehmen, die sich auf die jeweilige gefan-
gene Person beziehen und nicht ausschlieRlich in geson-
derte Akten gehdren. Informationen aus den elektronischen
Fachverfahren sind zur Gefangenenpersonalakte zu neh-
men, soweit sie Gefangene betreffende Entscheidungen
von rechtlicher Erheblichkeit dokumentieren oder fir sol-
che Entscheidungen von Bedeutung sind oder soweit dies
zur Dokumentation rechtlicher Anspriiche erforderlich ist.

(3) Bei der Fihrung der Gesundheitsakten und der The-
rapieakten sind die Dokumentationspflichten nach § 630f
des Burgerlichen Gesetzbuchs in der Fassung vom 2. Ja-
nuar 2002 (BGBI. | S. 42, 2909; 2003, S. 738) in der je-
weils geltenden Fassung und der fiir den jeweiligen Heil-
beruf bestehenden Berufsordnung, insbesondere die der
zustandigen Arztekammer und der zusténdigen Psycho-
therapeutenkammer in der jeweils geltenden Fassung
mafgeblich.

(4) Bei elektronischer Aktenfuhrung gelten elektronische

Dokumente sowie sonstige Dateien und Informationen als

zur Akte genommen, wenn sie bewusst und dauerhaft in

der elektronischen Akte gespeichert worden sind. Uber die
allgemeinen datenschutzrechtlichen Bestimmungen hinaus
ist als Mindeststandard sicherzustellen, dass

1. in einer elektronischen Akte, die sowohl elektronische
als auch in anderer Form beibehaltene Bestandteile
enthalt, alle Bestandteile jeweils gegenseitig aufein-
ander verweisen,

2. der gesamte zur elektronischen Akte gebrachte Inhalt
mit Ausnahme der nur fir die Datenverarbeitung not-
wendigen Struktur-, Definitions- und Schemadateien
(Repréasentat) entweder in Papierform oder in einem
fur die Ubermittlung geeigneten elektronischen For-
mat reproduzierbar ist und

3. die Reproduzierbarkeit nach Nr. 2 auch fir diejenigen
Informationen gewahrleistet ist, die lediglich durch Ein-
gabe in Bearbeitungsfelder zur Akte gelangt sind; in
diesem Fall ist die Reproduzierbarkeit des Urhebers
und des Zeitpunkts der Eingabe sowie bei Uberschrei-
ben vorhandener Eingaben der uberschriebenen In-

formation und des Urhebers zu gewahrleisten; soweit
die Reproduktion eines Inhalts technisch nicht mog-
lich ist, ist ein entsprechender Hinweis in das Repra-
sentat aufzunehmen.
Fur elektronische Gefangenenpersonalakten gelten zusatz-
lich die besonderen technischen Vorgaben der Rechtsver-
ordnung nach § 32 Abs. 2 Satz 1 StPO.

(5) Die Akten nach Absatz 1 sind nach der Entlassung
der gefangenen Person und dem Abschluss aller mit dem
Vollzug verbundenen Geschafte unverziglich aktenmaRig
wegzulegen. Gefangenenpersonalakten sind bis zum Ab-
lauf des funften Jahres nach der Weglage aufzubewah-
ren, Gesundheits- und Therapieakten bis zum Ablauf des
zehnten Jahres.

(6) Personenbezogene Daten aus weggelegten Akten diir-

fen nur verarbeitet werden, soweit dies

1. aufgrund tatsachlicher Anhaltspunkte zur Gefahren-
verhiitung, zur Gefahrenabwehr, zur Verhinderung und
Verfolgung von Straftaten oder zur Erreichung der in
§ 10 Abs. 2 Nr. 3 bis 7 genannten Zwecke,

2. furden gerichtlichen Rechtsschutz im Zusammenhang
mit dem Vollzug nach § 1,

3. fur den Vollzug einer gegen die betroffene Person an-
geordneten Malinahme nach §§ 63 oder 64 StGB oder
einer gegen sie angeordneten Sicherungsverwahrung,

4. zur Erfullung der Aufgaben der Bewahrungshilfe, der
Flhrungsaufsicht oder der forensischen Ambulanzen
in Bezug auf die betroffene Person,

5. zur Wahrung sonstiger schutzwirdiger Interessen der
betroffenen Person auf deren Antrag,

6. fir die Arbeit parlamentarischer Untersuchungsaus-
schisse,

7. fir Rechnungsprifungen, insbesondere solche des
Rechnungshofs,

8. zu Zwecken der Datensicherung oder Datenschutz-
kontrolle oder

9. flr statistische Zwecke, fur die Durchflihrung gesetz-
lich angeordneter Evaluationen oder fiir die Durchflih-
rung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben

erforderlich ist. Im Fall nach Satz 1 Nr. 9 ist es insbeson-

dere bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist der Gefange-
nenpersonalakte auch zulassig, die Personalien der be-
troffenen gefangenen Person mit Daten abzugleichen,
die aufgrund von § 41 Abs. 1 Nr. 1 BZRG dem Krimino-
logischen Dienst Ubermittelt worden sind. Anonymisierte

Datenséatze dirfen auch nach Ablauf der jeweiligen Auf-

bewahrungsfrist in wissenschaftlichen Datenbanken ge-

speichert und fiir wissenschaftliche und statistische Zwe-
cke verarbeitet werden.

(7) Verarbeitungen nach Absatz 6 sind zu dokumentieren.
Wurden im Rahmen der Verarbeitungen nach Absatz 6 per-
sonenbezogene Daten lbermittelt, bezieht sich die Doku-
mentationspflicht auch darauf, an welche Stellen die Da-
ten Ubermittelt worden sind.

(8) Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist ist eine weitere
Aufbewahrung oder Speicherung der Akten nach Absatz 1
oder von Teilen hiervon nur zulassig, soweit eine am Ein-
zelfall orientierte und zu dokumentierende Priifung ergibt,
dass die weitere Aufbewahrung oder Speicherung fir ei-
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nen der in Absatz 6 Satz 1 Nr. 1 bis 7 genannten Zweck
nach wie vor erforderlich und unter Beriicksichtigung der
mit der weiteren Aufbewahrung oder Speicherung verbun-
denen Beeintrachtigung der Rechte der Betroffenen noch
verhaltnismaRig ist. Diese Prifung ist nach jeweils einem
Jahr zu wiederholen und zu dokumentieren.

(9) Ist eine weitere Aufbewahrung oder Speicherung von
Akten nach Absatz 1 Gber den Zeitraum von zehn Jahren
nach Ablauf des Jahres der Weglage hinaus beabsichtigt,
ist die betroffene Person zuvor anzuhdren. Die Entschei-
dung, die Akten Uber diesen Zeitraum hinaus aufzubewah-
ren oder zu speichern, ist der betroffenen Person schrift-
lich mitzuteilen und zu begriinden, soweit dies nicht eine
Gefahrdung, einen Nachteil oder eine Beeintrachtigung im
Sinne des § 54 Abs. 3 mit sich bringen wiirde; in diesem
Fall gelten § 55 Abs. 5 Satz 2 und Abs. 8 entsprechend.
Gegen die Entscheidung nach Satz 2 steht der betroffe-
nen Person das Verfahren nach § 109 des Strafvollzugs-
gesetzes vom 16. Marz 1976 (BGBI. | S. 581, 2088; 1977
| S. 436 in der jeweils geltenden Fassung offen. Solange
eine weitere Aufbewahrung erfolgen soll, sind die Anho6-
rung nach Satz 1 und die Mitteilung nach Satz 2 nach je-
weils einem Jahr zu wiederholen.

(10) Die Prifung nach Absatz 8 und die Verfahrensweise
nach Absatz 9 unterbleiben, solange die Akten fur ein an-
deres noch nicht rechtskraftig abgeschlossenes gerichtli-
ches Verfahren, ein anhangiges staatsanwaltschaftliches
Ermittlungsverfahren, ein parlamentarisches Untersu-
chungsverfahren oder eine Prifung des Rechnungshofs
beigezogen sind.

(11) Werden innerhalb der jeweiligen Aufbewahrungsfrist
nach Absatz 5 Satz 2 die Gefangenen erneut zum Vollzug
einer Freiheitsentziehung nach § 1 in eine Anstalt aufge-
nommen, entfallen die durch die Weglage der Akten aus-
geldsten Beschrankungen. Fir die weitere Verwendung
und die Aufbewahrung der Akten sind die Bestimmungen
und Fristen der Akten des erneuten Vollzugs mafgeblich.

(12) Erhalt die Anstalt im Zusammenhang mit dem Vollzug
der Untersuchungshaft oder einer der Freiheitsentziehun-
gen nach § 1 Nr. 2 von einer nicht nur vorlaufigen Einstel-
lung des zugrundeliegenden Verfahrens, einer unanfecht-
baren Ablehnung der Erdéffnung des Hauptverfahrens oder
einem rechtskraftigen Freispruch Kenntnis, betragen die
Fristen in Bezug auf die jeweilige Gefangenenpersonal-
akte abweichend von

1. Absatz 5 Satz 2 drei Jahre,

2. Absatz 9 Satz 1 funf Jahre.

(13) Soweit ein Grund fiir die weitere Aufbewahrung oder
Speicherung nicht mehr besteht, sind die Akten unverziig-
lich auf der Grundlage des Thuringer Archivgesetzes vom
29. Juni 2018 (GVBI. S. 308) in der jeweils geltenden Fas-
sung der zustandigen Abteilung des Landesarchivs anzu-
bieten. Ubernimmt das Landesarchiv diese Akten nicht,
sind sie unverziglich zu vernichten oder zu l6schen.

) Vierter Abschnitt
Ubermittlung personenbezogener Daten

§12
Ubermittiung personenbezogener Daten an éffentliche
und nichtéffentliche Stellen

(1) Die Justizvollzugsbehorden dirfen personenbezogene
Daten, die sie zulassig erhoben haben, Gibermitteln, soweit
dies zu vollzuglichen Zwecken erforderlich ist.

(2) Nichtoffentlichen Stellen dirfen die Justizvollzugsbe-

hérden zulassig erhobene personenbezogene Daten auch

zu Zwecken, zu denen sie nicht erhoben wurden, Gbermit-

teln, soweit

1. sich die Justizvollzugsbehorden oder andere 6ffentli-
che Stellen zur Erfillung ihrer Aufgaben in zulassiger

Weise der Mitwirkung nichtoffentlicher Stellen bedie-

nen und diese Mitwirkung ohne die Verarbeitung der

durch Justizvollzugsbehorden ibermittelten perso-
nenbezogenen Daten unmaoglich oder wesentlich er-
schwert ware, oder

2. diese Ubermittlung erforderlich ist, Gefangenen ins-
besondere

a) den Besuch von Behandlungs-, Beratungs-, Trai-
nings- und BildungsmafRnahmen sowie die Be-
schaftigung innerhalb und auf3erhalb von Anstalten,

b) die Inanspruchnahme von Leistungen der Berufs-
geheimnistragerinnen und Berufsgeheimnistrager
nach § 46 Abs. 1 und deren Hilfspersonen,

c) den Einkauf,

d) die Inanspruchnahme von Telekommunikations-
und Mediendienstleistungen,

e) die Inanspruchnahme von MaRnahmen der Entlas-
sungsvorbereitung, des Ubergangs in die Freiheit,
der Schuldenregulierung, der Wiedereingliederung,
der nachgehenden Betreuung oder des freiwilligen
Verbleibs in der Anstalt

zu ermoglichen.

(3) Zustandigen o6ffentlichen Stellen durfen die Justizvoll-

zugsbehdrden zulassig erhobene personenbezogene Da-

ten auch zu Zwecken, zu denen sie nicht erhoben wurden,

Ubermitteln, soweit

1. eine andere Rechtsvorschrift dies fiir den Anwendungs-
bereich dieses Gesetzes erlaubt oder anordnet oder

2. diese Ubermittlung erforderlich ist fiir

a) die Erflllung der Aufgaben der Gerichtshilfe, Ju-
gendgerichtshilfe, Bewahrungshilfe, Fiihrungsauf-
sicht, der Strafverfolgungsbehdérden oder der foren-
sischen Ambulanzen,

b) Evaluationen nach § 104 ThirdVollzGB, § 42 Abs. 1
ThirdAVollzG oder § 60 ThiirSVVollzG durch Hoch-
schulen oder andere Stellen, insbesondere lander-
Ubergreifende Verbiinde fiir bestimmte krimino-
logische Forschungsvorhaben, sowie gesetzlich
angeordnete Statistiken,

c) die Erfillung von Aufgaben, die den fir Sozialleis-
tungen zustandigen Leistungstragern durch Rechts-
vorschrift Gbertragen worden sind,

d) die Einleitung von HilfsmalRnahmen fir Angehdri-
ge nach § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB der Gefangenen,
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e) dienstliche MaRnahmen der Bundeswehr im Zu-
sammenhang mit der Aufnahme und Entlassung
von Soldatinnen und Soldaten,

f) die Erfillung der Aufgaben und Befugnisse der Aus-
landerbehorden,

g) die Erfillung der Aufgaben und Befugnisse der Ju-
gendamter oder der Betreuungsamter,

h) die Durchfihrung der Besteuerung, die Erhebung
oder Vollstreckung von Abgaben oder sonstigen 6f-
fentlich-rechtlichen Forderungen,

i) die Erreichung der in § 10 Abs. 2 oder § 16 ge-
nannten Zwecke,

j) die Erflllung der Aufgaben und Befugnisse der Po-
lizei oder

k) gerichtliche Entscheidungen nach der jeweiligen
Prozessordnung uber die Festsetzung von Kosten
und Vergiitungen der Rechtsbeistande und Pflicht-
verteidiger sowie Entscheidungen nach dem Jus-
tizvergutungs- und -entschadigungsgesetz vom
5. Mai 2004 (BGBI. 1S.718, 776) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

(4) Im Vollzug der Untersuchungshaft und der Freiheits-
entziehungen nach § 1 Nr. 2 unterbleiben Ubermittiungen
nach Absatz 3 Nr. 2, soweit die Gefangenen unter Berlick-
sichtigung der Art der Information und ihrer Rechtsstellung
ein schutzwiirdiges Interesse an dem Ausschluss der Uber-
mittlung haben.

(5) Ohne Einwilligung der betroffenen Person diirfen die
Justizvollzugsbehorden nichtoffentlichen Stellen zulassig
erhobene personenbezogene Daten zu Zwecken, zu de-
nen sie nicht erhoben wurden, unbeschadet des Absat-
zes 2 nur unter den Voraussetzungen nach Absatz 3 Nr. 1
oder § 10 Abs. 2 Nr. 3 bis 7 Ubermitteln.

(6) Die Ubermittlung von zuldssig erhobenen besonderen
Kategorien personenbezogener Daten darf an
1. offentliche Stellen nur unter den Voraussetzungen nach

§ 10 Abs. 3 und den §§ 16 und 28,

2. nichtéffentliche Stellen nur unter den Voraussetzungen,
dass diese Ubermittlung unbedingt erforderlich ist und
a) eine Rechtsvorschrift diese Ubermittlung fiir den
Anwendungsbereich dieses Gesetzes ausdriick-
lich erlaubt oder anordnet,
b) diese Ubermittiung der Erreichung vollzuglicher
Zwecke dient,
c) diese Ubermittlung auch unter Beriicksichtigung der
Interessen der Gefangenen an der Geheimhaltung
der personenbezogenen Daten der Abwehr
aa)einer Gefahr fir das Leben eines Menschen,
insbesondere zur Verhltung von Selbsttotun-
gen,

bb)einer erheblichen Gefahr fir die Gesundheit
oder anderer lebenswichtiger Interessen eines
Menschen oder

cc) der Gefahr erheblicher Straftaten

dient,

d) die Ubermittlung zur Abwehr erheblicher Nachtei-
le fir das Gemeinwohl oder sonst unmittelbar dro-
hender Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit er-
forderlich ist oder

e) die Daten von der betroffenen Person offenkundig
offentlich gemacht wurden,

3. forensische Ambulanzen zum Zweck von Behand-
lungsmaRnahmen, der Entlassungsvorbereitung und
der Nachsorge, soweit dies unbedingt erforderlich ist,

erfolgen.

(7) Personenbezogene Daten, die nach § 9 tber anstalts-
fremde Personen erhoben wurden, dirfen nur unter den
Voraussetzungen nach Absatz 1 oder fur die in § 10 Abs. 2
oder § 16 genannten Zwecke sowie zur Verhinderung oder
Verfolgung von Straftaten von erheblicher Bedeutung iber-
mittelt werden. Sie diirfen auch Gbermittelt werden, soweit
dies fur Zwecke der Fahndung und Festnahme entwiche-
ner oder sich sonst ohne Erlaubnis auerhalb der Anstalt
aufhaltender Gefangener erforderlich ist.

(8) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach dieser
Vorschrift Gbermittelt werden dirfen, weitere personenbe-
zogene Daten der betroffenen Person oder eines Dritten
in Akten oder Dateien so verbunden, dass eine Trennung,
Anonymisierung oder Pseudonymisierung nicht oder nur
mit unvertretbarem Aufwand méglich ist, ist die Ubermitt-
lung auch dieser Daten zuldssig, soweit nicht schutzwdr-
dige Interessen der betroffenen Person oder des Dritten
an deren Geheimhaltung offensichtlich Gberwiegen. Soweit
es sich um besondere Kategorien personenbezogener Da-
ten handelt, ist regelmaRig von einem Uberwiegenden be-
rechtigten Interesse der betroffenen Personen auszuge-
hen. Eine Speicherung, Nutzung und Ubermittlung dieser
Daten durch den Empfanger ist unzulassig.

(9) Soweit nichts anderes bestimmt ist, unterbleibt die Uber-

mittlung personenbezogener Daten, die

1. den Justizvollzugsbehérden durch Berufsgeheimnis-
tragerinnen und Berufsgeheimnistrager bekannt ge-
worden sind oder

2. inihrer Verarbeitung eingeschrankt oder unrichtig sind.

(10) § 10 Abs. 7 gilt entsprechend.

§13
Sicherheitsrelevante Erkenntnisse

(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit der Anstalt priifen
die Justizvollzugsbehdrden nach MalRgabe der §§ 14 und
15, ob sicherheitsrelevante Erkenntnisse Uber Gefangene
und anstaltsfremde Personen, die Zugang zu den Anstal-
ten begehren, vorliegen.

(2) Sicherheitsrelevante Erkenntnisse sind Tatsachen, die
die Annahme rechtfertigen, dass die betreffende Person
nach Absatz 1
1. in den letzten fiinf Jahren einzeln
a) sicherheitsgefahrdende oder geheimdienstliche Ta-
tigkeiten fir eine fremde Macht oder
b) Bestrebungen in Deutschland, die durch Anwen-
dung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorberei-
tungshandlungen
aa)gegen die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung,
bb)gegen den Bestand oder die Sicherheit des Bun-
des oder eines Landes oder
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cc) auf eine ungesetzliche Beeintrachtigung der
Amtsfiihrung der Verfassungsorgane des Bun-
des oder eines Landes oder ihrer Mitglieder
gerichtet sind oder
dd)auswartige Belange Deutschlands gefahrden,
verfolgt oder verfolgt hat oder Mitglied in einer Ver-
einigung war oder eine Vereinigung unterstutzt hat,
die solche Tatigkeiten oder Bestrebungen verfolgt
oder verfolgt hat,

2. in naher Zukunft Straftaten von erheblicher Bedeutung
begehen wird (Anlassperson),

3. aufgrund gegen sie bestehenden Straftatverdachts so-
wie wegen der Art oder Ausflihrung der Tat, ihrer Per-
soOnlichkeit oder sonstiger Erkenntnisse Grund zu der
Annahme gibt, dass zukuinftig Strafverfahren gegen sie
zu fuhren sind oder

4. von der Planung oder der Vorbereitung der Straftaten
oder der Verwertung der Tatvorteile Kenntnis hat oder
daran mitwirkt.

(3) Bei Personen, gegen die innerhalb der letzten funf Jah-

re eine Freiheitsentziehung nach § 1 vollzogen wurde, sind

sicherheitsrelevante Erkenntnisse Giber Absatz 2 hinaus

1. Tatsachen, die die Annahme rechtfertigen, dass sie in-
nerhalb des Justizvollzugs

a) eine Geiselnahme,

b) eine Gefangenenmeuterei,

c) einen kérperlichen Angriff auf Bedienstete oder Mit-
gefangene,

d) eine Entweichung aus dem geschlossenen Voll-
zug oder im Rahmen einer Aus- und Vorfihrung,

e) einen ernsthaften Suizidversuch,

f) eine Brandstiftung einzeln oder gemeinschaftlich
begangen oder zu begehen versucht oder sich da-
ran beteiligt haben oder

g) sich im Besitz verbotener Gegenstande oder Sub-
stanzen befanden oder

2. Informationen Uber angeordnete besondere Siche-
rungsmaflnahmen nach § 89 ThirdVollzGB, angeord-
neten unmittelbaren Zwang nach § 92 ThirJVollzGB

oder angeordnete Disziplinarmaflinahmen nach § 98

ThirdVollzGB oder

3. Inhaftierungen, denen eine Verurteilung aufgrund von

Straftaten nach

a) §86 Abs. 1 und 2 StGB,

b) § 86aAbs. 1 StGB,

c) §87 Abs. 1 StGB,

d) §88Abs. 1 und 2 StGB,

e) §89Abs. 1und 2 StGB,

f) §89aAbs. 1, 2a und 3 StGB,

g) §89bAbs. 1 und 3 StGB,

h) §89c Abs. 1, 2 und 3 StGB,

i) §125Abs. 1 StGB,

i) §129aAbs. 1,2, 3 und5 StGB,

k) § 129b Abs. 1 StGB oder

) §130Abs. 1,2, 3,4,5und6 StGB
zugrunde liegt oder innerhalb der letzten fiunf Jahre
zugrunde lag.

(4) Bei anstaltsfremden Personen, die an der Eingliederung
von Gefangenen mitwirken, kdnnen Uber Absatz 2 hinaus
auch Erkenntnisse Uber erhebliche strafrechtliche Verur-
teilungen, eine bestehende Suchtproblematik oder ande-

re fur die Beurteilung der Zuverlassigkeit erhebliche Um-
sténde sicherheitsrelevant sein.

§ 14
Uberpriifung Gefangener

(1) Zur Uberpriifung Gefangener diirfen die Justizvoll-
zugsbehdrden andere Justizvollzugsbehdérden sowie Jus-
tiz- und Sicherheitsbehérden um Auskunft Uber das Vor-
liegen sicherheitsrelevanter Erkenntnisse ersuchen und
hierauf bermittelte personenbezogene Daten verarbei-
ten. Von einem Auskunftsersuchen soll nur abgesehen
werden, wenn im Einzelfall aufgrund einer Gesamtwiirdi-
gung eine Gefahrdung der Sicherheit der Anstalt ausge-
schlossen werden kann. Bei begriindetem Anlass kénnen
Auskunftsersuchen nach Satz 1 wahrend der Inhaftierung
wiederholt werden.

(2) Die Justizvollzugsbehodrden sind im Rahmen der Befug-

nis nach Absatz 1 insbesondere berechtigt, beim

1. Landesamt firr Verfassungsschutz anzufragen, ob Tat-
sachen bekannt sind, die eine oder mehrere derin § 13
Abs. 2 Nr. 1 genannten Annahmen Uber die angefragte
Person rechtfertigen und welche Annahmen dies sind,

2. Landeskriminalamt anzufragen, ob Tatsachen bekannt
sind, die eine oder mehrere derin § 13 Abs. 2 Nr. 2 bis
4 genannten Annahmen Uber die angefragte Person
rechtfertigen und welche Annahmen dies sind.

(3) Die Justizvollzugsbehérden tbermitteln den angefrag-
ten Behorden soweit moglich den Nachnamen, Geburtsna-
men, die Vornamen, das Geburtsdatum, das Geschlecht,
den Geburtsort, das Geburtsland und die Staatsangehd-
rigkeit der betreffenden gefangenen Person. Uber Satz 1
hinaus sollen bekannt gewordene Aliaspersonalien, die vo-
raussichtliche Vollzugsdauer sowie das Aktenzeichen der
der Vollstreckung zugrundeliegenden Entscheidung mit-
geteilt werden. Die nach Absatz 1 Satz 1 angefragten Be-
hérden teilen den Justizvollzugsbehdérden die sicherheits-
relevanten Erkenntnisse Uber die betreffende gefangene
Person mit. In den Fallen des Absatzes 2 beschrankt sich
die Mitteilung auf die Annahmen, die die Behorde tber die
betreffende gefangene Person aufgrund der ihr bekannten
Tatsachen fiir gerechtfertigt halt.

(4) Bestehen auch aufgrund der Ubermittelten Informatio-
nen tatsachliche Anhaltspunkte fir eine Gefahr fir die Si-
cherheit der Anstalt, dirfen die Justizvollzugsbehdrden
Uber Absatz 2 hinausgehende Auskunfte oder Unterlagen
bei den angefragten Sicherheitsbehérden einholen. So-
weit im Rahmen dieser Auskiinfte eine Ubermittlung von
Daten fur erforderlich gehalten wird, die aus verdeckten
Uberwachungsmafnahmen der Telekommunikation oder
von Wohnrdumen oder bei einem verdeckten Eingriff in in-
formationstechnische Systeme erlangt worden sind, gel-
ten die besonderen Anforderungen des § 17 Abs. 3 ent-
sprechend. Sind derartige Daten in sicherheitsbehérdliche
Prognosen und Beurteilungen uber die betreffende gefan-
gene Person oder Uber Personen in deren persénlichen
Umfeld eingegangen, durfen diese Prognosen und Beur-
teilungen den Justizvollzugsbehdrden gleichwohl Gbermit-
telt und von diesen verarbeitet werden.
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(5) Die Ubermittlungs- und Verarbeitungsbefugnis fiir
personenbezogene Daten Uber Gefangene zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheit der Anstalt schlief3t die Verar-
beitungsbefugnis zum Zweck der Vollzugs- und Einglie-
derungsplanung der Gefangenen ein.

§15
Uberpriifung anstaltsfremder Personen

(1) Anstaltsfremde Personen, die in der Anstalt tatig wer-
den sollen, dirfen zu diesen Tatigkeiten nur zugelassen
werden, wenn keine Sicherheitsbedenken bestehen. Die
Justizvollzugsbehoérden sollen zur Aufrechterhaltung der
Sicherheit der Anstalt eine Zuverlassigkeitstiberprifung
dieser Personen vornehmen. Im Rahmen der Zuverlassig-
keitstiberprufung durfen sie andere Justizvollzugsbehdr-
den sowie Justiz- und Sicherheitsbehérden um Auskunft
Uber sicherheitsrelevante Erkenntnisse ersuchen und hie-
rauf Ubermittelte personenbezogene Daten verarbeiten;
insbesondere durfen sie
1. eine Auskunft nach § 41 Abs. 1 Nr. 1 BZRG einholen,
2. beim Landesamt flr Verfassungsschutz anfragen, ob
Tatsachen bekannt sind, die eine oder mehrere der in
§ 13 Abs. 2 Nr. 1 genannten Annahmen Uber die an-
gefragte Person rechtfertigen und welche Annahmen
dies sind und
3. beim Landeskriminalamt anfragen, ob Tatsachen be-
kannt sind, die eine oder mehrere der in § 13 Abs. 2
Nr. 2 bis 4 genannten Annahmen Uber die angefragte
Person rechtfertigen und welche Annahmen dies sind.
Die betreffende anstaltsfremde Person ist unverziglich
Uber eine beabsichtigte Uberpriifung zu informieren. Ist
die Uberpriifung in Eilfallen nicht méglich, soll eine Beauf-
sichtigung der anstaltsfremden Personen bei deren Tatig-
keit in der Anstalt erfolgen.

(2) Die Justizvollzugsbehorden sollen von der Zuverlassig-
keitsuberprufung nach Absatz 1 Satz 2 absehen, wenn auf-
grund des Anlasses, der Art, des Umfangs oder der Dauer
des Aufenthalts oder der Tatigkeit in der Anstalt eine Ge-
fahrdung der Sicherheit der Anstalt fernliegt.

(3) Die Justizvollzugsbehorden dirfen auch bei Personen,
die die Zulassung zum Besuch von Gefangenen oder zum
Besuch der Anstalt begehren, eine Zuverlassigkeitstber-
prifung nach Absatz 1 Satz 2 vornehmen. In den Fallen
des Absatzes 1 Satz 3 Halbsatz 1 sowie 2 Nr. 2 und 3 tei-
len die Justizvollzugsbehdérden auch mit, ob und fir wel-
che Gefangenen die Zulassung zum Besuch begehrt wird.

(4) Fur Anfragen und Auskiinfte nach Absatz 1 Satz 3 Halb-
satz 2 Nr. 2 und 3, auch aufgrund des Absatzes 3, gilt § 14
Abs. 3 und 4 entsprechend.

(5) Absatz 3 gilt nicht fir Besuche von Verteidigerinnen
und Verteidigern und Beistanden sowie fir Rechtsanwal-
tinnen und Rechtsanwalte, Notarinnen und Notare in ei-
ner die Gefangenen betreffenden Rechtssache. Jedoch
soll auch bei diesen Personen unter den Voraussetzun-
gen des § 42 Abs. 2 Satz 2 ThirdVollzGB die Anstalt eine
Zuverlassigkeitsuberprifung nach Absatz 1 Satz 2 vorneh-
men, wenn dem Vollzug die Verurteilung zu einer Straftat
nach § 129a StGB, auch in Verbindung mit § 129b Abs. 1

StGB, zugrunde liegt oder eine solche Verurteilung im An-
schluss zu vollstrecken ist.

(6) Wird den Justizvollzugsbehérden ein Vorliegen sicher-
heitsrelevanter Erkenntnisse bekannt, sollen die anstalts-
fremden Personen nicht oder nur unter Beschrankungen
zu der Tatigkeit oder dem Besuch in der Anstalt zugelas-
sen werden.

(7) Eine erneute Zuverlassigkeitsiiberprifung soll erfolgen,
wenn konkrete Hinweise auf neue sicherheitsrelevante Er-
kenntnisse nach § 13 Abs. 2 vorliegen, spatestens jedoch
nach Ablauf von drei Jahren, sofern ihre Erforderlichkeit
nach Absatz 1 Satz 1 und 2 weiter besteht.

§ 16
Fallkonferenzen

(1) Die Justizvollzugsbehdrden konnen Fallkonferenzen
mit Polizeibehdrden des Bundes und der Lander und den
Verfassungsschutzbehdérden des Bundes und der Lan-
der einberufen.

(2) Im Rahmen von Fallkonferenzen mit den Polizeibe-
hoérden des Bundes und der Lander dirfen die Justizvoll-
zugsbehdrden personenbezogene Daten, einschliel3lich
solcher besonderer Kategorien, die sie zulassig erhoben
haben, insbesondere den voraussichtlichen Entlassungs-
zeitpunkt, die voraussichtliche Entlassungsadresse sowie
die Vollzugs- und Eingliederungsplane Gibermitteln, sofern
1. tatsachliche Anhaltspunkte fiir die fortdauernde Ge-
fahrlichkeit der betreffenden Gefangenen fur die All-
gemeinheit vorliegen,
2. die Entlassung der betreffenden Gefangenen in vor-
aussichtlich nicht mehr als einem Jahr bevorsteht und
3. die Ubermittlung zur vorbeugenden Bekampfung von
Straftaten von erheblicher Bedeutung erforderlich ist;
die Ubermittlung personenbezogener Daten beson-
derer Kategorien zur vorbeugenden Bekdmpfung von
Straftaten von erheblicher Bedeutung muss zu diesem
Zweck unbedingt erforderlich sein.
Die Justizvollzugsbehdrden dirfen personenbezogene
Daten auch im Rahmen von Fallkonferenzen mit den Po-
lizeibehtérden des Bundes und der Lander zur Vorberei-
tung von Ausfiihrungen, Vorfuhrungen, Ausantwortungen,
Uberstellungen und Verlegungen bei tatsdchlichen Anhalts-
punkten fur eine Gefahr der Entweichung, von Gewaltta-
tigkeiten gegen Personen oder Sachen von bedeutendem
Wert, deren Erhaltung im 6&ffentlichen Interesse geboten
ist, und der Selbstverletzung oder Selbsttétung der betref-
fenden Gefangenen bermitteln. An den Fallkonferenzen
nach Satz 1 sollen die Bewahrungshilfe und die Fiihrungs-
aufsichtsstellen beteiligt werden. Im Zuge der Fallkonferen-
zen nach den Séatzen 1 und 2 dirfen die Justizvollzugsbe-
hérden personenbezogene Daten, einschlieflich solcher
besonderer Kategorien, bei den Polizeibehdrden abfra-
gen und erheben.

(3) Im Rahmen von Fallkonferenzen mit den Verfassungs-
schutzbehdérden des Bundes und der Lander durfen die
Justizvollzugsbehérden personenbezogene Daten, ein-
schliel3lich solcher besonderer Kategorien, die sie zulds-
sig erhoben haben, insbesondere den voraussichtlichen
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Entlassungszeitpunkt, die voraussichtliche Entlassungsad-
resse sowie die Vollzugs- und Eingliederungsplane tber-
mitteln, sofern
1. bestimmte Tatsachen den Verdacht von Tatigkeiten
oder Bestrebungen nach § 10 Abs. 2 Nr. 3 begriinden,
2. eine damit im Zusammenhang stehende Gefahr fir
die Sicherheit der Anstalt oder die Erreichung des Voll-
zugsziels in einem Uberschaubaren Zeitraum einzutre-
ten droht und
3. die Ubermittlung zur Verhiitung der in Nummer 2 ge-
nannten Gefahren unbedingt erforderlich ist.
An den Fallkonferenzen sollen die Bewahrungshilfe und
die Fuhrungsaufsichtsstellen beteiligt werden, sofern die
Entlassung der Gefangenen in voraussichtlich nicht mehr
als einem Jahr bevorsteht. Im Zuge dieser Fallkonferen-
zen dirfen die Justizvollzugsbehdrden personenbezoge-
ne Daten, einschlieBlich solcher besonderer Kategorien,
bei den Verfassungsschutzbehdérden des Bundes und der
Lander abfragen und erheben.

(4) Fallkonferenzen zwischen den Justizvollzugsbehérden,
den Polizeibehdrden des Bundes und der Lander und den
Verfassungsschutzbehérden des Bundes und der Lander
dirfen stattfinden, sofern

1. bestimmte Tatsachen die Annahme einer gegenwarti-
gen Gefahr flr Leib, Leben, Gesundheit oder Freiheit
einer Person oder flir Sachen von erheblichem Wert,
deren Erhaltung im éffentlichen Interesse geboten ist,
begriinden,

2. bestimmte Tatsachen den Verdacht von Tatigkeiten
oder Bestrebungen nach § 10 Abs. 2 Nr. 3 begrin-
den und

3. die Fallkonferenz zur Abwehr der in Nummer 1 genann-
ten Gefahren unbedingt erforderlich ist.

Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Im Zuge dieser Fallkon-
ferenzen durfen die Justizvollzugsbehérden personenbe-
zogene Daten, einschlieBlich solcher besonderer Katego-
rien, bei den Polizeibehorden des Bundes und der Lander
sowie den Verfassungsschutzbehdrden des Bundes und
der Lander abfragen und erheben.

(5) Die wesentlichen Ergebnisse der durchgefihrten Fall-
konferenzen sind zu dokumentieren.

(6) Die Vollzugs- und Eingliederungsplanung bleibt den
Justizvollzugsbehdrden vorbehalten.

16 a
Geheimschutz

(1) Sicherheitsrelevante Erkenntnisse, die den Justizvoll-
zugsbehérden nach § 14 Abs. 3 Satz 4, § 15Abs. 4, § 16
Abs. 2 Satz 4, Abs. 3 Satz 3 oder Abs. 4 Satz 3 ibermit-
telt worden sind, sind in gesonderten Akten oder Datei-
systemen zu fuhren.

(2) Die Justizvollzugsbehdérden diirfen diese Daten abwei-
chend von § 14 Abs. 5 ohne Zustimmung der Gbermitteln-
den Stelle nur zu den Zwecken verarbeiten, zu denen sie
Ubermittelt worden sind. Sie diirfen dartiber hinaus nur mit
Zustimmung der Ubermittelnden Stelle zu den Akten ge-
nommen werden. In diesem Fall sind fiir die weitere Ver-
arbeitung die Vorschriften des § 11 maf3geblich.

(3) Daten nach Absatz 1, die sich auf Gefangene oder de-
ren Besucher beziehen, diirfen abweichend von Absatz 2
im Fall einer Verlegung an die aufnehmende Anstalt tber-
mittelt werden. Diese Daten sind spatestens sechs Mona-
te, nachdem die betroffene gefangene Person die Anstalt
verlassen hat, zu l6schen.

(4) Im Ubrigen gelten die Ldéschungsfristen des § 61.

§17
Weitere Zulassigkeitsvoraussetzungen fur die
Verarbeitung personenbezogener Daten mit den
Sicherheitsbehdrden

(1) Die Ubermittlung personenbezogener Daten an Sicher-
heitsbehorden zur Gefahrenverhiitung, zur Gefahrenab-
wehr, zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten,
zur Verhinderung oder Verfolgung von Ordnungswidrigkei-
ten oder zu den in § 10 Abs. 2 Nr. 3 genannten Zwecken
ist nur zulassig, wenn
1. sich im Einzelfall konkrete Ansatze ergeben zur
a) Verhitung, Aufdeckung oder Verfolgung der Straf-
taten oder Ordnungswidrigkeiten oder
b) Abwehr von in einem Uberschaubaren Zeitraum
drohenden Gefahren und
2. mindestens
a) der Schutz solch bedeutsamer Rechtsgliter oder
b) die Verhitung, Aufdeckung oder Verfolgung solch
schwerwiegender Straftaten oder Ordnungswid-
rigkeiten
verwirklicht werden soll, dass ein im Vergleich zur Datener-
hebung gleichwertiger Rechtsgliterschutz sichergestellt ist.

(2) Absatz 1 gilt fur die Erhebung von personenbezoge-
nen Daten Uber Gefangene und anstaltsfremde Personen
durch die Justizvollzugsbehorden bei den Sicherheitsbe-
hoérden zur Gefahrenverhitung, zur Gefahrenabwehr, zur
Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten oder zur Ver-
hinderung oder Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten ent-
sprechend.

(3) Fuir die Erhebung und Ubermittlung von personenbezo-

genen Daten, die durch einen verdeckten Einsatz techni-

scher Mittel in oder aus Wohnungen oder einen verdeck-

ten Eingriff in informationstechnische Systeme erlangt

wurden, gilt Absatz 1 Nr. 1 Buchst. b mit der MaRRgabe

entsprechend, dass

1. bei personenbezogenen Daten, die durch einen ver-
deckten Einsatz technischer Mittel in oder aus Woh-
nungen erlangt wurden, im Einzelfall eine dringende
Gefahr fur den Bestand oder die Sicherheit des Bun-
des oder eines Landes, fir Leib, Leben oder Freiheit
einer Person oder Sachen von bedeutendem Wert,
deren Erhaltung im 6ffentlichen Interesse geboten ist,
vorliegen muss und

2. bei personenbezogenen Daten, die durch einen ver-
deckten Eingriff in informationstechnische Systeme er-
langt wurden, im Einzelfall bestimmte Tatsachen jeden-
falls die Annahme rechtfertigen, dass innerhalb eines
Uberschaubaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art
nach konkretisierte Weise eine Schadigung von Leib,
Leben oder Freiheit einer Person oder solcher Gliter
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der Allgemeinheit, deren Bedrohung die Existenz der
Menschen berlhrt, eintritt.

(4) Die Befugnisse zum erkennungsdienstlichen Datenab-
gleich zur Identifikation von Gefangenen nach § 29 und
anstaltsfremden Personen nach § 36 Abs. 4, zur Abfra-
ge und Verarbeitung der Informationen nach § 14 Abs. 1
bis 3 und § 15 Abs. 1 und 3, zum Vollzug der Mitteilungen
nach § 20 Abs. 2 sowie zum Austausch der Daten nach
§ 24 Abs. 3 bis 5 bleiben von den Vorgaben nach den Ab-
séatzen 1 bis 3 unberthrt.

§18
Verantwortung fiir die Ubermittlung personenbezogener
Daten und Verfahren

(1) Die Verantwortung fiir die Zulassigkeit der Ubermitt-
lung personenbezogener Daten tragt die Ubermittelnde
Justizvollzugsbehorde.

(2) Erfolgt die Ubermittlung personenbezogener Daten auf
Ersuchen einer offentlichen Stelle, tragt diese die Verant-
wortung fur die Zulassigkeit der weiteren Verarbeitung. In
diesem Fall priifen die Justizvollzugsbehdrden nur, ob das
Ersuchen im Rahmen der Aufgaben der empfangenden 6f-
fentlichen Stelle liegt und Regelungen dieses Gesetzes der
Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten durch die
empfangende o6ffentliche Stelle nicht entgegenstehen, es
sei denn, dass besonderer Anlass zur Priifung der Zulas-
sigkeit dieser Verarbeitung besteht.

(3) Soll die Ubermittiung personenbezogener Daten auf
Ersuchen einer nichtéffentlichen Stelle erfolgen, hat die-
se die hierfir erforderlichen Angaben zu machen, insbe-
sondere die Rechtsgrundlage fur die von ihr beabsichtigte
Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten anzuge-
ben. Eine Ubermittiung personenbezogener Daten an die
nichtoffentliche Stelle darf nur erfolgen, soweit sich auch
die von der nichtéffentlichen Stelle beabsichtigte Verarbei-
tung als rechtmafig erweist.

(4) Soweit es mit angemessenem Aufwand maglich ist, sind
die personenbezogenen Daten vor ihrer Ubermittiung auf
Richtigkeit, Vollstandigkeit und Aktualitat zu Gberprifen.

(5) Bei der Ubermittlung personenbezogener Daten zum
Zweck der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfol-
gung von Straftaten oder der Strafvollstreckung einschlie3-
lich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren fir
die 6ffentliche Sicherheit werden nach Mdoglichkeit die er-
forderlichen Informationen beigefiigt, die es den empfan-
genden offentlichen Stellen ermdglichen, die Richtigkeit,
die Vollstandigkeit und die Zuverlassigkeit der personenbe-
zogenen Daten sowie deren Aktualitatsgrad zu beurteilen.

(6) Personenbezogene Daten, die an nichtoffentliche Stel-
len UGbermittelt werden sollen, sind vor der Ubermittlung zu
pseudonymisieren, soweit nicht der Personenbezug flr die
Erfiillung des Ubermittiungszweckes erforderlich ist. Dabei
ist die Haftidentifikationsnummer als Pseudonym zu ver-
wenden, wenn nicht besondere Griinde entgegenstehen.

§19
Foérmliche Verpflichtung Dritter

(1) Personen, die bei einer mit Aufgaben der 6ffentlichen
Verwaltung betrauten 6ffentlichen oder nichtéffentlichen
Stelle beschaftigt oder tatig sind und Kenntnis von perso-
nenbezogenen Daten erlangen sollen, die von Justizvoll-
zugsbehdrden Ubermittelt wurden, sind vor Erlangung der
Kenntnis nach § 1 des Verpflichtungsgesetzes férmlich zu
verpflichten, sofern sie nicht bereits als Amtstrager im Sin-
ne des § 11 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. ¢ StGB gelten. Von der
formlichen Verpflichtung kann voriibergehend abgesehen
werden, soweit deren Vornahme vor der Ubermittlung der
Daten Leib oder Leben eines Menschen oder bedeutende
Sachwerte gefahrden wirde und die Verpflichtung unver-
ziiglich nachgeholt wird; erfolgt die Ubermittlung der Daten
nicht durch die Justizvollzugsbehérden, sind sie unverziig-
lich unter Angabe der Personalien der Kenntniserlangen-
den von der Ubermittlung zu unterrichten.

(2) Sonstige bei offentlichen oder nichtéffentlichen Stel-
len beschéftigte oder tatige Personen, die nicht Amtstra-
ger nach § 11 Abs. 1 Nr. 2 StGB sind oder die nicht nach
Absatz 1 férmlich verpflichtet werden kénnen, dirfen von
personenbezogenen Daten nur Kenntnis erlangen, soweit
die Daten vor ihrer Ubermittlung pseudonymisiert wurden.

§ 20
Mitteilung Uber Haftverhaltnisse

(1) Die Justizvollzugsbehérden dirfen auf Antrag mittei-

len, ob und gegebenenfalls in welcher Anstalt eine Person

inhaftiert ist, ob ihre Entlassung voraussichtlich innerhalb

eines Jahres bevorsteht sowie, falls die Entlassung vor-

aussichtlich innerhalb eines Jahres bevorsteht, den vor-

aussichtlichen Entlassungstermin, soweit

1. die Mitteilung zur Erfullung der in der Zustandigkeit der
anfragenden &ffentlichen Stelle liegenden Aufgaben er-
forderlich ist oder

2. von nichtéffentlichen Stellen schriftlich ein berechtigtes
Interesse an dieser Mitteilung glaubhaft dargelegt wird
und die betroffene gefangene Person kein schutzwdir-
diges Interesse an dem Ausschluss der Ubermittlung
hat.

(2) Die Justizvollzugsbehérden sind auch ohne Vorliegen
eines Antrages befugt,
1. die Aufnahme einer Person zum Vollzug einer Frei-
heitsentziehung nach § 1
a) der Einweisungsbehérde sowie nach Ubergang
der Vollstreckung nach § 85 Abs. 2 oder 3 des Ju-
gendgerichtsgesetzes (JGG) in der Fassung vom
11. Dezember 1974 (BGBI. | S. 3427) in der jeweils
geltenden Fassung der dann zusténdigen Vollstre-
ckungsleitung,
b) nach § 32 Abs. 2 Satz 1 des Bundeskriminalamtge-
setzes (BKAG) vom 1. Juni 2017 (BGBI. | S. 1354;
2019 | S. 400) in der jeweils geltenden Fassung
dem Landeskriminalamt sowie darlber hinaus der
fur den Wohnsitz der Gefangenen 6rtlich zustandi-
gen Polizeidienststelle,
c) der Meldebehérde im Rahmen der melderechtli-
chen Vorschriften,
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d) bei Gefangenen, die Sozialleistungen beziehen,
dem zustandigen Sozialleistungstrager,

e) bei Gefangenen, die das 21. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, dem zustandigen Jugendamt,

f) bei minderjahrigen Gefangenen iiber Buchstabe e
hinaus den Personensorgeberechtigten,

g) beiauslandischen Gefangenen der konsularischen
Vertretung des Staates, dem sie angehéren, im
Rahmen der mit diesem Staat bestehenden vol-
kerrechtlichen Vereinbarungen sowie der zustan-
digen Auslanderbehdrde sowie

h) der zustandigen Stelle der Gerichts-, Jugendge-
richts- und Bewahrungshilfe oder der Fiihrungs-
aufsichtsstelle,

2. den Beginn und das Ende einer Unterbringung im offe-
nen Vollzug nach § 22 Abs. 2 und 3 ThiirdVollzGB, von
unbegleiteten Ausgangen, Langzeitausgangen, von
Freigdngen, von einer Unterbringung in einer beson-
deren Erziehungseinrichtung nach § 46 Abs. 1 Nr. 2 bis
5 ThirdVollzGB oder einer sonstigen Einrichtung au-
Rerhalb des Justizvollzugs der flr die Anstalt und der
fur den voraussichtlichen Aufenthaltsort der Gefange-
nen Ortlich zustandigen Polizeidienststelle,

3. eine befristete Strafunterbrechung
a) dem Landeskriminalamt nach § 32 Abs. 2 Satz 1

BKAG,

b) der fiir die Anstalt und der fiir den Wohnsitz der Ge-
fangenen ortlich zustandigen Polizeidienststelle,

c) der Einweisungsbehorde, bei jugendlichen Gefan-
genen daruber hinaus dem zustandigen Jugendamt
und bei minderjahrigen Gefangenen dariber hinaus
den Personensorgeberechtigten sowie

4. den Zeitpunkt der Entlassung
a) der Einweisungsbehorde,

b) dem Landeskriminalamt nach § 32 Abs. 2 Satz 1
BKAG sowie der fur die Entlassungsadresse ortlich
zustandigen Polizeidienststelle,

c) beijugendlichen Gefangenen dem Jugendamt so-
wie bei minderjahrigen Gefangenen dartiber hin-
aus den Personensorgeberechtigten,

d) der Meldebehorde im Rahmen der melderechtli-
chen Vorschriften,

e) bei Gefangenen, die nach der Entlassung unter Be-
wahrung oder unter Flihrungsaufsicht gestellt sind,
der zustandigen Stelle der Bewahrungshilfe oder
der Flihrungsaufsicht sowie

f) bei Gefangenen, Gber die nach § 14 ein Vorliegen
sicherheitsrelevanter Erkenntnisse mitgeteilt wor-
den ist, der Sicherheitsbehdrde, von der diese Mit-
teilung stammt,

mitzuteilen. Den Mitteilungen nach

1. Satz 1 Nr. 1 Buchst. a darf auch eine Strafzeitberech-
nung und eine Bescheinigung Uber die Aushandigung
der der Vollstreckung zugrundeliegenden 6ffentlich zu-
gestellten Entscheidungen und

2. Satz 1 Nr. 1 Buchst. e darf bei einer Veranderung der
Strafzeit (iber das 21. Lebensjahr hinaus auch die Mit-
teilung tiber die Anderung der Strafzeit

beigefiigt werden.

(3) Bei Untersuchungsgefangenen sowie bei Gefangenen,
fiir die Untersuchungshaft als Uberhaft notiert ist, darf dem
Gericht und der Staatsanwaltschaft ein Auftreten von Er-

krankungen, die Einfluss auf die Durchfiihrung des Straf-
verfahrens haben kdénnen, mitgeteilt werden. Die Mitteilung
ist ohne Nennung von Befunden und Diagnosen darauf zu
beschranken, dass eine Erkrankung vorliegt und wie lan-
ge sie voraussichtlich eine Durchfiihrung von Anhérungen
oder Gerichtsverhandlungen beeintrachtigen kann.

(4) Verletzten einer Straftat sowie deren Rechtsnachfol-
gerinnen und Rechtsnachfolgern kénnen Uber Absatz 1
hinaus auf schriftlichen Antrag Auskiinfte tber die Entlas-
sungsadresse oder die Vermdgensverhaltnisse von Ge-
fangenen erteilt werden, wenn dies zur Feststellung oder
Durchsetzung von Rechtsanspriichen im Zusammenhang
mit der Straftat erforderlich ist.

(5) Zustandigen offentlichen Stellen kénnen iber Absatz 1
hinaus auf Antrag Auskunfte Uber die Entlassungsadres-
se oder die Vermogensverhaltnisse von Gefangenen er-
teilt werden, wenn dies zur Feststellung oder Durchset-
zung offentlich-rechtlicher Forderungen erforderlich ist.

(6) Im Vollzug der Untersuchungshaft und der Freiheitsent-
ziehungen nach § 1 Nr. 2 besteht die zulassige Mitteilung
nach den Absatzen 1 und 4 in der Angabe, ob sich die Per-
son in der Anstalt in Untersuchungshaft oder der Freiheits-
entziehung befindet. Eine Ubermittlung unterbleibt, soweit
die Gefangenen unter Berticksichtigung der Art der Infor-
mation und ihrer Rechtsstellung ein schutzwiirdiges Inte-
resse an dem Ausschluss der Ubermittlung haben.

(7) Mitteilungen nach den Abséatzen 1 und 3 sind in den
Gefangenenpersonalakten der betroffenen Gefangenen
zu dokumentieren.

§21
Aktenlberlassung

(1) Soweit die Ubermittiung der darin enthaltenen Daten zu-
Iassig ist, dlrfen Akten mit personenbezogenen Daten nur
1. Justizvollzugsbehérden,

2. Stellen der Gerichtshilfe, Jugendgerichtshilfe, Bewah-
rungshilfe oder Fihrungsaufsicht sowie den forensi-
schen Ambulanzen,

3. Gerichten,

4. den Strafvollstreckungs- und Strafverfolgungsbehor-
den,

5. den von Justizvollzugs-, Strafverfolgungs- oder Straf-
vollstreckungsbehérden oder von einem Gericht mit
Gutachten beauftragten Stellen,

6. sonstigen offentlichen und nichtoffentlichen Stellen,
wenn die Erteilung einer Auskunft entweder einen un-
vertretbaren Aufwand erfordern wirde oder nach Dar-
legung der die Akteneinsicht begehrenden Stelle die
Erteilung einer Auskunft fur die Erfullung ihrer Aufga-
ben nicht ausreicht,

7. parlamentarischen Untersuchungsausschissen oder

8. dem Rechnungshof

Uberlassen oder im Falle elektronischer Aktenflihrung in

Form von Duplikaten Gbermittelt werden.

(2) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach § 12
Abs. 1, 3 oder 5 Ubermittelt werden durfen, weitere per-
sonenbezogene Daten der betroffenen Person oder eines
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Dritten in Akten so verbunden, dass eine Trennung, Ano-
nymisierung oder Pseudonymisierung nicht oder nur mit
unvertretbarem Aufwand méglich ist, ist die Ubermittlung
nach Absatz 1 zuldssig, soweit nicht berechtigte Interes-
sen der betroffenen Person oder des Dritten an deren Ge-
heimhaltung offensichtlich iberwiegen. Soweit es sich um
besondere Kategorien personenbezogener Daten handelt,
istin der Regel von einem Uberwiegenden berechtigten In-
teresse der betroffenen Person auszugehen. Eine Speiche-
rung, Verarbeitung und Ubermittlung der weiteren perso-
nenbezogenen Daten nach Satz 1 durch die empfangende
offentliche Stelle ist unzulassig.

§22
Auskunft und Akteneinsicht fir wissenschaftliche
Zwecke

(1) Fiir die Ubermittlung personenbezogener Daten in Ak-
ten an Hochschulen, andere Einrichtungen, die wissen-
schaftliche Forschung betreiben, und 6ffentliche Stellen fiir
wissenschaftliche Zwecke gilt § 476 StPO entsprechend
mit der MalRgabe, dass auch elektronisch gespeicherte
personenbezogene Daten Ubermittelt werden kénnen. Die
Ubermittlung kann auch auf elektronischem Wege erfolgen.

(2) Im Vollzug der Untersuchungshaft und der Freiheits-
entziehungen nach § 1 Nr. 2 unterbleiben Ubermittiungen
nach Absatz 1, soweit fiir die UbermitteInde Stelle erkenn-
bar ist, dass die Gefangenen unter Beruicksichtigung der Art
der Information und ihrer Rechtsstellung ein schutzwirdi-
ges Interesse an dem Ausschluss der Ubermittlung haben.

§23
Akteneinsicht durch nationale und internationale Stellen
zur Verhutung von Folter

Die Mitglieder einer Delegation der Nationalen Stelle zur
Verhutung von Folter, des Europaischen Ausschusses
zur Verhitung von Folter und unmenschlicher oder er-
niedrigender Behandlung oder Strafe sowie einer durch
das Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen Fol-
ter und andere grausame, unmenschliche oder erniedri-
gende Behandlung legitimierten Stelle erhalten wahrend
des Besuchs in der Anstalt Einsicht in die Gefangenenper-
sonalakten, Gesundheits- und Therapieakten sowie Kran-
kenblatter im Justizvollzugskrankenhaus, soweit dies zur
Wahrnehmung der Aufgaben der jeweiligen Stelle unbe-
dingt erforderlich ist.

§24
Zentrale Vollzugsdatei, Automatisierung des
Datenaustauschs mit anderen Justizvollzugsbehdérden,
Justizbehoérden, Sicherheitsbehérden, Tragern der
Sozialhilfe und Jugendamtern

(1) Die nach diesem Gesetz erhobenen personenbezo-
genen Daten kénnen fir die Justizvollzugsbehérden ganz
oder zum Teil zentral verarbeitet und insbesondere auch in
einer zentralen Vollzugsdatei gespeichert werden.

(2) Zur Feststellung von Vorinhaftierungen und sicher-
heitsrelevanten Erkenntnissen aus Vorinhaftierungen darf
auch fiir die Erhebung und Ubermittlung personenbezo-

gener Daten nach § 14 Abs. 1 und § 15 Abs. 1 ein auto-
matisiertes Verfahren zwischen den Justizvollzugsbehor-
den der Lander eingerichtet und durchgefiihrt werden.
Das automatisierte Verfahren darf auch die Angabe um-
fassen, ob aus der Vorinhaftierung Erkenntnisse nach § 14
Abs. 2 vorliegen.

(3) Fur den Austausch der Daten nach

1. § 12 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a, ¢, d und e,
2. § 12 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. a, c und h,
3. §14 Abs. 2 und 3,
4. §15Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 Nr. 2 und Abs. 3,
5. §20Abs. 2
a) Nr. 1 Buchst. a bis e, g 2. Alternative und h,
b) Nr. 2,
c) Nr. 3 Buchst. a, bund c 1. und 2. Alternative sowie

d) Nr. 4 Buchst. a, b und c 1. Alternative sowie d bis f
durfen automatisierte Verfahren eingerichtet und durch-
geflhrt werden, soweit diese Form der Datentbermittlung
unter Beriicksichtigung der schutzwiirdigen Belange der
betroffenen Personen und der Erfiillung des Zwecks der
Ubermittlung angemessen ist. Die Justizvollzugsbehérden
sind befugt, unter den Voraussetzungen des § 8 Abs. 1im
Rahmen dieser automatisierten Verfahren personenbezo-
gene Daten von den teilnehmenden Stellen Gbermittelt zu
bekommen und fir vollzugliche Zwecke zu verarbeiten. Bei
der Einrichtung und Durchfiihrung der automatisierten Ver-
fahren ist technisch sicherzustellen, dass nur die nach der
jeweiligen Bestimmung zul&ssigen und erforderlichen Da-
ten bermittelt werden kénnen und dass die Ubermittlung
ausschlieBlich an den vorgesehenen Empfanger erfolgt.

(4) Das fir die Organisation und Verwaltung des Justiz-
vollzugs zustandige Ministerium bestimmt durch Rechts-
verordnung die Einzelheiten der Einrichtung der zentra-
len Vollzugsdatei nach Absatz 1 sowie der automatisierten
Ubermittlungsverfahren nach den Absatzen 2 und 3. In der
Rechtsverordnung sind MalRnahmen zur Datensicherung
und zur Kontrolle vorzusehen, die in einem angemesse-
nen Verhaltnis zu dem angestrebten Schutzzweck stehen;
hierbei sind hinsichtlich
1. der zentralen Vollzugsdatei Regelungen Uber die in ihr
gespeicherten und abrufbaren Daten sowie die Zugriffs-
rechte festzulegen, wobei durch differenzierte Vorga-
ben sicherzustellen ist, dass nur berechtigte Personen
auf die fur ihre Aufgabenerfillung erforderlichen Daten
zugreifen kénnen, und
2. der automatisierten Ubermittlungsverfahren Regelun-
gen zu den jeweiligen Empfangern der Daten, tber die
Art der Daten und den Zweck der Ubermittlung fest-
zulegen.
Der oder die Landesbeauftragte fur den Datenschutz und
fur die Informationsfreiheit ist vor Erlass der Rechtsver-
ordnung zu héren.

(5) Abweichend von Absatz 4 kdnnen die Justizvollzugs-
behdérden fir den Datenaustausch nach Absatz 3 ein elek-
tronisches Dateisystem fiir den automatisierten Datenab-
ruf einrichten, welcher darauf beschrankt ist, ob und seit
wann sich eine bestimmte Person im Vollzug einer Frei-
heitsentziehung nach § 1 befindet, welche Art der Freiheits-
entziehung vorliegt, welche Einweisungsbehdérde zustan-
dig ist und deren Geschéftszeichen, wann voraussichtlich
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mit der Entlassung zu rechnen ist und wann die Entlas-
sung vollzogen wurde sowie wie die Entlassungsanschrift
lautet (beschranktes Auskunftsverfahren). Das beschrank-
te Auskunftsverfahren muss den Anforderungen der §§ 41
und 43 genlgen. Es istinsbesondere sicherzustellen, dass
1. ausschlieRlich die in Satz 1 genannten Daten durch ge-
sondert autorisierte Personen der berechtigten Stellen
abgerufen werden koénnen,
2. bei jedem Abruf personenbezogener Daten
a) die abrufende Stelle,
b) die abrufende Person,
c) der Zweck des Datenabrufs sowie
d) das Geschéftszeichen des Verwaltungsvorgangs
der abrufenden Stelle protokolliert wird und
3. Daten Uber eine Person nicht mehr abgerufen werden
kdénnen, sobald die Entlassung mehr als zwei Mona-
te zurickliegt.

(6) Soweit die bundesgesetzlichen Voraussetzungen hier-
fur geschaffen werden, sind die Anstalten befugt, tber die
bei ihnen inhaftierten Personen Auskinfte aus dem zen-
tralen staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister nach
§ 492 der Strafprozessordnung einzuholen und die da-
durch gewonnenen personenbezogenen Daten fir voll-
zugliche Zwecke zu verarbeiten.

Fiinfter Abschnitt
Besondere Formen der Datenverarbeitung

§25
Datenverarbeitung im Auftrag

(1) Die Justizvollzugsbehoérden diirfen personenbezoge-
ne Daten durch andere Personen oder Stellen im Auftrag
verarbeiten lassen. Dies gilt auch fir Test- und Freigabe-
verfahren, Prifungs- und Wartungsarbeiten sowie ver-
gleichbare Hilfstatigkeiten einschlieRlich der Fernwartung.

(2) In den Fallen des Absatzes 1 bleiben die Justizvoll-
zugsbehdrden fur die Einhaltung der Bestimmungen die-
ses Gesetzes und anderer Vorschriften Uber den Daten-
schutz verantwortlich. Die Rechte der betroffenen Person
auf Auskunft, Berichtigung, L6schung, Einschrankung der
Verarbeitung und Schadensersatz sind in diesem Fall ge-
genuber den Justizvollzugsbehdrden geltend zu machen.

(3) Die Justizvollzugsbehérden diirfen nur solche Auftrags-
verarbeiter mit der Verarbeitung personenbezogener Daten
beauftragen, die mit geeigneten technischen und organi-
satorischen MalRnahmen sicherstellen, dass die Verarbei-
tung im Einklang mit den gesetzlichen Anforderungen er-
folgt und der Schutz der Rechte der betroffenen Person
gewabhrleistet wird.

(4) Auftragsverarbeiter durfen weitere Auftragsverarbeiter
ohne vorherige schriftiche Genehmigung der Justizvoll-
zugsbehdorden nicht in Anspruch nehmen. Vor jeder beab-
sichtigten Anderung in Bezug auf die Hinzuziehung oder
die Ersetzung anderer Auftragsverarbeiter sind die Justiz-
vollzugsbehdrden zu unterrichten.

(5) Zieht ein Auftragsverarbeiter einen weiteren Auftrags-
verarbeiter hinzu, so legt er diesem dieselben Verpflichtun-

gen aus seinem Vertrag mit den Justizvollzugsbehérden
nach Absatz 6 auf, die auch fir ihn gelten, soweit diese
Pflichten fur den weiteren Auftragsverarbeiter nicht schon
aufgrund anderer Vorschriften verbindlich sind. Erfullt ein
weiterer Auftragsverarbeiter diese Verpflichtungen nicht,
so haftet auch der ihn beauftragende Auftragsverarbeiter
gegeniber den Justizvollzugsbehdrden fiur die Einhaltung
der Pflichten des weiteren Auftragsverarbeiters.

(6) Die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter erfolgt
auf der Grundlage eines schriftlichen Vertrags oder eines
anderen Rechtsinstruments, der oder das den Auftrags-
verarbeiter an die Justizvollzugsbehdérden bindet und den
Gegenstand, die Dauer, die Art und den Zweck der Verar-
beitung, die Art der personenbezogenen Daten, die Kate-
gorien betroffener Personen und die Rechte und Pflichten
der Justizvollzugsbehérden festlegt. Der Vertrag oder das
andere Rechtsinstrument enthalten insbesondere, dass
der Auftragsverarbeiter

1. nur auf dokumentierte Weisung der Justizvollzugsbe-
hérden handelt; ist der Auftragsverarbeiter der Auffas-
sung, dass eine Weisung rechtswidrig ist, hat er die
Justizvollzugsbehoérde, welche die Weisung erteilt hat,
unverzuglich zu informieren,

2. gewabhrleistet, dass die zur Verarbeitung der personen-
bezogenen Daten befugten Personen zur Vertraulich-
keit verpflichtet werden, soweit sie keiner angemesse-
nen gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen,

3. die Justizvollzugsbehdrden mit geeigneten Mitteln da-
bei unterstitzt, die Einhaltung der Bestimmungen Gber
die Rechte der betroffenen Person zu gewahrleisten,

4. alle personenbezogenen Daten nach Abschluss der
Erbringung der Verarbeitungsleistungen nach Wahl
der Justizvollzugsbehdérden zurtickgibt oder 16scht und
bestehende Kopien vernichtet, soweit nicht nach einer
Rechtsvorschrift eine Verpflichtung zur Speicherung
der Daten besteht,

5. den Justizvollzugsbehdrden alle erforderlichen Infor-
mationen, insbesondere die nach § 43 erstellten Pro-
tokolle, zum Nachweis der Einhaltung seiner Pflichten
zur Verfugung stellt,

6. Uberpriifungen, die von den Justizvollzugsbehdrden
oder einem von diesen hierzu Beauftragten durchge-
fuhrt werden, erméglicht und dazu beitragt,

7. die in den Absatzen 4 und 5 genannten Bedingungen

fur die Inanspruchnahme der Dienste eines weiteren

Auftragsverarbeiters einhalt,

alle nach § 41 erforderlichen MalRnahmen ergreift und

9. unter Bertiicksichtigung der Art der Verarbeitung und
der ihm zur Verfigung stehenden Informationen die
Justizvollzugsbehoérden bei der Einhaltung der in den
§§ 41, 42 und 65 Abs. 1 Nr. 1 und 5 genannten Pflich-
ten unterstutzt.

®

(7) Ein Auftragsverarbeiter, der die Zwecke und Mittel der
Verarbeitung unter Verstol3 gegen die Bestimmungen der
Absatze 4 bis 6 bestimmt, gilt in Bezug auf diese Verar-
beitung als Verantwortlicher.

(8) § 19 gilt entsprechend.
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§ 26
Verarbeitung personenbezogener Daten bei
Ubertragung von Vollzugsaufgaben

(1) Werden Aufgaben zu vollzuglichen Zwecken in zulds-
siger Weise 6ffentlichen oder nicht-6ffentlichen Stellen zur
Erledigung Ubertragen, diirfen personenbezogene Daten
Ubermittelt werden, soweit dies fiir die Erfullung der Aufga-
ben erforderlich ist. Besondere Kategorien personenbezo-
gener Daten dirfen nur bermittelt werden, soweit dies fiir
die Erfullung der Aufgaben unbedingt erforderlich ist. Ist
die Ubermittlung nach den Satzen 1 oder 2 zuléssig, diir-
fen Akten und Dateisysteme Uberlassen werden, soweit
dies zur Aufgabenerfillung erforderlich ist.

(2) Die mit Aufgaben nach Absatz 1 Satz 1 betrauten Stellen
sind sorgfaltig auszuwahlen. Dabei ist auch zu berticksich-
tigen, ob die betrauten Stellen ausreichend Gewahr dafir
bieten, dass sie die fir eine datenschutzgerechte Daten-
verarbeitung erforderlichen technischen und organisatori-
schen MaRnahmen zu treffen in der Lage sind. Der Auftrag
ist schriftlich oder im elektronischen Format zu erteilen. Er
enthalt Angaben zum Gegenstand und zum Umfang der
Aufgabenibertragung, zur Erforderlichkeit der Verarbeitung
von personenbezogenen Daten zur Erflllung Gbertragener
Aufgaben und die formliche Verpflichtung der hierfur einzu-
setzenden Hilfspersonen nach § 1 des Verpflichtungsge-
setzes, die nicht bereits nach § 11 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. ¢
StGB als Amtstrager gelten.

§ 27
Gemeinsame Verantwortung der Justizvollzugsbehérden

(1) Legen zwei oder mehrere Justizvollzugsbehérden ge-
meinsam die Zwecke und die Mittel der Verarbeitung fest,
gelten sie als gemeinsam verantwortlich. Sie haben ihre je-
weiligen Aufgaben und datenschutzrechtlichen Verantwort-
lichkeiten in transparenter Form in einer Vereinbarung fest-
zulegen, soweit diese nicht bereits in Rechtsvorschriften
festgelegt sind. Aus der Vereinbarung muss insbesondere
hervorgehen, wer welchen Informationspflichten nachzu-
kommen hat und wie und gegeniiber wem die betroffene
Person ihre Rechte wahrnehmen kann.

(2) Ungeachtet der Einzelheiten der Vereinbarung nach
Absatz 1 kann die betroffene Person jedoch ihre Rech-
te aus diesem Gesetz gegenilber jedem der Verantwortli-
chen geltend machen.

§28
Erkennungsdienstliche MalRnahmen

(1) Zu vollzuglichen Zwecken, insbesondere zur Identitats-

feststellung und Sicherheit der Anstalt, sind mit Kenntnis

der Gefangenen

1. die Aufnahme von Lichtbildern,

2. die Abnahme von Finger- und Handflachenabdriicken,

3. die Feststellung auBerlicher korperlicher Merkmale,
insbesondere aufgrund von Verletzungen oder Tato-
wierungen, auch durch Aufnahme von Lichtbildern,

4. nicht mit einem kérperlichen Eingriff verbundene Mes-
sungen,

5. die Erfassung biometrischer Merkmale, insbesonde-
re von Fingern, Handen, Gesicht, Augen und Stim-
me sowie

6. die Erfassung der Unterschrift

zulassig.

(2) Die nach Absatz 1 gewonnenen erkennungsdienst-
lichen Daten werden zu den Gefangenenpersonalakten
genommen oder in personenbezogenen Dateisystemen
gespeichert. Sie sind so zu sichern, dass eine Kenntnis-
nahme nur zu den in den Absatzen 3 und 4 genannten
Zwecken mdglich ist.

(3) Nach Absatz 1 erhobene Daten dirfen nur verarbei-

tet werden

1. zu vollzuglichen Zwecken,

2. zur Identifikation Gefangener, soweit dies fir Zwecke
der Fahndung und Festnahme der entwichenen oder
sich sonst ohne Erlaubnis auRerhalb der Anstalt auf-
haltenden Gefangenen erforderlich ist, oder

3. zudenin § 10 Abs. 2 sowie den §§ 16 und 29 genann-
ten Zwecken.

(4) Nach Absatz 1 erhobene Daten durfen nur bermit-

telt werden an

1. Vollstreckungs- und Strafverfolgungsbehdrden, soweit
dies fiir Zwecke der Fahndung nach und zur Festnahme
von entwichenen oder sich sonst ohne Erlaubnis auf3er-
halb der Anstalt aufhaltenden Gefangenen oder unter
den Voraussetzungen des § 17 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a
zur Verfolgung von Straftaten erforderlich ist,

2. Polizeibehdrden des Bundes und der Lander, soweit
dies zur Abwehr einer gegenwartigen in der Anstalt dro-
henden Gefahr fiir Leib, Leben oder Freiheit von Per-
sonen oder flir erhebliche Sachwerte erforderlich ist,

3. die in den §§ 16 und 29 genannten oOffentlichen Stel-
len unter den dort genannten Voraussetzungen sowie

4. offentliche Stellen auf deren Ersuchen, soweit die be-
troffene Person verpflichtet ware, eine unmittelbare Er-
hebung der zu tbermittelnden Daten durch diese zu
dulden oder an einer solchen Erhebung mitzuwirken;
die ersuchende o6ffentliche Stelle hat in ihrem Ersu-
chen die Rechtsgrundlage der Mitwirkungs- oder Dul-
dungspflicht mitzuteilen; beruht diese Pflicht auf ei-
ner Anordnung gegeniiber der betroffenen Person im
Einzelfall, weist die ersuchende Stelle zugleich nach,
dass eine entsprechende Anordnung ergangen und
vollziehbar ist.

§ 29
Erkennungsdienstlicher Datenabgleich

(1) Bestehen Zweifel an der Identitdt von Gefangenen,
Ubermitteln die Justizvollzugsbehérden die von ihnen er-
hobenen oder anderweitig bei ihnen vorliegenden erken-
nungsdienstlichen Daten nach § 28 Abs. 1 sowie die bei
ihnen vorliegenden Daten nach § 14 Abs. 3 unverzuglich
dem Landeskriminalamt, soweit dies zur Identitatsfeststel-
lung erforderlich ist. Das Landeskriminalamt veranlasst ei-
nen Abgleich der Ubermittelten Daten mit den dort vorlie-
genden Daten zur Identifizierung der Gefangenen und teilt
das Ergebnis den Justizvollzugsbehérden mit.
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(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 duir-
fen die Justizvollzugsbehérden auch das Bundeskriminal-
amt sowie das Bundesamt fir Migration und Fliichtlinge
um einen Abgleich der erkennungsdienstlichen Daten und
Identitatsdaten ersuchen.

§30
Einsatz optisch-elektronischer Einrichtungen

(1) Die Anstalten durfen Rdume und Freiflachen innerhalb
ihrer Umfriedung mittels optisch-elektronischer Einrichtun-
gen nur beobachten, soweit eine gesetzliche Bestimmung
dies gestattet.

(2) Jede Anstalt, die optisch-elektronische Einrichtungen
einsetzt, erstellt eine Liste der Raume, in denen optisch-
elektronische Einrichtungen installiert sind. Optisch-elekt-
ronische Einrichtungen auflerhalb geschlossener Raume
sind auf einem mafstabsgerechten Lageplan nach Stand-
ort und Blickrichtung darzustellen.

(3) Bei der Planung optisch-elektronischer Einrichtungen

ist sicherzustellen, dass

1. die Beobachtung nur insoweit erfolgt, als dies zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt
oder zum Erreichen der Zwecke, die einen Einsatz op-
tisch-elektronischer Einrichtungen aufgrund spezieller
gesetzlicher Vorschriften erlauben, erforderlich ist und

2. den Gefangenen in den Anstalten angemessene Berei-
che verbleiben, in denen sie nicht mittels optisch-elek-
tronischer Einrichtungen beobachtet werden.

(4) Der Umstand der Beobachtung mittels optisch-elektro-
nischer Einrichtungen von Raumen und Freiflachen sowie
das Vorhandensein beobachtungsfreier Bereiche nach Ab-
satz 3 Nr. 2 ist den Gefangenen bei der Aufnahme und al-
len Ubrigen Personen bei Betreten der Anstalt in geeigne-
ter Weise kenntlich zu machen.

(5) Bei Gefangenentransporten ist in den vom Justizvollzug
genutzten Fahrzeugen die Beobachtung von Gefangenen
mittels optisch-elektronsicher Einrichtungen zulassig; Ab-
satz 4 und § 33 Abs. 3 gelten entsprechend.

§ 31
Optisch-elektronische Einrichtungen
im Umfeld der Anstalt

Die Beobachtung 6ffentlich frei zuganglichen Raums au-
Rerhalb der Grenzen der Anstalt mittels optisch-elektroni-
scher Einrichtungen ist nur und soweit zulassig, wie dies
aufgrund der o6rtlichen Gegebenheiten zur Sicherheit der
Anstalt auch unter Berlcksichtigung der Belange Dritter
unbedingt erforderlich ist, insbesondere um Entweichun-
gen, Befreiungen oder Uberwiirfe von Gegensténden auf
das Anstaltsgeldnde zu verhindern. Die Beobachtung ist
durch sprachliche und nicht sprachliche Zeichen auf eine
Weise kenntlich zu machen, welche die Tatsache der Be-
obachtung erkennbar macht, soweit ihr Zweck dadurch
nicht vereitelt wird.

§32
Optisch-elektronische Einrichtungen
innerhalb der Anstalt

Die Beobachtung von Raumen und Freiflachen innerhalb
der Anstalt mittels optisch-elektronischer Einrichtungen ist
zulassig, soweit dies erforderlich ist, insbesondere um die
Gefangenen zu beaufsichtigen und das Betreten bestimm-
ter Zonen durch Unbefugte zu verhindern, und nach § 33
nichts anderes bestimmt ist.

§33
Optisch-elektronische Einrichtungen innerhalb von
Haftraumen

(1) Die Beobachtung innerhalb von Haftrdumen und sons-
tigen abschlieBbaren Raumlichkeiten zur Unterbringung
von Gefangenen wahrend der Einschlusszeiten mittels op-
tisch-elektronischer Einrichtungen ist unzulassig, soweit in
den Bestimmungen des Thiiringer Justizvollzugsgesetz-
buches, des Thiringer Sicherungsverwahrungsvollzugs-
gesetzes oder des Thiringer Jugendarrestvollzugsgeset-
zes nichts anderes geregelt ist.

(2) Wahrend der Dauer der optisch-elektronischen Beob-
achtung ist diese fir die Gefangenen erkennbar zu ma-
chen, soweit ihr Zweck dadurch nicht vereitelt wird.

(3) Bei der optisch-elektronischen Beobachtung ist auf die
elementaren Bedurfnisse der Gefangenen zur Wahrung ih-
rer Intimsphare angemessen Rucksicht zu nehmen, insbe-
sondere sind sanitére Einrichtungen von der Beobachtung
auszunehmen; hilfsweise ist die Erkennbarkeit dieser Be-
reiche durch technische Mafinahmen auszuschlie3en. Bei
akuter Selbstverletzungs- oder Selbsttétungsgefahr ist im
Einzelfall eine uneingeschrankte Uberwachung zuldssig.
Die Beobachtung weiblicher Gefangener soll in diesen Fal-
len durch weibliche Bedienstete, die Beobachtung mann-
licher Gefangener durch mannliche Bedienstete erfolgen.
Im Ubrigen soll die Beobachtung nach Wahl der Gefange-
nen durch mannliche oder weibliche Bedienstete erfolgen.

(4) Die optisch-elektronische Beobachtung ist zu unter-
brechen, wenn sie im Einzelfall voriibergehend nicht er-
forderlich oder die Beaufsichtigung gesetzlich ausge-
schlossen ist.

§ 34
Verarbeitung mittels optisch-elektronischer
Einrichtungen erhobener personenbezogener Daten

(1) Die mittels optisch-elektronischer Einrichtungen zu-
lassig erhobenen Daten dirfen nur gespeichert werden,
soweit dies zur Erreichung des die Erhebung gestatten-
den Zwecks erforderlich ist. Sobald dieser Zweck entfallt,
sind die Daten unverziiglich, spatestens nach 72 Stun-
den zu I8schen.

(2) Anstatt die Daten zu I6schen, ist bei Vorliegen eines be-
griindeten Anlasses und einer der Voraussetzungen nach
§ 11 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 bis 4 die weitere Aufbewahrung
unter den Einschréankungen nach § 60 Abs. 1 und 2 még-
lich. § 11 Abs. 7 gilt entsprechend. Im weiteren Verlauf ist
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der Fortbestand der Voraussetzungen fiir die weitere Auf-
bewahrung unter entsprechender Anwendung des § 11
Abs. 8 jeweils im Abstand von sechs Monaten zu Gberpri-
fen und die Uberpriifung zu dokumentieren. Ab einer be-
absichtigten Aufbewahrung tber den Zeitraum von zwei
Jahren hinaus stehen die Rechte nach § 11 Abs. 9 allen
Personen zu, die in den Aufnahmen erkennbar und indivi-
dualisierbar sind. § 11 Abs. 10 und 13 gilt entsprechend.

(3) Die Verarbeitung der mittels optisch-elektronischer Ein-
richtungen erhobenen Daten ist nach § 43 zu protokollieren.

§35
Auslesen von Datenspeichern

(1) Elektronische Datenspeicher sowie elektronische Ge-
rate mit Datenspeicher, die ohne Erlaubnis in die Anstalt
eingebracht wurden, diirfen auf Anordnung der Anstaltslei-
terin oder des Anstaltsleiters ausgelesen werden, soweit
konkrete Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass
dies fur vollzugliche Zwecke erforderlich ist. Die Griinde
sind in der Anordnung festzuhalten. Ist die betroffene Per-
son bekannt, sind ihr die Griinde vor dem Auslesen mit-
zuteilen. Beim Auslesen sind die schutzwirdigen Interes-
sen der betroffenen Person, insbesondere der Kernbereich
privater Lebensgestaltung, zu berticksichtigen. Das Ausle-
sen ist moglichst auf die Inhalte zu beschranken, die zur
Erreichung der die Anordnung begriindenden Zwecke er-
forderlich sind.

(2) Die nach Absatz 1 erhobenen Daten diirfen zu den Zwe-
cken, zu denen sie erhoben wurden, verarbeitet werden,
soweit dies erforderlich ist. Darliber hinaus ist die Verar-
beitung zu den in § 10 Abs. 2 und 3 sowie § 12 Abs. 3 und
6 genannten Zwecken unter Beachtung des § 17 zulas-
sig, soweit dies erforderlich ist und schutzwirdige Inter-
essen der betroffenen Person dem nicht entgegenstehen.

(3) Die Verarbeitung der nach Absatz 1 erhobenen Daten
ist unzulassig, soweit sie dem Kernbereich der privaten Le-
bensgestaltung unterfallen. Die dennoch erhobenen Daten
sind unverzuglich zu I6schen. Die Erhebung und die L6-
schung der Daten sind zu dokumentieren. Die Dokumen-
tation darf ausschlieRlich fur Zwecke der Datenschutzkon-
trolle verwendet werden; sie ist zu l6schen, wenn sie flr
diese Zwecke nicht mehr erforderlich ist.

(4) Die Gefangenen sind bei der Aufnahme in den Justiz-
vollzug ber die Mdglichkeit des Auslesens von nicht ge-
statteten elektronischen Datenspeichern sowie elektroni-
schen Geraten mit Datenspeichern zu belehren.

§ 36
Identifikation anstaltsfremder Personen

(1) Das Betreten des Anstaltsgelandes durch anstaltsfrem-

de Personen kann davon abhangig gemacht werden, dass

diese zur Identitatsfeststellung

1. ihre Vornamen, inren Nachnamen und ihre Anschrift an-
geben sowie durch amtliche Ausweise nachweisen und

2. die Erhebung von eindeutigen Identifikationsmerkma-
len des Gesichts, der Augen, der Hande, der Stimme
oder der Unterschrift dulden, soweit dies erforderlich

oder, wenn es sich um biometrische Daten handelt, un-
bedingt erforderlich ist, um Entweichungen von Gefan-
genen durch verwechselungsbedingtes Verlassen der
Anstalt zu verhindern.

(2) Eine Verarbeitung der nach Absatz 1 Nr. 2 erhobenen

Identifikationsmerkmale ist nur zuldssig, soweit dies er-

forderlich ist zur

1. Identitatstuberprifung vor und im Zusammenhang mit
dem Verlassen der Anstalt oder

2. Verfolgung von Straftaten, bei denen der Verdacht be-
steht, dass sie wahrend des Aufenthalts in der Anstalt
begangen wurden; die hierfiir erforderlichen Daten dir-
fen der zustandigen Strafverfolgungsbehérde Ubermit-
telt werden oder

3. Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 115 des
Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten in der Fassung
vom 19. Februar 1987 (BGBI. | S. 602) in der jeweils
geltenden Fassung; die hierfur erforderlichen Daten
durfen der zustandigen Behdrde tUbermittelt werden.

(3) Nach Absatz 1 Nr. 2 erhobene Identifikationsmerkmale
sind unverziglich zu 16schen, nachdem die betroffene an-
staltsfremde Person die Anstalt verlassen hat, soweit die
Daten nicht nach Absatz 2 Nr. 2 und 3 tbermittelt werden
dirfen; in diesem Fall sind sie unverzuglich zu Gbermitteln
und danach zu l6schen.

(4) § 29 gilt entsprechend.

§37
Lichtbildausweise

(1) Die Anstalt kann die Gefangenen verpflichten, einen
Lichtbildausweis mit sich zu fiihren, wenn dies aus Grin-
den der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erforderlich
ist. Dabei ist sicherzustellen, dass der Ausweis nur die zur
Erreichung dieser Zwecke notwendigen Daten enthalt.

(2) Der Ausweis ist bei der Entlassung oder bei der Ver-
legung in eine andere Anstalt einzuziehen und unverzug-
lich zu vernichten.

Sechster Abschnitt
Schutzanforderungen

§38
Zweckbindung

Empfanger dirfen personenbezogene Daten nur zu dem
Zweck speichern, nutzen und Gbermitteln, zu dessen Erflil-
lung sie Ubermittelt wurden. Flr andere Zwecke dirfen sie
diese Daten nur speichern, nutzen und tUbermitteln, soweit
sie ihnen auch fur diese Zwecke hétten liberlassen werden
diirfen und wenn im Fall einer Ubermittlung an eine nichtéf-
fentliche Stelle die Justizvollzugsbehdrde zugestimmt hat.
Die Justizvollzugsbehérden weisen die Empfanger auf die
Zweckbindung nach den Satzen 1 und 2 hin.
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§39
Schutzvorkehrungen

(1) Personenbezogene Daten in Akten und Dateisystemen
sind gegen unrechtmaflige Verarbeitung zu schitzen. Fir
Art und Umfang der hierzu erforderlichen technischen und
organisatorischen MaRnahmen gelten die §§ 40 bis 42.

(2) Soweit nichts anderes geregelt ist, dirfen sich die Be-
diensteten von personenbezogenen Daten nur Kenntnis
verschaffen, wenn dies zur Erfillung der ihnen obliegen-
den Aufgaben, fiir die zur gemeinsamen Aufgabenerfiil-
lung notwendige Zusammenarbeit oder sonst zur Errei-
chung des Vollzugsziels erforderlich ist.

(3) Gesundheits- und Therapieakten, psychologische und
padagogische Testunterlagen sowie Krankenblatter sind
getrennt von anderen Unterlagen zu filhren und beson-
ders zu sichern.

§ 40
Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten

(1) Die Justizvollzugsbehérden haben ein Verzeichnis al-
ler Kategorien von Verarbeitungstatigkeiten zu fiihren, die
in ihre Zustandigkeit fallen. Dieses Verzeichnis hat folgen-
de Angaben zu enthalten:

1. die Namen und die Kontaktdaten der jeweiligen Jus-

tizvollzugsbehdrden sowie den Namen und die Kon-

taktdaten der oder des behérdlichen Datenschutzbe-
auftragten,

die Zwecke der Verarbeitung,

eine Beschreibung der Kategorien betroffener Perso-

nen und der Kategorien personenbezogener Daten,

4. die Kategorien von Empfangern, gegentber denen die
personenbezogenen Daten offengelegt worden sind
oder noch offengelegt werden sollen,

5. die Kategorien von Ubermittlungen personenbezoge-
ner Daten an Stellen in einem Drittstaat oder an eine
internationale Organisation,

6. die vorgesehenen Fristen flr die Ldschung oder die
Uberpriifung der Erforderlichkeit der Speicherung der
verschiedenen Kategorien personenbezogener Daten,

7. eine allgemeine Beschreibung der technischen und or-
ganisatorischen Maflnahmen nach § 41,

8. die Rechtsgrundlage der Verarbeitung,

9. die Verwendung von Profiling.

wn

(2) Der Auftragsverarbeiter hat ein Verzeichnis aller Ka-
tegorien von Verarbeitungen zu fihren, die er im Auftrag
der Justizvollzugsbehérden durchfihrt. Dieses hat folgen-
de Angaben zu enthalten:

1. den Namen und die Kontaktdaten des Auftragsverar-
beiters, jedes Verantwortlichen, in dessen Auftrag der
Auftragsverarbeiter tétig ist, sowie der oder des be-
hérdlichen Datenschutzbeauftragten,

2. die Kategorien von Verarbeitungen, die im Auftrag je-
des Verantwortlichen durchgefiihrt werden,

3. Ubermittlungen von personenbezogenen Daten an
Stellen in einem Drittstaat oder an eine internationale
Organisation unter Angabe des Staates oder der Or-
ganisation,

4. eine allgemeine Beschreibung der technischen und or-
ganisatorischen Mafinahmen nach § 41.

(3) Die in den Absatzen 1 und 2 genannten Verzeichnis-
se sind schriftlich oder in einem elektronischen Format
zu flhren.

(4) Die Justizvollzugsbehérden und Auftragsverarbeiter
stellen ihre Verzeichnisse der oder dem Landesbeauftrag-
ten fir den Datenschutz auf Anforderung zur Verfuigung.

§ 41
Datenschutz durch Technikgestaltung und
datenschutzfreundliche Voreinstellungen

(1) Die Justizvollzugsbehdrden und Auftragsverarbeiter
treffen unter Beriicksichtigung des Stands der Technik, der
Implementierungskosten, der Art, des Umfangs, der Um-
stdnde und der Zwecke der Verarbeitung sowie der Ein-
trittswahrscheinlichkeit und der Schwere der mit der Ver-
arbeitung verbundenen Gefahren fir die Rechtsguter der
betroffenen Person die erforderlichen technischen und
organisatorischen Mafinahmen, um bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten ein dem Risiko angemessenes
Schutzniveau zu gewahrleisten, insbesondere im Hinblick
auf die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbe-
zogener Daten. Die Justizvollzugsbehdrden haben hierbei
die einschlagigen technischen Richtlinien und Empfehlun-
gen des Bundesamtes fiir Sicherheit in der Informations-
technik zu bertcksichtigen.

(2) Die von den Justizvollzugsbehdrden zu treffenden tech-
nischen und organisatorischen Mallnahmen missen ge-
wahrleisten, dass

1. nur Befugte personenbezogene Daten zur Kenntnis
nehmen kdnnen (Vertraulichkeit),

2. personenbezogene Daten wahrend der Verarbeitung
unversehrt, vollstandig und aktuell bleiben (Integritat),

3. personenbezogene Daten zeitgerecht zur Verfligung
stehen und ordnungsgemaf verarbeitet werden koén-
nen (Verfugbarkeit),

4. personenbezogene Daten jederzeitihrem Ursprung zu-
geordnet werden kdnnen (Authentizitat),

5. festgestellt werden kann, wer wann welche personen-
bezogenen Daten in welcher Weise verarbeitet hat (Re-
visionsfahigkeit),

6. die Verfahrensweisen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten vollstandig, aktuell und in einer Wei-
se dokumentiert sind, dass sie in zumutbarer Zeit nach-
vollzogen werden kénnen (Transparenz),

7. personenbezogene Daten nicht oder nur mit unverhalt-
nismanig hohem Aufwand fir einen anderen als den
ausgewiesenen Zweck verarbeitet werden kdnnen, so-
fern nicht eine Rechtsvorschrift dies erlaubt oder an-
ordnet (Nicht-Verkettbarkeit), und

8. Verfahren so gestaltet werden, dass sie der betroffe-
nen Person die Ausibung der im Achten und Neunten
Abschnitt genannten Rechte wirksam erméglichen (In-
tervenierbarkeit).

(3) Zur Umsetzung der Zielvorgaben nach Absatz 2 ergrei-

fen die Justizvollzugsbehdrden oder der Auftragsverarbei-

ter im Fall einer automatisierten Verarbeitung nach einer

Risikobewertung MaRnahmen, die Folgendes bezwecken:

1. Verwehrung des Zugangs zu Verarbeitungsanlagen,
mit denen die Verarbeitung durchgefuhrt wird, fur Un-
befugte (Zugangskontrolle),
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2. Verhinderung des unbefugten Lesens, Kopierens, Ver-
anderns oder Léschens von Datentragern (Datentra-
gerkontrolle),

3. Verhinderung der unbefugten Eingabe von personenbe-
zogenen Daten sowie der unbefugten Kenntnisnahme,
Veranderung und Léschung von gespeicherten perso-
nenbezogenen Daten (Speicherkontrolle),

4. Verhinderung der Nutzung automatisierter Verarbei-
tungssysteme mit Hilfe von Einrichtungen zur Daten-
Ubermittlung durch Unbefugte (Benutzerkontrolle),

5. Gewahrleistung, dass die zur Benutzung eines auto-
matisierten Verarbeitungssystems Berechtigten aus-
schlieRlich zu den von ihrer Zugangsberechtigung
umfassten personenbezogenen Daten Zugang haben
(Zugriffskontrolle),

6. Gewahrleistung, dass Uberprift und festgestellt wer-
den kann, an welche Stellen personenbezogene Da-
ten mit Hilfe von Einrichtungen zur Dateniibermittlung
Ubermittelt oder zur Verfiigung gestellt wurden oder
werden kénnen (Ubermittlungskontrolle),

7. Gewahrleistung, dass nachtraglich Gberprift und fest-
gestellt werden kann, welche personenbezogenen Da-
ten zu welcher Zeit und von wem in automatisierte Ver-
arbeitungssysteme eingegeben oder verandert worden
sind (Eingabekontrolle),

8. Gewahrleistung, dass bei der Ubermittlung personen-
bezogener Daten sowie beim Transport von Datentra-
gern die Vertraulichkeit und Integritat der Daten ge-
schitzt werden (Transportkontrolle),

9. Gewahrleistung, dass eingesetzte Systeme im Sto-
rungsfall wiederhergestellt werden kénnen (Wieder-
herstellbarkeit),

10. Gewahrleistung, dass alle Funktionen des Systems zur
Verfuigung stehen und auftretende Fehlfunktionen ge-
meldet werden (Zuverlassigkeit),

11. Gewahrleistung, dass gespeicherte personenbezoge-
ne Daten nicht durch Fehlfunktionen des Systems be-
schadigt werden kénnen (Datenintegritat),

12. Gewahrleistung, dass personenbezogene Daten, die
im Auftrag verarbeitet werden, nur entsprechend den
Weisungen des Auftraggebers verarbeitet werden kon-
nen (Auftragskontrolle),

13. Gewahrleistung, dass personenbezogene Daten ge-
gen Zerstorung oder Verlust geschitzt sind (Verfig-
barkeitskontrolle),

14. Gewahrleistung, dass zu unterschiedlichen Zwecken
erhobene personenbezogene Daten getrennt verarbei-
tet werden kénnen (Trennbarkeit).

Ein Zweck nach Satz 1 Nr. 2 bis 5 kann insbesondere durch

die Verwendung von dem Stand der Technik entsprechen-

den Verschliisselungsverfahren erreicht werden.

(4) Die Justizvollzugsbehérden treffen geeignete techni-
sche und organisatorische Malinahmen, die sicherstellen,
dass durch Voreinstellungen grundséatzlich nur solche per-
sonenbezogenen Daten verarbeitet werden kénnen, deren
Verarbeitung fiir den jeweiligen bestimmten Verarbeitungs-
zweck erforderlich ist. Dies betrifft die Menge der erho-
benen Daten, den Umfang ihrer Verarbeitung, ihre Spei-
cherfrist und ihre Zugénglichkeit. Die MalRnahmen mussen
insbesondere gewahrleisten, dass die Daten durch Vor-
einstellungen nicht automatisiert einer unbestimmten An-
zahl von Personen zuganglich gemacht werden kénnen.

(5) Die zu treffenden technischen und organisatorischen
MafRnahmen sind auf der Grundlage eines zu dokumen-
tierenden Sicherheitskonzepts zu ermitteln, zu dessen Be-
standteilen die Abschatzung von Eintrittswahrscheinlichkeit
und Schwere der mit der Verarbeitung verbundenen Risi-
ken fiir das Recht auf informationelle Selbstbestimmung
gehort. Die Wirksamkeit der getroffenen MaRnahmen ist
unter Berucksichtigung sich verandernder Rahmenbedin-
gungen und Entwicklungen der Technik zu Gberprifen; die
sich daraus ergebenden notwendigen Anpassungen sind
zeithah umzusetzen, soweit dies mit einem angemesse-
nen Aufwand madglich ist. § 42 bleibt unberihrt.

§ 42
Datenschutz-Folgenabschatzung bei hohem Risiko

(1) Hat eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei Ver-
wendung neuer Technologien, aufgrund der Art, des Um-
fangs, der Umstande und der Zwecke der Verarbeitung
voraussichtlich eine erhebliche Gefahr fir die Rechtsgu-
ter einer betroffenen Person zur Folge, fihren die Justiz-
vollzugsbehoérden vorab nach Absatz 4 eine Abschatzung
der Folgen der vorgesehenen Verarbeitungsvorgange fir
die betroffene Person durch.

(2) Fir mehrere ahnliche Verarbeitungsvorgange mit ahn-
lich hohem Gefahrenpotential kann eine gemeinsame Da-
tenschutz-Folgenabschatzung vorgenommen werden.

(3) Die Justizvollzugsbehérden beteiligen die behdrdlichen
Datenschutzbeauftragten an der Durchfiihrung der Daten-
schutz-Folgenabschatzung.

(4) Die Datenschutz-Folgenabschatzung hat den Rechten
der von der Verarbeitung betroffenen Person Rechnung zu
tragen und zumindest Folgendes zu enthalten:

1. eine systematische Beschreibung der geplanten Ver-
arbeitungsvorgange und der Zwecke der Verarbeitung,

2. eine Bewertung der Notwendigkeit und Verhaltnisma-
Rigkeit der Verarbeitungsvorgange in Bezug auf de-
ren Zweck,

3. eine Bewertung der Gefahren fir die Rechtsguter der
betroffenen Person,

4. die Mallnahmen, mitdenen Gefahren abgewendet wer-
den sollen, einschliel3lich der Garantien, der Sicher-
heitsvorkehrungen und der Verfahren, durch die der
Schutz personenbezogener Daten sichergestellt und
die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben nachgewie-
sen werden sollen.

§ 43
Protokollierung

(1) In automatisierten Verarbeitungssystemen sind die fol-
genden Verarbeitungsvorgange zu den in diesem Gesetz
geregelten personenbezogenen Daten zu protokollieren:
Erhebung und Speicherung,

Veranderung,

Abfrage,

Offenlegung einschlieRlich Ubermittlung,
Kombination,

Léschung oder Einschrankung der Verarbeitung.

ok wN =~
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(2) Die Protokolle tiber Abfragen und Offenlegungen mis-
sen es ermdglichen, die Begriindung, das Datum und die
Uhrzeit dieser Vorgange sowie so weit wie mdglich die
Identitat der Person, die die personenbezogenen Daten
abgefragt oder offengelegt hat, und die Identitat des Emp-
fangers der Daten festzustellen.

(3) Die Protokolle diirfen ausschlieRlich fiir die Uberprii-
fung der RechtmaRigkeit der Datenverarbeitung durch die
behordlichen Datenschutzbeauftragten, der oder den Lan-
desbeauftragten fir den Datenschutz und die betroffene
Person sowie fir die Eigentuiberwachung, fir die Gewahr-
leistung der Integritat und Sicherheit der personenbezo-
genen Daten sowie fir Strafverfahren verwendet werden.

(4) Die Protokolldaten sind zwei Jahre nach ihrer Erstel-
lung zu l6schen.

(5) Die Protokolle sind der oder dem Landesbeauftrag-
ten fur den Datenschutz auf Anforderung zur Verfugung
zu stellen.

§ 44
Kenntlichmachung innerhalb der Anstalt

(1) Personenbezogene Daten von Gefangenen diirfen in-
nerhalb der Anstalt nur kenntlich gemacht werden, soweit
dies flr ein geordnetes Zusammenleben in der Anstalt er-
forderlich ist und Bestimmungen dieses Gesetzes nicht
entgegenstehen.

(2) Besondere Kategorien personenbezogener Daten von
Gefangenen durfen in der Anstalt nicht allgemein kennt-
lich gemacht werden.

§ 45
Erkenntnisse aus Beaufsichtigungs-, Uberwachungs-
und KontrollmaBnahmen

(1) Die bei der Beaufsichtigung oder der Uberwachung der

Besuche, der Uberwachung der Telekommunikation, der

Sichtkontrolle oder der Uberwachung des Schriftwechsels

oder der Kontrolle des Inhalts von Paketen in zulassiger

Weise bekannt gewordenen personenbezogenen Daten

sind in Akten und Dateisystemen des Vollzugs sowie bei

einer Ubermittlung eindeutig als solche zu kennzeichnen.

Sie durfen nur verarbeitet werden

1. mit Einwilligung der Gefangenen,

2. fur die Malnahmen der Vollzugs- und Eingliederungs-
planung,

3. zurAufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt oder

4. fur diein § 10 Abs. 2 Nr. 2 bis 7 und § 16 genannten
Zwecke.

(2) Die nach Absatz 1 Satz 1 zulassig bekannt geworde-
nen Daten dirfen im Vollzug der Untersuchungshaft und
der Freiheitsentziehungen nach § 1 Nr. 2 Uber die in Ab-
satz 1 Satz 2 Nr. 2 bis 4 bezeichneten Zwecke hinaus auch
verarbeitet werden zur

1. Abwehr von Gefahrdungen der Aufgaben des Vollzugs

der Untersuchungshaft oder
2. Umsetzung einer Anordnung nach § 119 StPO.

(3) Soweit die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Daten dem
Kernbereich der privaten Lebensgestaltung unterfallen,
dirfen sie nicht aufgezeichnet, protokolliert oder sonst
gespeichert und nicht auf andere Art verarbeitet werden.
Abweichend von Satz 1 gespeicherte Daten sind unver-
zuglich zu I6schen. Die Tatsachen der Erfassung und der
Léschung der Daten sind zu dokumentieren. Die Dokumen-
tation darf ausschlieRlich fir Zwecke der Datenschutzkon-
trolle verwendet werden. Sie ist zu I6schen, wenn sie flr
diese Zwecke nicht mehr erforderlich ist.

Siebter Abschnitt
Besondere Bestimmungen fiir
Berufsgeheimnistragerinnen und
Berufsgeheimnistrager

§ 46
Berufsgeheimnistragerinnen und Berufsgeheimnistrager

(1) Die im Justizvollzug tatigen oder aufRerhalb des Jus-
tizvollzugs mit der Untersuchung, Behandlung oder Bera-
tung von Gefangenen beauftragten

1. Arztinnen und Arzte, Zahnérztinnen und Zahnarzte,
Apothekerinnen und Apotheker oder Angehorige eines
anderen Heilberufes, der fiir die Berufsausiibung oder
die Fiihrung der Berufsbezeichnung eine staatlich ge-
regelte Ausbildung erfordert,

2. Berufspsychologinnen und Berufspsychologen mit
staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschluss-
prufung,

3. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen und Sozial-
arbeiter oder staatlich anerkannten Sozialpadagogin-
nen und Sozialpadagogen,

4. Seelsorgerinnen und Seelsorger,

5. Mitglieder oder Beauftragte einer anerkannten Bera-
tungsstelle nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschafts-
konfliktgesetzes vom 27. Juli 1992 (BGBI. | S. 1398) in
der jeweils geltenden Fassung sowie

6. Beraterinnen und Berater flr Fragen der Betdubungs-
mittelabhangigkeit in einer Beratungsstelle, die eine
Behorde oder eine Korperschaft, Anstalt oder Stiftung
des offentlichen Rechts anerkannt oder bei sich ein-
gerichtet hat,

unterliegen hinsichtlich der ihnen in der ausgeubten Funk-

tion von Gefangenen anvertrauten oder sonst iber Gefan-

gene bekannt gewordenen Geheimnisse untereinander so-
wie gegenuber der Anstalt und dem fiir die Organisation
und Verwaltung des Justizvollzugs zustandigen Ministeri-
um der Schweigepflicht, soweit nichts anderes bestimmt
ist. Dies gilt entsprechend fur ihre berufsmafig tatigen

Gehilfinnen und Gehilfen und die Personen, die bei ihnen

zur Vorbereitung auf den Beruf tatig sind, nicht aber ge-

genuber der Berufsgeheimnistragerin oder dem Berufs-
geheimnistrager.

(2) Die Anstalt weist externe Berufsgeheimnistragerinnen
und Berufsgeheimnistrager nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1
bis 3 auf die Offenbarungspflichten und -befugnisse hin.
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§ 47
Offenbarungspflicht

(1) Berufsgeheimnistragerinnen und Berufsgeheimnistra-
ger haben der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter ihnen
bekannte personenbezogene Daten von sich aus oder auf
Befragen zu offenbaren, auch soweit sie ihnen im Rahmen
des beruflichen Vertrauensverhaltnisses anvertraut wurden
oder sonst bekannt geworden sind, soweit dies
1. auch unter Berlcksichtigung der Interessen der Ge-
fangenen an der Geheimhaltung der personenbezo-
genen Daten zur Abwehr
a) einer Gefahr fur das Leben eines Menschen, insbe-
sondere zur Verhitung von Selbsttétungen,
b) einer erheblichen Gefahr fur Kérper oder Gesund-
heit eines Menschen oder
c) der Gefahr der Begehung von Straftaten von er-
heblicher Bedeutung oder
2. zur Erfullung der Mitteilungspflicht nach § 70 Abs. 3
Satz 1 JGG in Verfahren gegen Jugendliche und He-
ranwachsende
unbedingt erforderlich ist. Das Seelsorge- und Beichtge-
heimnis bleibt unberthrt.

(2) Staatlich anerkannte Sozialarbeiterinnen und Sozialar-
beiter sowie staatlich anerkannte Sozialpadagoginnen und
Sozialpadagogen, die als Bedienstete im Justizvollzug tatig
sind, haben der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter ih-
nen bekannte personenbezogene Daten von sich aus oder
auf Befragen zu offenbaren, soweit dies zu vollzuglichen
Zwecken erforderlich ist. Soweit sie im Rahmen von beson-
deren Behandlungsmafnahmen tatig sind, gilt Absatz 1.

(3) Berufsgeheimnistragerinnen und Berufsgeheimnistra-
ger auBerhalb des Justizvollzugs kénnen die Verpflichtung
nach Absatz 1 auch gegeniiber in der Anstalt beschaftig-
ten Berufsgeheimnistragerinnen oder Berufsgeheimnis-
tragern erfullen.

§48
Offenbarungsbefugnis

(1) Die Berufsgeheimnistragerinnen und Berufsgeheim-

nistrager sind befugt, die ihnen im Rahmen des berufli-

chen Vertrauensverhaltnisses anvertrauten oder sonst

bekannt gewordenen personenbezogenen Daten gegen-

Uber der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter zu offen-

baren, soweit

1. die Gefangenen einwilligen oder

2. dies aus ihrer Sicht zu vollzuglichen Zwecken unbe-
dingt erforderlich ist und das Interesse der Gefange-
nen an der Geheimhaltung nicht Gberwiegt.

(2) Behandeln Berufsgeheimnistréagerinnen oder Berufs-
geheimnistrager gleichzeitig oder nacheinander dieselbe
betroffene Person, unterliegen sie im Verhaltnis zueinan-
der nicht der Schweigepflicht und sind zur umfassenden
gegenseitigen Information und Auskunft befugt, wenn eine
wirksame Einwilligung der betroffenen Person vorliegt oder
dies zum Zwecke einer zielgerichteten gemeinsamen Be-
handlung unbedingt erforderlich ist und sie in Bezug auf
die betreffenden Gefangenen nicht mit anderen Aufgaben
im Justizvollzug betraut sind.

(3) § 47 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§49
Benachrichtigung der Gefangenen ber Offenbarungen

(1) Vor der Erhebung personenbezogener Daten sind die
Gefangenen durch die Berufsgeheimnistragerinnen oder
Berufsgeheimnistrager schriftlich Gber die nach diesem
Gesetz bestehenden Offenbarungspflichten und Offen-
barungsbefugnisse zu unterrichten. Bei Einschaltung von
Berufsgeheimnistragerinnen oder Berufsgeheimnistragern
auBerhalb der Anstalt erfolgt die Unterrichtung nach Satz 1
durch die Anstalt.

(2) Die von einer Offenbarung nach § 47 Abs. 1 Nr. 2 und
Abs. 3 sowie § 48 betroffenen Gefangenen sind zu be-
nachrichtigen. Eine Pflicht zur Benachrichtigung besteht
nicht, sofern die betroffene gefangene Person auf andere
Weise Kenntnis von der Offenbarung erlangt hat. Die Be-
nachrichtigung kann unterbleiben, solange hierdurch der
Zweck der MaRnahme vereitelt wirde. Die Benachrichti-
gung ist unverzuiglich nachzuholen, sobald der Zweck der
MaRnahme entfallen ist.

§ 50
Zweckbindung offenbarter personenbezogener Daten,
Zulassung von Offenbarungsempfangern

(1) Die nach den §§ 47 und 48 offenbarten personenbezo-
genen Daten dirfen nur fur den Zweck, fiir den sie offen-
bart wurden oder fir den eine Offenbarung zulassig ge-
wesen ware, und nur unter denselben Voraussetzungen
gespeichert, verarbeitet und Gbermittelt werden, unter de-
nen Berufsgeheimnistragerinnen und Berufsgeheimnistra-
ger selbst hierzu befugt wéaren.

(2) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann unter
diesen Voraussetzungen die unmittelbare Offenbarung
gegeniber bestimmten Bediensteten allgemein zulassen.

§ 51
Zugriff auf personenbezogene Daten in Notfallen

(1) Alle im Justizvollzug tatigen Personen dirfen sich

Kenntnis auch von besonderen Kategorien personenbe-

zogener Daten zu dem Zweck verschaffen, diese Daten

unmittelbar und unverzuiglich den zur Notfallrettung ein-

gesetzten Personen zu Ubermitteln, soweit die gefange-

ne Person

1. einwilligt oder

2. zur Einwilligung unfahig ist und die Kenntnisverschaf-
fung zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr fir das
Leben eines Menschen oder einer gegenwartigen er-
heblichen Gefahr fur die Gesundheit eines Menschen
unbedingt erforderlich ist.

(2) Soweit dies zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr
fur das Leben oder einer gegenwartigen erheblichen Ge-
fahr fur die Gesundheit eines Menschen erforderlich ist,
durfen sich im Justizvollzug tatige Personen Kenntnis von
personenbezogenen Daten verschaffen, die von Berufs-
geheimnistragerinnen oder Berufsgeheimnistragern erho-
ben worden sind.
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(3) Die anderweitige Verarbeitung der auf diese Weise er-
langten Daten ist unzulassig. Die Kenntnisnahme istin den
Gefangenenpersonalakten zu dokumentieren.

Achter Abschnitt
Rechte der betroffenen Person

§ 52
Allgemeine Informationen zur Datenverarbeitung

Die Justizvollzugsbehorden stellen den Gefangenen und
anderen betroffenen Personen Informationen in allgemei-
ner und verstandlicher Form zur Verfiigung tber

1. die Zwecke, fiir die die personenbezogenen Daten ver-
arbeitet werden,

2. die Rechte der betroffenen Person auf Auskunft, Be-
richtigung, Léschung und Einschrankung der Verarbei-
tung personenbezogener Daten,

3. ihre namentliche Bezeichnung und ihre Kontaktda-
ten sowie die Kontaktdaten ihrer behérdlichen Daten-
schutzbeauftragten und

4. das Recht, die Landesbeauftragte oder den Landes-
beauftragten fiir den Datenschutz anzurufen, und des-
sen Kontaktdaten.

§ 53
Aufklarungspflicht bei der Datenerhebung mit Kenntnis
der betroffenen Person

Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Per-
son mit deren Kenntnis erhoben, ist die betroffene Person
in geeigneter Weise Uber den Zweck der Datenerhebung
und das Bestehen von Auskunfts- und Berichtigungsrech-
ten aufzuklaren. Werden die personenbezogenen Daten
aufgrund einer Rechtsvorschrift erhoben, die zur Auskunft
verpflichtet, oder ist die Erteilung der Auskunft Vorausset-
zung fir die Gewahrung von Rechtsvorteilen, ist die be-
troffene Person hierauf, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer
Angaben hinzuweisen. Sind die Angaben fir die Gewah-
rung einer Leistung erforderlich, ist die betroffene Person
Uber die méglichen Folgen einer Nichtbeantwortung auf-
zukléren.

§ 54
Benachrichtigung bei Datenverarbeitung ohne Kenntnis
der betroffenen Person

(1) Uber eine ohne ihre Kenntnis vorgenommene Erhebung
personenbezogener Daten oder eine Ubermittlung von Da-
ten zu Zwecken, zu denen sie nicht erhoben worden sind,
werden die Gefangenen und andere betroffene Personen
unter Angabe dieser Daten benachrichtigt. Eine Kenntnis
der betroffenen Person ist zu vermuten, soweit sie in der
konkreten Situation aufgrund der Gesamtumstande, ins-
besondere aufgrund einer zuvor erteilten allgemeinen In-
formation mit der Erhebung oder der Ubermittlung dieser
Daten rechnen musste.

(2) Die Benachrichtigung nach Absatz 1 Satz 1 hat neben
den in § 52 genannten allgemeinen Informationen insbe-
sondere die folgenden Angaben zu enthalten:

1. die Rechtsgrundlage der Verarbeitung,

2. die fir die personenbezogenen Daten geltende Spei-
cherdauer oder, falls dies nicht moglich ist, die Kriteri-
en fir die Festlegung dieser Dauer,

3. die Kategorien von Empfangern der personenbezo-
genen Daten.

(3) Die Justizvollzugsbehérden dirfen die Benachrichti-
gung nach Absatz 1 Satz 1 aufschieben, einschréanken oder
unterlassen, soweit und solange anderenfalls

1. die Erreichung der vollzuglichen Zwecke nach § 2 Nr. 3
gefahrdet wirde,

2. behordliche oder gerichtliche Untersuchungen, Ermitt-
lungen oder Verfahren gefahrdet wiirden oder eine An-
ordnung nach § 119 StPO entgegensteht,

3. Verfahren zum Zweck der Verhitung, Ermittlung, Auf-
deckung oder Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten oder die Strafvollstreckung geféahr-
det wiirden,

4. die offentliche Sicherheit gefahrdet wirde,

5. dem Wohl des Bundes oder eines Landes ein Nachteil
bereitet werden wiirde, oder

6. die Rechte einer anderen Person gefahrdet oder be-
eintrachtigt werden wirden,

und das Interesse an der Vermeidung dieser Gefahren

oder Nachteile das Interesse der betroffenen Person an

der Benachrichtigung Uberwiegt.

(4) Bezieht sich die Benachrichtigung auf die Ubermitt-
lung personenbezogener Daten an die Strafverfolgungs-
behdérden, an Polizeibehdrden, an Landesfinanzbehdérden,
soweit diese personenbezogene Daten in Erfillung ihrer
gesetzlichen Aufgaben im Anwendungsbereich der Abga-
benordnung in der Fassung vom 1. Oktober 2002 (BGBI.
I S. 3866; 2003 | S. 61) in der jeweils geltenden Fassung
zur Uberwachung und Priifung speichern, an das Bundes-
amt fur Verfassungsschutz oder die Verfassungsschutzbe-
hoérden der Lander, an den Bundesnachrichtendienst, an
den Militarischen Abschirmdienst und, soweit die Sicherheit
des Bundes berlhrt wird, an andere Behdérden des Bun-
desministeriums der Verteidigung, ist sie nur mit Zustim-
mung dieser Stellen zulassig. Dies gilt fir die Erhebung
von personenbezogenen Daten bei den in Satz 1 genann-
ten Behoérden entsprechend.

(5) Im Fall der eingeschrankten Benachrichtigung nach Ab-
satz 3 gilt § 55 Abs. 6 entsprechend. Die Justizvollzugs-
behdérden dokumentieren die Gruinde fir die Entscheidung
nach Absatz 3.

§ 55
Auskunftsrecht der betroffenen Person

(1) Die Justizvollzugsbehoérden erteilen der betroffenen

Person auf Antrag Auskunft darliber, ob sie diese Per-

son betreffende personenbezogene Daten verarbeiten.

Bei einer Datenverarbeitung nach Satz 1 hat die betrof-

fene Person dariliber hinaus das Recht, Informationen zu

erhalten Gber

1. die personenbezogenen Daten, die Gegenstand der
Verarbeitung sind, und die Kategorie, zu der sie ge-
horen,

2. die verfugbaren Informationen zur Herkunft dieser per-
sonenbezogenen Daten,
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3. die Zwecke der Verarbeitung und deren Rechtsgrund-
lage,

4. die Empfanger oder die Kategorien von Empfangern,
gegenlber denen die personenbezogenen Daten of-
fengelegt worden sind,

5. die fiir die personenbezogenen Daten geltende Spei-
cherdauer oder, falls dies nicht moglich ist, die Kriteri-
en fir die Festlegung dieser Dauer,

6. das Recht auf Berichtigung, Loschung oder Einschran-
kung der Verarbeitung dieser personenbezogenen Da-
ten durch die Justizvollzugsbehdrden,

7. das Recht, die Landesbeauftragte oder den Landes-
beauftragten fir den Datenschutz anzurufen sowie

8. Angaben zu den Kontaktdaten der oder des Landes-
beauftragten fir den Datenschutz.

(2) Absatz 1 gilt nicht fir personenbezogene Daten, die
nur deshalb verarbeitet werden, weil sie aufgrund gesetz-
licher Aufbewahrungsvorschriften nicht gel6scht werden
dirfen, oder die ausschliellich Zwecken der Datensiche-
rung oder der Datenschutzkontrolle dienen, wenn die Aus-
kunftserteilung einen unverhaltnismaRigen Aufwand erfor-
dern wirde und eine Verarbeitung zu anderen Zwecken
durch geeignete technische und organisatorische Maf3-
nahmen ausgeschlossen ist.

(3) Von der Auskunftserteilung ist abzusehen, wenn die be-
troffene Person keine Angaben macht, die das Auffinden
ihrer personenbezogenen Daten ermdglicht, und deshalb
der fur die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand
auBer Verhaltnis zu dem von der betroffenen Person gel-
tend gemachten Informationsinteresse steht.

(4) Die Justizvollzugsbehoérden dirfen unter den Voraus-
setzungen des § 54 Abs. 3 und 4 teilweise oder vollstan-
dig von einer Auskunft absehen, diese aufschieben oder
einschranken.

(5) Die Justizvollzugsbehdrden unterrichten die betroffe-
ne Person unverziglich schriftlich Gber die Entscheidung
nach Absatz 4. Dies gilt nicht, wenn bereits die Erteilung
dieser Information eine Gefahrdung, einen Nachteil oder
eine Beeintrachtigung im Sinne des § 54 Abs. 3 mit sich
bringen wirde. Die Unterrichtung nach Satz 1 ist zu be-
gruinden, es sei denn, dass die Mitteilung der Griinde den
mit der Entscheidung nach Absatz 4 verfolgten Zweck ge-
fahrden wirde.

(6) Soweit eine Unterrichtung nach Absatz 5 Satz 1 erfolgt,
kann die betroffene Person ihr Auskunftsrecht auch tber
die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fir
den Datenschutz ausiben. Die Justizvollzugsbehdrden
unterrichten die betroffene Person lber diese Méglichkeit
sowie dartber, dass sie die Landesbeauftragte oder den
Landesbeauftragten fiir den Datenschutz anrufen oder ge-
richtlichen Rechtsschutz suchen kénnen. Macht die be-
troffene Person von ihrem Recht nach Satz 1 Gebrauch,
ist die Auskunft auf ihr Verlangen der oder dem Landes-
beauftragten fur den Datenschutz zu erteilen, soweit nicht
die zustandige oberste Landesbehdrde im Einzelfall fest-
stellt, dass dadurch die nationale Sicherheit des Bundes
oder eines Landes gefahrdet wiirde. Die oder der Landes-
beauftragte fir den Datenschutz unterrichtet die betroffene

Person darlber, dass alle erforderlichen Priifungen erfolgt
sind, eine Uberpriifung durch sie oder ihn stattgefunden hat
oder Uber die Griinde, aus denen eine Uberpr[]fung nicht
erfolgt ist. Diese Mitteilung kann die Information enthalten,
dass datenschutzrechtliche VerstoRe festgestellt wurden,
darf jedoch Ruckschllisse auf den Erkenntnisstand der
Justizvollzugsbehdrden nicht zulassen, soweit diese ei-
ner weitergehenden Auskunft nicht zugestimmt haben. Die
Justizvollzugsbehdrden diirfen die Zustimmung nur soweit
und solange verweigern, soweit und solange sie nach Ab-
satz 4 von einer Auskunft absehen, sie aufschieben oder
einschranken kénnen. Die oder der Landesbeauftragte fiir
den Datenschutz unterrichtet zudem die betroffene Person
tber ihr Recht auf gerichtlichen Rechtsschutz.

(7) Die Auskunft kann auch durch die Gewahrung von
Akteneinsicht oder die Aushandigung von Ablichtungen
oder Ausdrucken erteilt werden. Akteneinsicht kann nach
MaRgabe der §§ 56 und 57 gewahrt werden, soweit die
Erteilung von Auskiinften einen unverhaltnismaRigen Auf-
wand erfordern wirde.

(8) Die Justizvollzugsbehoérden haben die sachlichen oder
rechtlichen Grinde fur die Entscheidung zu dokumentieren.
Diese Angaben sind der oder dem Landesbeauftragten fur
den Datenschutz auf Verlangen zur Verfiigung zu stellen.

§ 56
Akteneinsichtsrecht

(1) Ist der betroffenen Person Auskunft nach § 55 zu ge-
wahren, erhalt sie auf Antrag Akteneinsicht, soweit eine
Auskunft zur Wahrnehmung ihrer rechtlichen Interessen
nicht ausreicht, die Einsichtnahme hierfiir unbedingt er-
forderlich ist und Uberwiegende berechtigte Interessen
Dritter nicht entgegenstehen. Sind Aktenbestandteile mit
einem Sperrvermerk nach § 58 versehen, unterliegen sie
nicht der Akteneinsicht.

(2) Die betroffene Person kann auf eigene Kosten bei ei-
ner Einsicht
1. eine Person aus dem Kreis der

a) Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte,

b) Notarinnen und Notare,

c) Verteidigerinnen und Verteidiger nach § 138 Abs. 1
und 2 StPO,

d) durch richterliche Entscheidung nach § 149 Abs. 1
Satz 1 oder Abs. 3 StPO zugelassenen Beistan-
de oder

e) Beistande nach § 69 JGG,

2. Personensorgeberechtigte und

3. eine allgemein beeidigte Dolmetscherin oder einen all-
gemein beeidigten Dolmetscher

hinzuziehen. Die betroffene Person kann ihr Aktenein-

sichtsrecht auch durch eine Person aus dem in Satz 1

Nr. 1 und 2 genannten Personenkreis allein austben las-

sen. Eine Hinzuziehung oder Beauftragung anderer Gefan-

gener ist unzulassig, auch soweit diese zu dem in Satz 1

genannten Personenkreis gehdren.

(3) Bei der Einsichtnahme haben die betroffene Person
und die Personen nach Absatz 2 Satz 1 das Recht, sich
aus den Akten Notizen zu machen.
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(4) Der betroffenen Person oder einem Beauftragten nach
Absatz 2 Satz 1 sind aus den Uber die betroffene Person
gefiihrten Akten oder Dateisystemen auf schriftlichen An-
trag Ablichtungen oder Ausdrucke einzelner Dokumente
zu Uberlassen, soweit ein berechtigtes Interesse hierflr
vorliegt. Ein berechtigtes Interesse ist insbesondere an-
zunehmen, wenn die betroffene Person zur Geltendma-
chung ihrer Rechte gegeniiber Gerichten oder Behdrden
auf Ablichtungen oder Ausdrucke zwingend angewiesen ist.

(5) Die Fertigung von Ablichtungen und Ausdrucken er-
folgt gebuhrenpflichtig. Die betroffene Person hat die zu
erwartenden Kosten im Voraus zu entrichten. Soweit die
Gefangenen hierzu finanziell nicht in der Lage sind, kén-
nen die Justizvollzugsbehdérden Zahlungserleichterungen
gewahren oder in begriindeten Ausnahmefallen die Kos-
ten in angemessenem Umfang Gbernehmen.

§ 57
Auskunft aus und Akteneinsicht in Gesundheits- und
Therapieakten

Die Gefangenen erhalten auf Antrag Auskunft aus ihren
oder Einsicht in ihre Gesundheits- und Therapieakten. § 56
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 bis 5 gilt entsprechend.

§ 58
Sperrvermerke

(1) Die Justizvollzugsbehérden kdnnen zur Einschrankung
des Akteneinsichtsrechts nach § 56 bestimmte Aktenbe-
standteile mit einem Sperrvermerk versehen.

(2) Sperrvermerke dirfen nur angebracht werden, so-
weit dies
1. aus medizinischen Griinden zum Wohl der betroffe-
nen Person,
2. zum Schutz Gberwiegender schutzwurdiger Interessen
sowie von Leib oder Leben Dritter,
3. aufgrund einer Rechtsvorschrift, die zur Geheimhal-
tung verpflichtet oder
4. wegen der ansonsten bevorstehenden Gefahrdung
a) von Verfahren zum Zwecke der Verhutung, Ermitt-
lung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten
oder Ordnungswidrigkeiten oder der Strafvollstre-
ckung oder
b) des Wohles des Bundes oder eines Landes
und auch unter Berlcksichtigung des Informationsinter-
esses der betroffenen Person zwingend erforderlich ist.
Der Sperrvermerk nach Satz 1 Nr. 1 wird von den Berufs-
geheimnistragerinnen und Berufsgeheimnistradgern ange-
bracht, welche die zu sperrenden Aktenbestandteile zur
Akte verfliigt haben; die tibrigen Sperrvermerke bringt die
Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an.

(3) Der Grund und der Umfang der Sperrung sind in der
Akte zu vermerken. Dieser Vermerk nimmt an der Sperrung
teil. Gesperrte Aktenbestandteile sind gesondert von den
ubrigen Akten zu verwahren, soweit die Akten in Papierform
gefiihrt werden; im Ubrigen sind sie besonders zu sichern.

§ 59
Verfahren firr die Ausiibung der Rechte der betroffenen
Person

(1) Die Justizvollzugsbehdrden kommunizieren mit der be-
troffenen Person in praziser, verstandlicher und leicht zu-
ganglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache.
Unbeschadet besonderer Formvorschriften sollen sie bei
der Beantwortung von Antragen grundsatzlich die fir den
Antrag gewahlte Form verwenden.

(2) Unbeschadet des § 55 Abs. 5 und des § 63 Abs. 4 set-
zen die Justizvollzugsbehoérden die betroffene Person un-
verziglich schriftlich dariiber in Kenntnis, wie mit ihrem
Antrag verfahren wurde.

(3) Gebiihrenfrei erfolgen die

1. Erteilung von allgemeinen Informationen nach § 52,

2. Erflllung der Aufklarungspflicht bei der Datenerhe-
bung nach § 53,

3. Benachrichtigungen nach den §§ 54 und 65 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 2. Alternative und

4. Bearbeitung von Antragen nach § 55 Abs. 1 und § 63
Abs. 1 bis 3.

Bei offenkundig unbegriindeten oder exzessiven Antragen

sollen die Justizvollzugsbehdrden es ablehnen, aufgrund

des Antrages tatig zu werden; in diesem Fall haben die

Justizvollzugsbehorden den offenkundig unbegriindeten

oder exzessiven Charakter des Antrages nachzuweisen.

(4) Haben die Justizvollzugsbehorden begriindete Zweifel
an der Identitat einer betroffenen Person, die einen Antrag
nach den §§ 55, 56 oder 63 gestellt hat, kdnnen sie von
ihr zusatzliche Informationen anfordern, die zur Bestéati-
gung der Identitat der betroffenen Person erforderlich sind.

Neunter Abschnitt
Einschrankung der Verarbeitung, L6schung und
Berichtigung personenbezogener Daten

§ 60
Einschrankung der Verarbeitung personenbezogener
Daten

(1) Mit der Weglage nach § 11 Abs. 5 oder mit Abgabe der
Akten im Fall einer Verlegung wird die Verarbeitung der per-
sonenbezogenen Daten der Gefangenen in den Fachan-
wendungen und sonstigen elektronischen Verarbeitungs-
systemen sowie den sonstigen Aufzeichnungen der Anstalt
auf die in § 11 Abs. 6 aufgeflihrten Zwecke eingeschranki.

(2) Im Fall elektronischer Verarbeitungssysteme ist die Ein-

schrankung der Verarbeitung nach Absatz 1 wie folgt tech-

nisch sicherzustellen:

1. die Einschrédnkung der Verarbeitung muss eindeutig
erkennbar sein,

2. eine Verarbeitung fir andere Zwecke darf nicht ohne
weitere Priifung moglich sein,

3. Veranderungen an den Daten dirfen nur noch zum
Zweck einer Berichtigung nach § 62 mdglich sein,

4. der Verarbeitungszweck und im Fall der Ubermittlung
der Empfanger sind zu dokumentieren,
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5. ausschlieBlich der Anstaltsleiter oder die Anstaltsleite-
rin oder von diesen hierzu gesondert autorisierte Be-
dienstete dirfen Zugriff auf die Daten haben.

(3) Bei Verlegungen ist die aufnehmende Anstalt ohne die
Einschrankungen der Absatze 1 und 2 zur weiteren Ver-
arbeitung und die abgebende Anstalt zur Ubermittlung der
Daten und Aufzeichnungen befugt. Dies gilt entsprechend,
soweit sich Gefangene anderer Anstalten nur voriiberge-
hend insbesondere im Rahmen von Uberstellungen oder
Umlaufen in der Anstalt aufhalten; die personenbezogenen
Daten dieser Gefangenen sind unbeschadet des Satzes 1
zwei Wochen nach Verlassen der Anstalt entsprechend Ab-
satz 1 in der Verarbeitung einzuschranken.

(4) Personenbezogene Daten anstaltsfremder Perso-

nen sind unter entsprechender Anwendung des Absat-

zes 1 in der Verarbeitung zu folgenden Zeitpunkten ein-
zuschranken:

1. nach den §§ 15 bis 17 erhaltene Auskinfte und Infor-
mationen
a) sechs Monate nach Erhebung der Daten, soweit

die betroffene Person keinen Bezug zu Gefange-
nen in der Anstalt aufweist,

b) gleichzeitig mit der Weglage oder der Abgabe der
Gefangenenpersonalakte, soweit die betroffene
Person einen Bezug zu Gefangenen in der An-
stalt aufweist,

2. Daten uber Besuche oder Kontaktpersonen von Ge-
fangenen gleichzeitig mit der Weglage oder der Abga-
be der Gefangenenpersonalakte,

3. Stammdaten anstaltsfremder Personen sechs Monate
nach letztmaligem Betreten der Anstalt,

4. alle Gbrigen Daten zwei Wochen nach Erledigung des
Grundes fir ihre Verarbeitung.

Die Frist nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. a beginnt bei jedem Be-

treten der Anstalt erneut. Im Fall der Abgabe nach Satz 1

Nr. 1 Buchst. b oder Nr. 2 gilt Absatz 3 entsprechend.

(5) Wird eine gefangene Person innerhalb der Aufbewah-
rungsfrist der Gefangenenpersonalakte nach § 11 Abs. 5
Satz 2 erneut zu einer Freiheitsentziehung nach § 1 auf-
genommen, entfallen die Einschrankungen nach den Ab-
satzen 1 und 2 sowie nach Absatz 4 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b
und Nr. 2. Fir die weitere Verarbeitung der personenbezo-
genen Daten dieser Person sind die Bestimmungen und
Fristen des erneuten Vollzugs mafigeblich.

(6) Die Verarbeitung personenbezogener Daten in Dateien,
Karteien oder sonstigen Aufzeichnungen, die fortlaufend
in Bezug auf bestimmte Ereignisse, Orte, Organisations-
einheiten oder Zeitpunkte gefiihrt werden, ist ungeach-
tet der in den Absatzen1, 3 und 4 bestimmten Zeitpunkte
und unabhangig davon, ob sie in elektronischer Form oder
in Papierform erfolgt, zwei Monate nach Erledigung des
mit der Erhebung dieser Daten verfolgten Zwecks einzu-
schranken. Dies gilt insbesondere fir Transport-, Pforten-
und Stationsbiicher, Lagefilme, Terminplanungen und Ta-
gesinformationen, Belegungs- und Benutzungslisten von
Haftrdumen und sonstigen Einrichtungen, Ausgabe- und
Bestandslisten sowie Ereignislisten. Werden die Aufzeich-
nungen systembedingt Uber einen langeren Zeitraum fort-
laufend in derselben Datei oder Kartei erfasst, ist die Ver-

arbeitung dieser Daten dadurch einzuschranken, dass die
Datei, Kartei oder sonstige Aufzeichnung in angemesse-
nen Absténden, spatestens nach Jahresfrist zu schlieen
und neu anzulegen ist.

§ 61
Léschung personenbezogener Daten

(1) Folgende Daten, die auf der Grundlage dieses Geset-

zes aulderhalb der Akten nach § 11 verarbeitet werden, sind

nach Ablauf folgender Fristen gerechnet ab dem Ende des

Jahres, in dem die Daten erhoben wurden, zu I6schen:

1. personenbezogene Daten von Gefangenen, die die
Rechtmafigkeit von Geldzahlungen und sonstigen
Vermdgenszuwendungen belegen, wie insbesondere
Lohn- und Beschaftigungsnachweise, Journale, Ein-
und Auszahlungsbelege: zehn Jahre,

2. personenbezogene Daten von Gefangenen, soweit sie
zur Dokumentation der Verwendung von Haushaltsmit-
teln im Rahmen von Projekten und Mal3nahmen, ins-
besondere zur Dokumentation der Teilnehmer oder fir
Rechenschaftsberichte verarbeitet werden missen:
zehn Jahre; diese Frist kann bis zum Ablauf einer be-
sonderen haushaltsrechtlichen Uberpriifungsfrist ver-
langert werden,

3. nicht bereits von Nummer 1 erfasste personenbezoge-
ne Daten von Gefangenen, die im Zusammenhang mit
der gesetzlichen Unfallversicherung erhoben wurden,
insbesondere in Bezug auf Arbeitsunfalle: finf Jahre.

(2) Fur Daten nach § 28 Abs. 2 sowie § 60 Abs. 4 Satz 1
Nr. 1 Buchst. b und Nr. 2 gilt nach Ablauf der Aufbewah-
rungsfrist fir die Gefangenenpersonalakte § 11 Abs. 8 bis
13 entsprechend; Anhérung und Mitteilung nach § 11 Abs. 9
sind auch an die von der weiteren Aufbewahrung betrof-
fenen Personen, die nicht Gefangene waren, zu richten.

(3) Personenbezogene Daten, die keine Daten nach Ab-
satz 1 sind, sind unbeschadet besonderer Léschungsvor-
schriften, insbesondere der nach § 34 Abs. 1, § 35 Abs. 3,

§ 36 Abs. 3 und § 43 Abs. 4, wie folgt zu I6schen oder zu

vernichten:

1. Daten uber Gefangene, die elektronisch verarbeitet
werden, zwei Jahre nach Ablauf des Jahres in dem die
jeweilige Gefangenenpersonalakte weggelegt wurde,
soweit sie nicht aufgrund schriftlicher Mitteilung des Kri-
minologischen Dienstes fir Untersuchungen nach § 11
Abs. 6 Satz 1 Nr. 7 weiter benétigt werden; in diesem
Fall betragt die Frist hdchstens finf Jahre,

2. Daten nach § 60 Abs. 3 Satz 2 drei Jahre nachdem die
betroffene gefangene Person die Anstalt verlassen hat,

3. Auskinfte und Informationen nach § 60 Abs. 4 Satz 1
Nr. 1 Buchst. a ein Jahr nach dem letztmaligem Betre-
ten der Anstalt,

4. sonstige elektronisch verarbeitete Daten Uber anstalts-
fremde Personen sechs Monate nach Ablauf der jewei-
ligen in § 60 Abs. 4 genannten Frist,

5. Dateien und Aufzeichnungen nach § 60 Abs. 6, unab-
hangig davon, ob sie in elektronischer Form oder in
Papierform geflihrt werden, als
a) fortlaufende Aufzeichnungen an der Pforte, insbe-

sondere Uber das Passieren von Personen und
Fahrzeugen sechs Monate,
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b) fortlaufende Aufzeichnungen Uber eingehende oder
abgehende Transporte von Gefangenen drei Jahre,

c) sonstige fortlaufende Aufzeichnungen uber Ereig-
nisse und Ablaufe, insbesondere Stationsbiicher
und Lagefilme, sechs Monate,

d) fortlaufende Aufzeichnungen zu Terminen, Planun-
gen, aktuellen MaRnahmen und Anordnungen so-
wie sonstigen Informationen zur Organisation des
Tagesablaufs der Anstalt oder einzelner Organisa-
tionseinheiten drei Monate,

e) fortlaufende Aufzeichnungen lber die Belegung von
Haftraumen drei Jahre,

f) fortlaufende Aufzeichnungen lber die Benutzung
von Einrichtungen wie Trainingsrdumen und Bu-
chereien ein Jahr,

g) fortlaufende organisationsbezogene Ausgabe-
und Bestandslisten von Kleidung, Mietgeraten
und sonstigen Gegenstanden an die Gefangenen
zehn Jahre,

h) fortlaufende organisationsbezogene Aufzeichnun-
gen sicherheitsrelevanter oder meldepflichtiger Er-
eignisse flinf Jahre, sofern nicht aufgrund spezieller
gesetzlicher Vorschriften eine langere Aufbewah-
rung vorgeschrieben ist,

i) sonstige Listen ein Jahr,

wobei die Frist jeweils mit dem Zeitpunkt beginnt, zu dem

die Daten nach § 60 Abs. 6 in der Verarbeitung einzu-

schranken waren oder die Datei, Kartei oder sonstige Auf-
zeichnung zu schlieRen war,

6. auRerhalb elektronischer Systeme gefiihrte Gefange-
nenkarteien zehn Jahre nach der letzten geschaftsma-
Rigen Eintragung,

7. Bicher oder Karteien, in denen auferhalb elektroni-
scher Systeme auf der Grundlage dieses Gesetzes per-
sonenbezogene Daten Uber Personen, die nicht Gefan-
gene sind, aufgezeichnet werden, sechs Monate nach
der letzten geschaftsmafigen Eintragung,

8. Begleitumschlage der eingehenden Briefe an Untersu-
chungsgefangene, soweit sie nicht nach § 11 Abs. 2 Be-
standteil der Gefangenenpersonalakte geworden sind,
sechs Monate nach Ablauf des Jahres, in dem sie ein-
gegangen sind.

(4) Die Léschung oder Vernichtung nach den Absatzen 1
und 3 unterbleibt, soweit die Daten nach Fristablauf noch
fur einen der in § 11 Abs. 6 aufgefihrten Zwecke bend-
tigt werden und die weitere Aufbewahrung im Hinblick auf
diesen Zweck verhaltnismaRig ist. Soweit es sich um per-
sonenbezogene Daten Gefangener handelt, gilt im Wei-
teren nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist fur die Gefan-
genenpersonalakte, im Ubrigen mit Uberschreitung der in
Absatz 3 bestimmten Léschungsfristen um mehr als das
Doppelte § 11 Abs. 8 bis 11 entsprechend. Personen, die
im Zeitpunkt der Erhebung ihrer personenbezogenen Da-
ten nicht Gefangene waren, steht der gerichtliche Rechts-
schutz entsprechend § 11 Abs. 9 und 10 offen, sobald das
Vierfache der mal3gebenden Léschungsfrist nach Absatz 3
Uberschritten wird.

(5) Unbeschadet der Bestimmungen der Absatze 1 bis 4
dirfen die Angaben tiber Nachnamen, Vornamen, Geburts-
namen, Aliasnamen, |dentifikationsnummern, Geburtsta-
gen, Geburtsorten, Eintritts- und Austrittsdaten der Ge-

fangenen sowie Bezugnahmen zu den sie betreffenden
personenbezogenen Daten und Akten solange gespei-
chert bleiben, wie diese personenbezogenen Daten und
Akten zulassigerweise auf der Grundlage dieses Gesetzes
gespeichert oder aufbewahrt werden diirfen und dies zum
Auffinden dieser Daten und Akten erforderlich ist.

(6) Erfolgt im Zusammenhang mit dem Vollzug der Unter-
suchungshaft oder einer der Freiheitsentziehungen nach
§ 1 Nr. 2 eine nicht nur vorlaufige Einstellung des zugrun-
deliegenden Verfahrens, eine unanfechtbare Ablehnung
der Eréffnung des Hauptverfahrens oder ein rechtskrafti-
ger Freispruch, sind auf Antrag der Gefangenen die Stel-
len, die eine Mitteilung nach § 20 erhalten haben, Gber den
Verfahrensausgang in Kenntnis zu setzen.

§ 62
Berichtigung personenbezogener Daten

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, soweit
sie unrichtig oder unvollstandig sind. Personenbezogene
Daten, die urspriinglich richtig waren, aber nicht mehr ak-
tuell sind, sind nur dann zu aktualisieren, wenn dies erfor-
derlich ist. Bei Aussagen oder Beurteilungen betrifft die
Frage der Richtigkeit nicht den Inhalt der Aussage oder
Beurteilung. Die personenbezogenen Daten sind vor ihrer
Verarbeitung auf Richtigkeit, Vollstandigkeit und Aktualitat
zu Uberprifen, soweit dies mit angemessenem Aufwand
maoglich ist. In geflihrten Akten geniigt es, in geeigneter
Weise kenntlich zu machen, zu welchem Zeitpunkt oder
aus welchem Grund die personenbezogenen Daten un-
richtig waren oder unrichtig geworden sind. Eine Vervoll-
standigung personenbezogener Daten kann auch mittels
einer erganzenden Erklarung erfolgen.

(2) Bestreitet die betroffene Person die Richtigkeit ihrer
personenbezogenen Daten und kann die Richtigkeit oder
Unrichtigkeit auch anderweitig nicht festgestellt werden,
ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter eine Ein-
schrankung der Verarbeitung dieser Daten an. Uber eine
Aufhebung der Einschrankung der Verarbeitung entschei-
det ebenfalls die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter. Vor
der Aufhebung der Einschrankung der Verarbeitung ist die
betroffene Person zu unterrichten.

§ 63
Rechte der betroffenen Person auf Berichtigung,
Einschrankung der Verarbeitung und Léschung ihrer
personenbezogenen Daten

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von den Justiz-
vollzugsbehdrden unverzuiglich die Berichtigung sie betref-
fender unrichtiger personenbezogener Daten nach § 62 zu
verlangen. Die betroffene Person kann zudem die Vervoll-
standigung unvollstandiger sie betreffender personenbe-
zogener Daten verlangen, soweit dies unter Berticksichti-
gung der Verarbeitungszwecke angemessen ist.

(2) Die betroffene Person kann Uber Absatz 1 hinaus in
den Fallen, in denen dieses Gesetz die Einschrankung der
Verarbeitung personenbezogener Daten oder die Wegla-
ge von Akten vorsieht, eine solche Einschrankung in Be-
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zug auf ihre personenbezogenen Daten oder die Wegla-
ge der sie betreffenden Akten verlangen.

(3) Weiterhin kann die betroffene Person die Loschung der
sie betreffenden personenbezogenen Daten verlangen, so-
weit ein solches Recht in Bezug auf diese Daten nicht be-
reits speziell in diesem Gesetz geregelt ist.

(4) Die Justizvollzugsbehdrden unterrichten die betroffene
Person schriftlich Gber ein Absehen von der Berichtigung
nach Absatz 1, der Einschrankung der Verarbeitung oder
der Weglage nach Absatz 2 oder der Loschung nach Ab-
satz 3. Die Unterrichtung nach Satz 1 ist zu begriinden, so-
weit dies nicht eine Gefahrdung, einen Nachteil oder eine
Beeintrachtigung im Sinne des § 54 Abs. 3 mit sich bringen
wirde. § 55 Abs. 6 und 8 gelten entsprechend.

§ 64
Mitteilungen

Die Justizvollzugsbehdrden teilen die Berichtigung perso-
nenbezogener Daten der Stelle mit, die sie ihnen zuvor
Ubermittelt hat. In Fallen der Berichtigung, Léschung oder
Einschrankung der Verarbeitung wegen unzulassiger Ver-
arbeitung teilen die Justizvollzugsbehérden anderen Emp-
fangern, denen die betroffenen Daten tbermittelt wurden,
diese MalRnahmen mit. Der Empfanger hat die Daten in
eigener Verantwortung zu berichtigen, ihre Verarbeitung
einzuschranken oder zu lI6schen.

Zehnter Abschnitt
Anwendung weiterer Vorschriften,
Schlussbestimmungen

§ 65
Anwendung weiterer Vorschriften des Datenschutzrechts

(1) Soweit in diesem Gesetz nicht etwas Abweichendes
geregelt ist, gelten die Vorschriften des allgemeinen Da-
tenschutzrechts. Insbesondere finden die Vorschriften fir

1. die Meldung von Verletzungen des Schutzes personen-
bezogener Daten an die Landesbeauftragte oder den
Landesbeauftragten fiir den Datenschutz nach § 55
des Thiringer Datenschutzgesetzes (ThirDSG) vom
6. Juni 2018 (GVBI. S. 229) in der jeweils geltenden
Fassung und die Benachrichtigung der von einer Ver-
letzung des Schutzes personenbezogener Daten be-
troffenen Person nach § 56 ThiurDSG,

2. die Anhérung der oder des Landesbeauftragten fiir den
Datenschutz nach § 53 ThirDSG

3. die Bestellung, Stellung und Aufgaben der behordli-
chen Datenschutzbeauftragten nach den §§ 13 bis 15
TharDSG,

4. die Ubermittlung von personenbezogenen Daten an
Stellen in Drittstaaten oder an internationale Organi-
sationen nach den §§ 57 bis 60 ThirDSG,

5. die Aufgaben und Befugnisse der oder des Landesbe-
auftragten fur den Datenschutz im Hinblick auf die Jus-
tizvollzugsbehdrden nach den §§ 6 und 7 ThirDSG,

6. die Zusammenarbeit mit der oder dem Landesbeauf-
tragten fir den Datenschutz nach § 6 Abs. 3 ThirDSG,

7. den Anspruch auf Schadensersatz, Entschadigung
und die BuRgeldvorschriften nach den §§ 45 und 61
ThirDSG und

8. die Anrufung der oder des Landesbeauftragten fir den
Datenschutz und den gerichtlichen Rechtsschutz nach
den §§ 8 und 9 ThirDSG Anwendung.

(2) Fir die Verarbeitung personenbezogener Daten im
sachlichen Anwendungsbereich der Verordnung (EU)
2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 27. April 2016 zum Schutz natlrlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG
(ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S.
72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S. 35)
in der jeweils geltenden Fassung gelten ausschlie3lich de-
ren Bestimmungen und die hierzu erlassenen Vorschriften.

§ 66
Einschrankung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz wird das Grundrecht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung aus Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung
mit Artikel 1 Abs. 1 des Grundgesetzes sowie auf Schutz
der personenbezogenen Daten nach Artikel 6 Abs. 2 der
Verfassung des Freistaats Thiringen eingeschrankt.

§ 67
Evaluierung

Dieses Gesetz ist innerhalb von drei Jahren nach Inkraft-
treten zum ersten Mal durch die Landesregierung zu eva-
luieren. Der schriftliche Evaluierungsbericht ist dem fur
Justiz zustandigen Ausschuss und dem Thiringer Lan-
desbeauftragten fir den Datenschutz und die Informati-
onsfreiheit zur Beratung zuzuleiten.

§ 68
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz
gelten jeweils auch fir Personen, die mit der Angabe "di-
vers" oder ohne eine Angabe des Geschlechts in das Ge-
burtenregister eingetragen sind.

Artikel 2
Anderung des Thiiringer Justizvollzugsgesetzbuchs

Das Thiringer Justizvollzugsgesetzbuch vom 27. Februar
2014 (GVBI. S. 13) wird wie folgt gedndert:

1. In § 1 Abs. 2 wird die Verweisung "329 Abs. 4 Satz 1"
durch die Verweisung "329 Abs. 3" ersetzt.

2. Dem § 6 wird folgender Absatz 3 angefugt:

"(3) Alle Straf- und Jugendstrafgefangenen sind gegen-
Uber den Justizvollzugsbehdrden zu wahrheitsgema-
Ren Angaben zu ihrer Person und zu ihren wirtschaft-
lichen Verhaltnissen verpflichtet. Die Gefangenen sind
verpflichtet, jede erhebliche Anderung in diesen Ver-
haltnissen unverzuglich den Justizvollzugsbehdrden
mitzuteilen."
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3. Dem § 7 wird folgender Absatz 4 angefugt:

"(4) Die berechtigten Belange der Opfer begangener
Straftaten und die Schutzinteressen gefahrdeter Drit-
ter sind bei der Vollzugsgestaltung in angemessenem
Umfang zu berticksichtigen."

. § 13 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 6 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Absatze 7 und 8 werden die Absat-
ze6und?7.

. § 14 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa)In Satz 1 werden die Worte "acht Wochen" durch
die Worte "drei Monate" ersetzt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte "regelmafig
alle sechs Monate" durch die Worte "nach Anlass"
ersetzt.

. § 15 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa)In der Einleitung werden das Wort "enthalten”
durch das Wort "sollen" ersetzt und nach dem
Wort "Angaben" das Wort "enthalten” eingeflgt.

bb)In Nummer 7 werden nach dem Wort "Maf3nah-
men" ein Komma und die Worte "die auch ku-
mulativ méglich sind," eingeflgt.

cc) In Nummer 21 werden die Worte "Nachsorge
und" durch das Wort "Nachsorge," ersetzt.

dd)In Nummer 22 wird der Punkt am Ende durch
das Wort "und" ersetzt.

ee)Folgende Nummer 23 wird angefligt:

"23. Héhe des Uberbriickungsgeldes nach
§71a."

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Verweisung "Absatz 1
Satz 1 Nr. 6 bis 12 und Satz 2" durch die Verwei-
sung "Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 bis 12, 19 sowie Satz 2"
ersetzt.

7. Nach § 15 werden folgende §§ 15 a und 15 b angefiigt:

"§15a
Diagnoseverfahren, Vollzugs- und
Eingliederungsplan bei kurzen Freiheitsstrafen

(1) Fur den Vollzug von Freiheitsstrafen von bis zu einem
Jahr und sechs Monaten wird das Diagnoseverfahren
auf die Umstande beschrankt, deren Kenntnis fir eine
angemessene Vollzugsgestaltung unerlasslich und fir
die Eingliederung erforderlich ist. Daflir genligt es in der
Regel, auf die Informationen aus den der Vollstreckung
zugrundeliegenden Urteilen, eine aktuelle Auskunft
aus dem Bundeszentralregister, die eigenen Angaben
der Gefangenen sowie die Ergebnisse standardisier-
ter Testverfahren, insbesondere solcher zur Erkennung
einer Abhangigkeit von Suchtmitteln zuriickzugreifen.
Stand der oder die Gefangene vor der Inhaftierung
unter Bewahrung, sind auch die Erkenntnisse der Ge-
richts-, Jugendgerichts- und Bewahrungshilfe sowie der
Fuhrungsaufsichtsstellen einzubeziehen.

(2) Bereits vor Abschluss des Diagnoseverfahrens kann
vorab Uiber MaBnahmen nach § 15Abs. 1 Satz 1, insbe-
sondere nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9, 11, 13 und 19,
entschieden werden, soweit sie fiur eine zielgerichtete
und wirkungsorientierte Vollzugsgestaltung und die Ein-
gliederung nach der Entlassung notwendig erscheinen
und die Kiirze des voraussichtlichen Freiheitsentzugs
einen umgehenden Beginn erfordert, um die Maf3nah-
me vor der Entlassung abschlief3en zu kénnen.

(3) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan nach § 14
Abs. 1 wird innerhalb von zwei Monaten erstellt. Er ent-
halt neben den bereits nach Absatz 2 getroffenen Mal3-
nahmen die Angaben nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis
3 und 21 bis 23 sowie in geeigneten Fallen bereits die
Angaben zur Konkretisierung der Wiedereingliederung
nach § 15 Abs. 4 Satz 2. Weiterhin kann er Angaben zu
weiteren MalRnahmen nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 bis
20 enthalten, soweit diese fiir eine zielgerichtete und
wirkungsorientierte Vollzugsgestaltung und die Einglie-
derung nach der Entlassung notwendig und in Anbe-
tracht der voraussichtlich verbleibenden Vollzugsdau-
er durchfiihrbar sind.

(4) Eine Fortschreibung des Vollzugs- und Eingliede-
rungsplans kann unterbleiben, wenn zu dem in § 14
Abs. 3 Satz 1 vorgesehenen Zeitpunkt absehbar ist,
dass innerhalb der nachsten sechs Monate die Ent-
lassung erfolgen wird.

(5) Spatestens sechs Monate vor dem voraussichtli-
chen Entlassungszeitpunkt ist die Wiedereingliede-
rung nach § 15 Abs. 4 Satz 2 zu konkretisieren, so-
weit dies bei der Erstellung des Vollzugsplans noch
nicht méglich war.

(6) Im Ubrigen gelten § 13 Abs. 7, § 14 Abs. 4 bis 8 und
§ 15 Abs. 2 entsprechend.

(7) Die Absatze 1 bis 6 sind entsprechend anzuwenden,
wenn unter den Voraussetzungen nach § 35Abs. 1 des
Betaubungsmittelgesetzes vom 1. Marz 1994 (BGBI. |
S. 358) in der jeweils geltenden Fassung mit einer Zu-
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rickstellung der Vollstreckung zu rechnen ist und auf-
grund dessen die voraussichtliche Vollzugsdauer ein
Jahr nicht tberschreiten wird.

§15b
Vollzugsgestaltung bei Ersatzfreiheitsstrafen

(1) Wird ausschlie3lich Ersatzfreiheitsstrafe vollzogen,
findet ein Diagnoseverfahren sowie die Erstellung ei-
nes Vollzugs- und Eingliederungsplans nicht statt. Der
Vollzug ist bei Gefangenen nach Satz 1 von Beginn an
auszurichten auf
1. die Unterstutzung bei der Abwendung der weiteren
Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe,
2. MaRnahmen zur Stabilisierung der Lebenssituati-
on wahrend und nach dem Vollzug sowie
3. MalBnahmen zur Vorbereitung der Entlassung.
Hierzu kdnnen bei entsprechendem Bedarf und vorhan-
dener Mitwirkungsbereitschaft Malinahmen nach § 15
Abs. 1 Satz 1, insbesondere nach § 15 Abs. 1 Satz 1
Nr. 9, 11, 13 und 19 getroffen werden, soweit sie er-
folgversprechend erscheinen.

(2) Ist absehbar, dass die zu vollstreckende Ersatzfrei-
heitsstrafe die Dauer von vier Monaten Uberschreiten
wird, soll die Anstalt einer fehlenden oder unzureichen-
den Bereitschaft zur Mitwirkung mit geeigneten MaR3-
nahmen entgegenwirken.

(3) MaRnahmen zur Vorbereitung der Entlassung nach
§ 15 Abs. 4 sollen durch die Anstalt umgehend ge-
plant werden."

. § 17 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa)Satz 1 Nr. 1 erhéalt folgende Fassung:
"1. Gefangene unterschiedlichen Geschlechts,"
bb)Folgende Satze werden angefigt:

"Von Satz 1 und 2 kann beim Vollzug der Tren-
nung nach Satz 1 Nr. 1 im Einzelfall abgewi-
chen werden, soweit sich Gefangene aufgrund
ihrer geschlechtlichen Identitat nicht dem in ih-
rem amtlichen Personenstandseintrag ange-
gebenen, sondern einem anderen Geschlecht
oder dauerhaft weder dem mannlichen noch
dem weiblichen Geschlecht als zugehdrig emp-
finden. Die konkrete Ausgestaltung der Unter-
bringung dieser Gefangenen bestimmt sich un-
ter Bericksichtigung ihrer Personlichkeit und
Bedirfnisse, der Erreichung des Vollzugsziels
sowie der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt,
einschlie3lich der Bedirfnisse der tibrigen Ge-
fangenen."

b) Dem Absatz 2 werden folgende Satze angefugt:

"Haben junge Untersuchungsgefangene das 18. Le-
bensjahr noch nicht vollendet, diirfen sie mit jungen

10.

1.

12.

13.

14.

15.

Gefangenen, die das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben, nur untergebracht werden, wenn eine gemein-
same Unterbringung ihrem Wohl nicht widerspricht.
Mit Gefangenen, die das 24. Lebensjahr vollendet
haben, dirfen sie nur untergebracht werden, wenn
dies ihrem Wohl dient."

c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:
"Absatz 2 Satz 4 und 5 gilt entsprechend."
Dem § 29 Abs. 2 wird folgender Satz angeflgt:

"Untersuchungsgefangene sind zur Arbeit oder sons-
tigen Beschaftigung nicht verpflichtet."

Der Uberschrift des § 31 werden die Worte "zu Erho-
lungszwecken" angefugt.

§ 32 wird wie folgt geandert:
a) In der Uberschrift werden nach dem Wort "Arbeit"
die Worte "als nichtmonetare Vergiitungskompo-

nente" eingefligt.

b) InAbsatz 4 wird das Wort "Beziige" durch das Wort
"Arbeitsentgelte" ersetzt.

c) InAbsatz 6 Nr. 1 werden nach dem Wort "wird" die
Worte "oder die Sicherungsverwahrung angeord-
net wurde" eingeflgt.

d) In Absatz 8 Satz 3 Halbsatz 1 wird das Wort "le-
benslangen" gestrichen.

§ 34 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 wird die Zahl "14" durch die Zahl "18" er-
setzt.

b) In Satz 2 wird das Wort "zwei" durch das Wort "vier"
ersetzt.

In § 58 Abs. 3 Satz 2 wird nach dem Wort "Polizeiauf-
gabengesetzes" die Angabe "vom 4. Juni 1992 (GVBI.
S. 199) in der jeweils geltenden Fassung" eingefuigt.

Nach § 61 Abs. 2 Satz 2 wird folgender neue Satz ein-
geflgt:

"Die Nutzungskosten tragen die Gefangenen."
§ 66 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort "angebotene"
durch das Wort "zugewiesene" ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa)Die Verweisung "§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 bis
10 und Satz 2" wird durch die Verweisung "§ 15
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Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 bis 10, 19 sowie Satz 2" er-
setzt.

bb)Folgende Satze werden angefigt:

"Die durch den Beschaftigungsausfall nach
Satz 1 entgangene Vergutung umfasst die tat-
sachlich entgangene Vergltung fur die Zeiten,
zu welchen die Gefangenen tatsachliche Leis-
tungen erbracht hatten, einschlieBlich der Zei-
ten hierzu unbedingt erforderlicher vollzugs-
organisatorischer Ablaufe. Die Satze 1 und 2
gelten nicht, sofern die Gefangenen zur maR-
geblichen Zeit nicht gearbeitet oder nicht an der
schulischen oder beruflichen BildungsmafRnah-
me teilgenommen hatten, insbesondere, weil sie
krankheitsbedingt oder auch betriebsbedingt
hieran gehindert waren."

c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefuigt:

"Die Vergutung kann nach einem Stundensatz be-
messen werden."

d) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Satz 1 Halbsatz 2 wird nach dem Wort "d{ir-
fen" das Wort "grundséatzlich" eingeflgt.

bb)Nach Satz 1 wird folgender neue Satz einge-
fugt:

"Die Anstalt kann jedoch die Vergltung weiter
absenken und im Einzelfall auf null reduzieren,
soweit die Leistungen der Gefangenen trotz
wiederholter Abmahnung Uberwiegend man-
gelhaft oder unzureichend sind, obwohl sie
aufgrund ihres Gesundheitszustands sowie ih-
rer kérperlichen und geistigen Fahigkeiten zu
weitgehend ordnungsgemafen Leistungen in
der Lage waren."

16. § 67 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 werden die Worte "bei Straf- und Ju-
gendstrafgefangenen” gestrichen und nach dem
Wort "Hausgeld" die Worte "oder Uberbriickungs-
geld" eingefugt

b) InAbsatz 2 Satz 2 wird die Verweisung "§§ 70 und
71" durch die Verweisung "die §§ 70, 71 und 71 a"
ersetzt.

17.§ 68 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 werden die Verweisung "Absatz 1
Satz 2" durch die Verweisung "Absatz 1" ersetzt
und jeweils nach dem Wort "Arbeit" die Worte "oder
schulische oder berufliche Qualifizierungsmafinah-
me" eingefugt.

b) Absatz 3 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

18.

19.

"In Ausnahmefallen, namentlich zur Uberbrijckung
einer unverschuldeten Bediirftigkeit zu Beginn der
Inhaftierung, kann die Anstalt Untersuchungsgefan-
genen auf Antrag fiir bis zu drei Monaten Taschen-
geld gewahren."

§ 69 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

"(1) Fur die Gefangenen werden Hausgeld- und Ei-
gengeldkonten, fur die Straf- und Jugendstrafgefan-
genen dariiber hinaus Uberbriickungsgeldkonten in
der Anstalt gefuhrt."

Nach § 71 wird folgender § 71 a eingefugt:

"§71a
Uberbriickungsgeld

(1) Aus der in diesem Gesetz geregelten Vergitung
und aus den sonstigen Einklnften der Straf- und Ju-
gendstrafgefangenen, insbesondere aus einem freien
Beschaftigungsverhaltnis, ist ein Vermdgen zu bilden,
das den notwendigen Lebensunterhalt der Straf- und
Jugendstrafgefangenen und ihrer Unterhaltsberechtig-
ten fur die ersten vier Wochen nach der Entlassung si-
chern soll (Uberbriickungsgeld).

(2) Das Uberbriickungsgeld ist bei der erstmaligen Er-
stellung des Vollzugs- und Eingliederungsplans festzu-
setzen. Erfolgtim Fall des § 15 a Abs. 2 eine Zuweisung
von Arbeit bereits vor Fertigstellung des Vollzugs- und
Eingliederungsplans, ist das Uberbriickungsgeld zu
dem friheren Zeitpunkt festzusetzen. Im Falldes § 15 b
kann bei Gefangenen, die tber Einkuinfte verfligen, ein
Uberbriickungsgeld festgesetzt werden, soweit dies zur
Verwirklichung der Vollzugsziele nach § 15 b Abs. 1
Satz 2 dienlich erscheint.

(3) Zur Berechnung der Héhe des Uberbriickungsgel-
des in den Fallen der §§ 15 und 15 a ist Ausgangs-
punkt der fiir das Jahr der Erstellung des Vollzugs- und
Eingliederungsplanes maRgebliche Wert der Regelbe-
darfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 des Zwdlften Bu-
ches Sozialgesetzbuch. Das Uberbriickungsgeld be-
tragt das Vierfache dieses Wertes. Abweichend hiervon
kann unter Berlicksichtigung der Umstande des Einzel-
falles ein héherer Betrag bestimmt werden, insbeson-
dere aufgrund absehbarer Unterhaltspflichten nach der
Entlassung. Das Uberbriickungsgeld soll bei wesent-
lichen Anderungen der fiir die Festsetzung maRgebli-
chen Grundlagen im Rahmen der turnusmagigen Fort-
schreibungen des Vollzugs- und Eingliederungsplanes
angepasst werden.

(4) Zur Bildung des Uberbriickungsgeldes wird die in
diesem Gesetz geregelte Vergiitung dem Uberbrii-
ckungsgeldkonto bis zum Erreichen des nach den Ab-
satzen 2 und 3 festgesetzten Betrages zugefihrt, so-
weit sie den Gefangenen nicht nach § 70 als Hausgeld
zusteht. Bei Straf- und Jugendstrafgefangenen, die
aus einem freien Beschaftigungsverhaltnis, aus einer
Selbstbeschaftigung oder anderweitig regelmagige Ein-
kiinfte erzielen, wird der nach Festsetzung des Haus-
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20.

geldes nach § 70 Abs. 2 verbleibende Betrag entspre-
chend Satz 1 dem Uberbriickungsgeldkonto zugefiihrt.

(5) Das Uberbriickungsgeld wird den Gefangenen bei
der Entlassung aus dem Vollzug ausgezahlt. Die An-
stalt kann das Uberbriickungsgeld auch ganz oder zum
Teil einem gerichtlich bestellten Betreuer oder einer mit
der Betreuung von Entlassenen befassten Person oder
Einrichtung Uberweisen, die dariiber entscheiden, wie
das Geld innerhalb der ersten vier Wochen nach der
Entlassung an die Gefangenen ausgezahlt wird. Die
empfangende Stelle nach Satz 2 ist verpflichtet, das
Uberbriickungsgeld von ihrem Vermégen gesondert
zu halten. Mit Zustimmung der Gefangenen kann das
Uberbriickungsgeld auch einem oder mehreren Unter-
haltsberechtigten Uiberwiesen werden.

(6) Der Anstaltsleiter kann gestatten, dass das Uber-
briickungsgeld bereits vor der Entlassung fur Ausga-
ben in Anspruch genommen wird, die der Eingliederung
der Gefangenen oder dem Ausgleich eines durch ihre
Straftaten verursachten Schadens dienen.

(7) Der Anspruch auf Auszahlung des Uberbriickungs-
geldes ist unpfandbar. Erreicht das Uberbriickungs-
geld nicht die nach den Absatzen 2 und 3 festgesetzte
Hohe, ist in HOhe des Unterschiedsbetrages auch der
Anspruch auf Auszahlung des Eigengeldes unpfandbar.
Im Fall der Barauszahlung unterliegt Bargeld der ent-
lassenen Gefangenen flir die Dauer von vier Wochen
ab der Entlassung insoweit nicht der Pfandung, als es
dem Teil der Anspriche fur die Zeit von der Pfandung
bis zum Ablauf der vier Wochen entspricht.

(8) Absatz 7 gilt nicht bei einer Pfandung wegen der in
§ 850d Abs. 1 Satz 1 der Zivilprozessordnung bezeich-
neten Unterhaltsanspriiche. Den entlassenen Gefan-
genen ist jedoch so viel zu belassen, wie sie fir ihren
notwendigen Unterhalt und zur Erflllung ihrer sonsti-
gen gesetzlichen Unterhaltspflichten fiir die Zeit von
der Pfandung bis zum Ablauf von vier Wochen seit der
Entlassung bendtigen.”

Nach § 72 wird folgender § 72 a eingefuigt:

"§ 72 a
Ersatz von Schaden

(1) Die Gefangenen sind verpflichtet, der Anstalt Scha-
den zu ersetzen, die sie durch eine vorsatzliche oder
grob fahrlassige Selbstverletzung, Verletzung anderer
Personen oder Beschadigung fremder Sachen verur-
sacht haben. Anspriiche aufgrund anderer Rechtsvor-
schriften bleiben unberihrt.

(2) Die Anstalt kann Anspriiche nach Absatz 1 durch
Bescheid gegen die Gefangenen festsetzen. Dem Be-
scheid ist eine Erklarung beizufiigen, durch welche die
Gefangenen uber den Rechtsbehelf, der gegen den
Bescheid gegeben ist, Uiber das Gericht, bei dem der
Rechtsbehelf einzulegen ist, dessen Sitz und tber die
einzuhaltende Frist belehrt werden. Bei der Geltend-
machung der Forderungen kann auch ein den dreifa-

chen Tagessatz der Eckvergiitung nach § 66 Abs. 3
Ubersteigender Teil des Hausgeldes nach § 70 in An-
spruch genommen werden.

(3) Von der Aufrechnung oder Vollstreckung wegen
der in Absatz 1 genannten Forderungen ist abzuse-
hen, soweit und solange hierdurch die Erreichung der
Vollzugsziele nach § 2 geféhrdet wiirde."

.In § 78 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort "kann"

ein Komma und die Worte "deren Inhalt auf die aktu-
elle Lebens- und Behandlungssituation zutrifft, insbe-
sondere soweit die Festlegungen einer auf freier Wil-
lensbestimmung beruhenden, der Anstalt vorliegenden
Patientenverfligung nach § 1901a Abs. 1 Satz 1 des
Burgerlichen Gesetzbuchs entgegenstehen" eingeflgt.

. § 89 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Nummer 5 wird das Wort "und" durch ein
Komma ersetzt.

bb) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch das
Wort "und" ersetzt.

cc) Folgende Nummer 7 wird angefugt:

"7. die weit Uberwiegende oder vollstédndige
Aufhebung der Bewegungsfreiheit durch
Fesselung, insbesondere der Gliedmalien
(Fixierung)."

b) In Absatz 5 Satz 2 wird nach dem Wort "Anstalts-
leiter" das Wort "auch" eingeflgt.

c) Folgender Absatz 7 wird angeflgt:

"(7) Eine Fixierung ist nur zulassig, soweit und so-
lange eine gegenwartige erhebliche Gefahr fir be-
deutende Rechtsgiiter Dritter, insbesondere in Form
von Gewalttatigkeiten gegen Personen, der Selbst-
totung oder der erheblichen Selbstverletzung be-
steht, und die Fixierung zur Abwehr dieser Gefahr
unerlasslich ist."

23. § 90 wird wie folgt gedndert:

a) Dem Absatz 1 werden folgende Satze angefiigt:

"Eine nicht nur kurzfristige Fixierung bedarf der An-
ordnung durch das Gericht. Bei Gefahr im Verzug
kann die Anordnung der Fixierung durch den An-
staltsleiter oder andere durch den Anstaltsleiter zur
Anordnung von Fixierungen autorisierte qualifizier-
te Bedienstete der Anstalt getroffen werden. Ein
Arztist unverzuiglich hinzuzuziehen. Die richterliche
Entscheidung ist unverziglich nachtraglich herbei-
zufiihren; den Antrag stellt die Anstalt. Einer rich-
terlichen Entscheidung bedarf es nicht oder nicht
mehr, wenn abzusehen ist, dass die Entscheidung
erst nach Wegfall des Grundes der Fixierung erge-
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hen wird, oder wenn die Fixierung vor der Herbei-
fihrung der richterlichen Entscheidung tatsachlich
beendet und auch keine Wiederholung zeitnah zu
erwarten ist. Ist eine richterliche Entscheidung be-
antragt und die Fixierung vor deren Erlangung be-
endet worden, so ist dies dem Gericht unverzig-
lich mitzuteilen.”

b) InAbsatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort "Fesse-
lung" die Worte "sowie Fixierung" und nach dem
Wort "Tage" die Worte "oder im Fall der Fixierung
langer als zwdlf Stunden" eingeflgt.

c) Absatz 6 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Satz 1 werden nach dem Wort "Absonde-
rung" das Wort "und" durch die Angabe ", der"
ersetzt sowie nach dem Wort "Haftraum" die
Worte "und der Fixierung" eingefligt.

bb)In Satz 2 werden nach dem Wort "gefesselt" die
Worte "oder fixiert" eingefiigt.

cc) Folgende Satze werden angeflgt:

"Wahrend der Dauer der Fixierung stellt ein Arzt
eine angemessene medizinische Uberwachung
des fixierten Gefangenen sicher. Geschulte Voll-
zugsbedienstete stellen durch standigen Sicht-
und Sprechkontakt die Betreuung des fixierten
Gefangenen sicher."

d) Folgender Absatz 7 wird angefligt:

"(7) Die Anordnung einer Fixierung, die mafigeb-
lichen Grunde hierfir, ihre Durchsetzung, Dauer
und die Art der Uberwachung sind durch die An-
stalt zu dokumentieren. Nach Beendigung einer
Fixierung ohne richterliche Anordnung hat die An-
stalt die Gefangenen auf ihr Recht hinzuweisen,
die Zulassigkeit der durchgefihrten MaRnahme
durch das zustandige Gericht Uberprifen zu las-
sen. Die Durchfiihrung der Belehrung ist aktenkun-
dig zu machen."

24.§ 92 Abs. 3 wird wie folgt gedndert:

a) InSatz 1 werden nach dem Wort "Fesseln" die Wor-
te "und Reizstoffe" eingeflgt.

b) In Satz 2 werden die Worte "sowie Reizstoffe" ge-
strichen.

25. § 98 wird wie folgt gedndert.

a) In Absatz 1 Nr. 5 werden nach dem Wort "konsu-
mieren" die Worte "oder eine Malnahme zur Fest-
stellung von Suchtmittelgebrauch nach § 87 ver-
weigern oder manipulieren" eingeflgt.

b) InAbsatz 3 Satz 1 Nr. 5werden nach dem Wort "Be-
schrankung" die Worte "oder der Entzug der Verfii-
gung Uber das Hausgeld oder" eingefiigt.

26.

27.

28.

29.

30.

31.

32.

Dem § 99 wird folgender Absatz 6 angefiigt:

"(6) Wird die Verfigung Uber das Hausgeld nach § 98
Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 beschrankt oder entzogen, ist das
in dieser Zeit anfallende Hausgeld dem Uberbriickungs-
geld hinzuzurechnen. Ist das Uberbriickungsgeld be-
reits vollstdndig angespart, ist das in dieser Zeit an-
fallende Hausgeld dem Eigengeld hinzuzurechnen."

In § 108 Abs. 2 Satz 3 wird das Wort "namentlich" durch
das Wort "insbesondere" ersetzt.

In § 116 Abs. 3 Satz 1 wird die Verweisung "§ 55 Abs. 1
Satz 5 des Telekommunikationsgesetzes" durch die
Verweisung "§ 91 Abs. 1 Satz 4 des Telekommunika-
tionsgesetzes vom 23. Juni 2021 (BGBI. | S. 1858) in
der jeweils geltenden Fassung" ersetzt.

§ 119 erhalt folgende Fassung:

"§ 119
Datenschutz

Es gelten die Bestimmungen des Thuringer Justizvoll-
zugsdatenschutzgesetzes."

Die §§ 120 bis 140 werden aufgehoben.

§ 142 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 wird wird die Verweisung "Strafvollzugs-
gesetz" durch die Verweisung "Strafvollzugsgesetz
vom 16. Marz 1976 (BGBI. | S. 581, 2088; 1977 |
S. 436) in der jeweils geltenden Fassung" ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gedndert:

aa)Nummer 1 erhalt folgende Fassung:

"1. den Pfandungsschutz, soweit er nicht in
diesem Gesetz speziell geregelt ist,"

bb)Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a ein-
gefugt:

"1a.den Nachrang der Sozialhilfe bei der Zah-
lung von Ausbildungsbeihilfe (§ 44 Abs. 1
Satz 2)"
cc) Nummer 2 erhalt folgende Fassung:
"2. das Handeln auf Anordnung (§ 97)".
§ 143 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 erhélt folgende Fassung:
"(2) Fur Anstalten, mit deren Errichtung vor dem
3. Oktober 1990 begonnen wurde, gilt, dass abwei-
chend von § 18 wahrend der Einschlusszeiten bis

zu sechs Strafgefangene gemeinsam untergebracht
werden durfen, solange die rdumlichen Verhaltnisse
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der Anstalt dies erfordern; eine gemeinschaftliche
Unterbringung von mehr als drei Personen ist nur
bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 zulassig."

b) Absatz 4 erhalt folgende Fassung:

"(4)§ 67 Abs. 1und 2 Satz 2, § 69 Abs. 1 sowie die
§§ 71 a und 99 Abs. 6 sind fur Gefangene, welche
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Thuringer Ge-
setzes zur Einfuhrung eines Justizvollzugsdaten-
schutzgesetzes und zur Anpassung weiterer Vor-
schriften des Justizvollzugs bereits inhaftiert sind,
erst sechs Monate nach dem Inkrafttreten des Thu-
ringer Gesetzes zur Einfuhrung eines Justizvoll-
zugsdatenschutzgesetzes und zur Anpassung wei-
terer Vorschriften des Justizvollzugs anzuwenden."

33. § 144 erhalt folgende Fassung:

"§ 144
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Ge-
setz gelten jeweils fir alle Geschlechter."

34. Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

Artikel 3
Anderung des Thiiringer
Jugendarrestvollzugsgesetzes

Das Thiringer Jugendarrestvollzugsgesetz vom 19. Marz
2019 (GVBI. S. 9) wird wie folgt geandert:

1. Nach § 6 wird folgender neue Zweite Unterabschnitt
angefugt:

"Zweiter Unterabschnitt
Zufithrung zum Arrestantritt

§6a
Zufiihrung zum Arrestantritt

Erscheint der Jugendliche trotz ordnungsgemalfier La-
dung zum Antritt des Arrestes nicht und ist das Ausblei-
ben nicht genuigend entschuldigt, kann der nach § 85
Abs. 1 des Jugendgerichtsgesetzes (JGG) zustandige
Vollstreckungsleiter die Zufiihrung durch die Polizei an-
ordnen. Er kann Anordnungen uber die Art und Weise
der Durchsetzung der Zufiihrung treffen."

2. Der bisherige Zweite Unterabschnitt und Dritte Unter-
abschnitt werden der Dritte Unterabschnitt und Vierte
Unterabschnitt.

3. § 9 Abs. 3 erhalt folgende Fassung:

"(3) Arrestierte unterschiedlichen Geschlechts werden
getrennt voneinander untergebracht. Hiervon kann im
Einzelfall unter Berlicksichtigung der Persénlichkeit
und der Bedlrfnisse der Arrestierten, der Erreichung
des Vollzugsziels und der Sicherheit oder Ordnung der

Anstalt insbesondere dann abgewichen werden, wenn
sich Arrestierte aufgrund ihrer geschlechtlichen Iden-
titat nicht dem in ihrem amtlichen Personenstandsein-
trag angegebenen, sondern einem anderen Geschlecht
oder dauerhaft weder dem mannlichen noch dem weib-
lichen Geschlecht als zugehorig empfinden.”

4. Der bisherige Vierte Unterabschnitt bis Vierzehnte Un-
terabschnitt werden der Flinfte Unterabschnitt bis Flinf-
zehnte Unterabschnitt.

5. In § 18 Abs. 3 Satz 1 wird der Klammerzusatz "(JGG)"
gestrichen.

6. § 43 erhalt folgende Fassung:

"§ 43
Datenschutz

Es gelten die Bestimmungen des Thuringer Justizvoll-
zugsdatenschutzgesetzes."

7. In§47 werden die Worte "in mannlicher und weiblicher
Form" durch die Worte "flr alle Geschlechter" ersetzt.

8. Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

Artikel 4
Anderung des
Thiiringer Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes

Das Thuringer Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz vom
23. Mai 2013 (GVBI. S. 121 -122-), geandert durch Ge-
setz vom 27. Februar 2014 (GVBI. S. 46), wird wie folgt
geandert:

1. Dem § 1 werden folgende Satze angefligt:

"In den Fallen der Uberweisung einer Person, gegen die
Sicherungsverwahrung angeordnet worden ist, in den
Vollzug einer anderen MaRregel nach § 67a Abs. 2 des
Strafgesetzbuchs (StGB) in der Fassung vom 13. No-
vember 1998 (BGBI. | S. 3322) in der jeweils geltenden
Fassung findet dieses Gesetz keine Anwendung. Es gilt
vielmehr das fiir die aufnehmende Malregel geltende
Vollzugsrecht, insbesondere das Thiringer Malregel-
vollzugsgesetz vom 8. August 2014 (GVBI. S. 545) in
der jeweils geltenden Fassung."

2. In§ 11 Abs. 2 Satz 1 wird die Verweisung "§ 66¢c Abs. 1
Nr. 1 des Strafgesetzbuchs (StGB)" durch die Verwei-
sung "§ 66c Abs. 1 Nr. 1 StGB" ersetzt.

3. In§ 14 Abs. 5 wird die Verweisung "§§ 48 bis 49a des
Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fas-
sung vom 18. August 2009 (GVBI. S. 699)" durch die
Verweisung "§§ 48 bis 49 a des Thuringer Verwaltungs-
verfahrensgesetzes in der Fassung vom 1. Dezember
2014 (GVBI. S. 685)" ersetzt.

4. In § 24 Abs. 6 wird die Verweisung "§ 16 Abs. 2 Nr. 3"
durch die Verweisung "§ 16 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3" ersetzt.
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5. In § 28 Abs. 5 wird die Verweisung "§ 16 Abs. 2 Nr. 2"
durch die Verweisung "§ 16 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2" ersetzt.

6. In§ 33 Abs. 3 Satz 2 wird die Verweisung "§ 148 Abs. 2
und § 148a der Strafprozessordnung (StPO)" durch die
Verweisung "§ 148 Abs. 2 und § 148a der Strafprozess-
ordnung (StPO)" ersetzt.

7. In § 36 Abs. 4 Satz 3 wird die Verweisung "§ 55 Abs. 1
Satz 5 des Telekommunikationsgesetzes vom 22. Juni
2004 (BGBI. I S. 1190)" durch die Verweisung "§ 91
Abs. 1 Satz 4 des Telekommunikationsgesetzes vom
23. Juni 2021 (BGBI. | S. 1858)" ersetzt.

8. In§39Abs. 1 wird die Verweisung "nach § 43 Abs. 6 des
Strafvollzugsgesetzes (StVollzG) vom 16. Marz 1976
(BGBI. 1S.581,2088; 1977 | S. 436), zuletzt geéndert
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. April 2013 (BGBI.
I S. 935)" durch die Verweisung "nach § 43 Abs. 6 des
Strafvollzugsgesetzes (StVollzG)" ersetzt.

9. §40 Abs. 2 erhalt folgende Fassung:

"(2) Fur Untergebrachte, die aus einem freien Beschéaf-
tigungsverhaltnis, aus einer Selbstbeschaftigung oder
anderweitig regelmafige Einkinfte haben, wird daraus
ein angemessenes monatliches Hausgeld festgesetzt."

10. § 49 erhalt folgende Fassung:

"§ 49
Festnahmerecht

Untergebrachte, die entwichen sind oder sich sonst
ohne Erlaubnis aufRerhalb der Einrichtung aufhalten,
kénnen durch die Einrichtung oder auf deren Veranlas-
sung hin im Rahmen der Nacheile festgenommen und
in die Einrichtung zurtickgefiihrt werden."

11. § 50 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Nummer 5 wird das Wort "und" durch ein
Komma ersetzt.

bb) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch das
Wort "und" ersetzt.

cc) Folgende Nummer 7 wird angefiigt:

"7. die weit Uberwiegende oder vollstandige Auf-
hebung der Bewegungsfreiheit durch Fes-
selung insbesondere der Gliedmafien (Fi-
xierung)."

Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefiigt:

"Eine Malinahme nach Absatz 2 Nr. 7 ist nur zulas-
sig, soweit und solange eine gegenwartige erhebli-
che Gefahr fur bedeutende Rechtsgiiter Dritter, ins-
besondere in Form von Gewalttatigkeiten gegen
Personen, der Selbsttotung oder der erheblichen

Selbstverletzung besteht und die Fixierung zur Ab-
wehr dieser Gefahr unerlasslich ist."

c) Absatz 8 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Satz 1 werden das Wort "oder" durch ein
Komma ersetzt und nach dem Wort "Unterbrin-
gung" die Worte "oder Fixierung" eingefigt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort "gefesselt" die
Worte "oder fixiert" eingefligt.

cc) Nach Satz 2 werden folgende neue Satze ein-
gefugt:

"Wahrend der Dauer der Fixierung stellt ein Arzt
eine angemessene medizinische Uberwachung
des fixierten Untergebrachten sicher. Geschul-
te Vollzugsbedienstete stellen durch stédndigen
Sicht- und Sprechkontakt die Betreuung des fi-
xierten Untergebrachten sicher."

12. § 51 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)In Satz 1 wird nach dem Wort "Sicherungsmaf3-
nahmen" die Angabe "nach § 50 Abs. 2 Nr. 1 bis
6" eingeflgt.

bb)Nach Satz 2 werden folgende neue Satze ein-
gefugt:

"Eine nicht nur kurzfristige Fixierung bedarf der
Anordnung durch das Gericht. Bei Gefahr im
Verzug kann die Anordnung der Fixierung durch
die Leitung der Einrichtung oder andere durch
die Leitung der Einrichtung zur Anordnung von
Fixierungen autorisierte qualifizierte Bediens-
tete der Einrichtung getroffen werden. Ein Arzt
ist unverzlglich hinzuzuziehen. Die richterliche
Entscheidung ist unverziglich nachtraglich her-
beizuflihren; den Antrag stellt die Einrichtung.
Einer richterlichen Entscheidung bedarf es nicht
oder nicht mehr, wenn abzusehen ist, dass die
Entscheidung erst nach Wegfall des Grundes
der Fixierung ergehen wird, oder wenn die Fi-
xierung vor der Herbeifiihrung der richterlichen
Entscheidung tatsachlich beendet und auch
keine Wiederholung zeitnah zu erwarten ist.
Ist eine richterliche Entscheidung beantragt
und die Fixierung vor deren Erlangung been-
det worden, so ist dies dem Gericht unverziig-
lich mitzuteilen."

b) In Absatz 4 Satz 1 werden das Wort "oder" durch

ein Komma und der Klammerzusatz "(§ 50 Abs. 2
Nr. 5 oder 6)" durch die Angabe "oder fixiert (§ 50
Abs. 2 Nr. 5, 6 oder 7)" ersetzt.

c) Dem Absatz 5 werden folgende Satze angefiigt:
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"Im Fall der Anordnung einer Fixierung sind zudem
die maRgeblichen Griinde hierfir, ihre Durchset-
zung, Dauer und die Art der Uberwachung durch
die Einrichtung zu dokumentieren. Nach Beendi-
gung einer Fixierung ohne richterliche Anordnung
hat die Einrichtung die Untergebrachten auf ihr
Recht hinzuweisen, die Zulassigkeit der durchge-
fihrten MalRnahme durch das zusténdige Gericht
Uberprifen zu lassen. Die Durchfiihrung der Beleh-
rung ist aktenkundig zu machen."

d) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefugt:

"Besondere Sicherungsmalnahmen nach § 50
Abs. 2 Nr. 7 sind der Aufsichtsbehérde unverziig-
lich zu berichten, wenn sie langer als zwolf Stun-
den aufrechterhalten werden."

13. § 52 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift wird das Wort "Aufwendungen"”
durch das Wort "Schaden" ersetzt.

b) InAbsatz 1 Satz 1 wird das Wort "Aufwendungen”
durch das Wort "Schaden" ersetzt.

14.§ 53 Abs. 1 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 3 werden nach dem Wort "Fesseln" die Wor-
te "und Reizstoffe" eingeflgt.

b) In Satz 4 werden die Worte "sowie Reizstoffe" ge-
strichen.

15. § 58 erhalt folgende Fassung:

ll§ 58
Datenschutz

Es gelten die Bestimmungen des Thuringer Justizvoll-
zugsdatenschutzgesetzes."

16.8§ 62 Abs. 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

"(4) Untergebrachte unterschiedlichen Geschlechts
sind getrennt voneinander unterzubringen. Von dem
Grundsatz der getrennten Unterbringung kann im Ein-
zelfall unter Berlcksichtigung der Persdénlichkeit und
der Bedurfnisse der Untergebrachten, der Erreichung
des Vollzugsziels und der Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt insbesondere dann abgewichen werden, wenn
sich Untergebrachte aufgrund ihrer geschlechtlichen
Identitat nicht dem in ihrem amtlichen Personenstands-
eintrag angegebenen, sondern einem anderen Ge-
schlecht oder dauerhaft weder dem méannlichen noch
dem weiblichen Geschlecht als zugehdrig empfinden.

(5) Wirde die getrennte Unterbringung nach Absatz 4
aufgrund der geringen Zahl der Untergebrachten ei-
ner Absonderung gleichkommen, kénnen auf Antrag

der Untergebrachten in der Einrichtung auch eine oder
mehrere Strafgefangene mit deren Zustimmung auf-
genommen werden. Im Ubrigen gilt § 19 Abs. 2 ent-
sprechend."

17.§ 74 wird aufgehoben.

18. In § 75 werden die Worte "in mannlicher und weiblicher
Form" durch die Worte "flr alle Geschlechter" ersetzt.

19. Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

Artikel 5
Anderung des Thiiringer Gesetzes zur Ausfiihrung
der Verwaltungsgerichtsordnung

Nach § 8 c des Thuringer Gesetzes zur Ausfihrung der
Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung vom 15. De-
zember 1992 (GVBI. S. 576), das zuletzt durch Artikel 7
des Gesetzes vom 16. Oktober 2019 (GVBI. S. 429) gean-
dert worden ist, wird folgender § 8 d eingeflgt:

ll§ 8 d
Verwaltungsakte der Justizvollzugsanstalten,
der Jugendstrafanstalten
und Einrichtungen der Sicherungsverwahrung

Ein Vorverfahren nach § 68 VwGO entfallt gegen Verwal-
tungsakte der Justizvollzugsanstalten und der Jugend-
strafanstalten nach § 105 Abs. 1 des Thuringer Justizvoll-
zugsgesetzbuchs vom 27. Februar 2014 (GVBI. S. 13) in
der jeweils geltenden Fassung und gegen Verwaltungsak-
te der Einrichtungen nach § 61 Abs. 1 des Thiringer Si-
cherungsverwahrungsvollzugsgesetzes vom 23. Mai 2013
(GVBI. S. 121 -122-) in der jeweils geltenden Fassung."

Artikel 6
Anderung des Thiiringer Gesetzes zur Ausfiihrung
des Therapieunterbringungsgesetzes (ThiirThUGAG)

§ 7 Abs. 1 Nr. 4 des Thuringer Gesetzes zur Ausfihrung
des Therapieunterbringungsgesetzes (ThurThUGAG) vom
24. Marz 2017 (GVBI. S. 61) erhalt folgende Fassung:

"4. eine Ubermittlung von Daten nach § 58 ThiirSVVollzG
in Verbindung mit dem Thdringer Justizvollzugsdaten-
schutzgesetz auch an das nach § 4 ThUG und an das
fir Entscheidungen nach § 327 des Gesetzes Uber das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) vom
17. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2586, 2587) in der je-
weils geltenden Fassung zusténdige Gericht zulassig
ist."

Artikel 7
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft.

Erfurt, den 16. November 2023
Die Prasidentin des Landtags
Birgit Pommer
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Zweites Gesetz zur Anderung des Thiiringer Rettungsdienstgesetzes
Vom 16. November 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
Artikel 1

Das Thuringer Rettungsdienstgesetz vom 16. Juli 2008
(GVBI. S. 233), zuletzt geandert durch Gesetz vom 7. De-
zember 2022 (GVBI. S. 484), wird wie folgt geandert:

1. In§5Abs. 1 awerden nach dem Wort "Rettungsdienst"
die Worte "durch Notarzte und Telenotarzte" eingefiigt.

2. § 7 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Satz 1 werden nach dem Wort "Rettungs-
dienst" die Worte "durch Notarzte und Telenot-
arzte" eingefigt.

bb)In Satz 2 werden die Worte "Notarztdienstplane
und" durch die Worte "Dienstplane fir die Not-
arzte und Telenotéarzte sowie" ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

cc) In Satz 4 werden nach dem Wort "Notarzte" die
Worte "und Telenotarzte" eingefugt.

dd) In Satz 7 werden nach dem Wort "Notarzte" die
Worte "und Telenotarzte" eingefugt.

b) Folgende Absétze 6 und 7 werden angefugt:

"(6) Telenotarzte sind besonders qualifizierte Not-
arzte, die erganzend zur bedarfsgerechten und fla-
chendeckenden notarztlichen Versorgung im bo-
dengebundenen Rettungsdienst am Notfallort die
rettungsdienstliche Versorgung anhand von tber-
mittelten Bild- und Tondaten telemedizinisch be-
gleiten. Telenotarzte unterstitzen das arztliche und
nichtérztliche Rettungspersonal am Notfallort durch
fachliche Beratungen sowie bei der Einsatzdoku-
mentation und Kontaktaufnahme mit der fir die
weitere Versorgung geeigneten Behandlungsein-
richtung. Neben ihrer Stellung als arztliche Berater
sind die Telenotarzte befugt, im konkreten Einzel-
fall dem nichtarztlichen Rettungspersonal bis zum
Eintreffen des Notarztes oder bis zum Beginn ei-
ner weiteren arztlichen Versorgung fachliche Wei-
sungen zur Durchfiihrung heilkundlicher MaRnah-
men zu erteilen. Telenotarzte sind nach Mafigabe
des Indikationskatalogs nach § 10 Abs. 2 Satz 2
Nr. 5 und, soweit méglich, nach vorheriger Aufkla-
rung des Notfallpatienten Giber die Aufzeichnung der
Bild- und Tondaten vom Rettungspersonal am Not-
fallort hinzuzuziehen, sofern der Notfallpatient der
Hinzuziehung oder Aufzeichnung nicht ausdriick-
lich widerspricht.

(7) Die Kassenarztliche Vereinigung Thiringen hat
die ubermittelten Bild- und Tondaten zur Qualitatssi-
cherung, wissenschaftlichen Begleitung und Wah-
rung von Betroffenenrechten aufzuzeichnen und die
Einsatze der Telenotarzte regelmanig auszuwerten.
Die aufgezeichneten Bild- und Tondaten sind nach
sechs Monaten sowie im Falle eines nachtraglich
erhobenen Widerspruchs von Betroffenen gegen
die Datenverwendung zu I6schen, soweit nicht tat-
sachliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen,
dass sie noch als Beweismittel benétigt werden. Die
Rechtsaufsichtsbehdrde kann verlangen, dass ihr
in anonymisierter Form die Ergebnisse der Auswer-
tung und bei Erfordernis die Einsatzdokumentatio-
nen fur Zwecke der landesweiten Auswertung der
Telenotarzteinsatze zur Verfiigung gestellt werden.
Das flr das Rettungswesen zustandige Ministeri-
um wird ermachtigt, im Landesrettungsdienstplan
néhere Bestimmungen zur Ubermittlung und Auf-
zeichnung der Bild- und Tondaten und zur Durch-
fuhrung der Qualitatssicherung zu treffen. Eine
Verwertung der nach Satz 1 aufgezeichneten Da-
ten zur wissenschaftlichen Begleitung ist bis zum
30. Juni 2027 zulassig."

3. § 8 wird wie folgt geéndert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angeflgt:

"(2) Abweichend von Absatz 1 kann auf Anforde-
rung des abgebenden Krankenhauses ein Telenot-
arzt nach § 7 Abs. 6 Satz 1 die arztliche Betreuung
Ubernehmen, wenn dieser zustimmt und eine siche-
re Kommunikationsverbindung gewahrleistet ist."

In § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte "ein Vertre-
ter der kommunalen Spitzenverbande" durch die Wor-
te "zwei Vertreter der kommunalen Spitzenverbande"
ersetzt.

. § 10 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 erhalt folgende Fassung:

"5. der Indikationskatalog fir die Notarzt- und Telenot-
arztalarmierung sowie die Festlegung der zur Hin-
zuziehung des Telenotarztes Befugten,”

. § 14 wird wie folgt geandert:

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a eingefiigt:

"(2 a) Die Aufgabentrager des bodengebunde-
nen Rettungsdienstes stellen spatestens bis zum
28. Juni 2027 sicher, dass an die einheitliche euro-
paische Notrufnummer 112 gerichtete Notrufe von
den Zentralen Leitstellen unter Verwendung der-
selben Kommunikationsmittel wie fir den Eingang
des Notrufs beantwortet werden. Die Aufgabentra-
ger des bodengebundenen Rettungsdienstes bieten
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als Kommunikationsmittel synchronisierte Sprache
und Text einschliellich Text in Echtzeitim Sinne des
Artikels 3 Nummer 14 der Richtlinie (EU) 2019/882
des Europaischen Parlaments und des Rates vom
17. April 2019 (iber die Barrierefreiheitsanforderun-
gen fir Produkte und Dienstleistungen (ABI. L 151
vom 7.6.2019, S. 70) an. Bieten sie dariber hin-
aus Video als Kommunikationsmittel an, muss ein
Gesamtgesprachsdienst im Sinne des Artikels 2
Nummer 35 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Eu-
ropaischen Parlaments und des Rates vom 11. De-
zember 2018 iber den europaischen Kodex fiir die
elektronische Kommunikation (Neufassung) (ABI. L
321 vom 17.12.2018, S. 36) fir die Beantwortung
von Notrufen bereitgestellt werden."

b) Absatz 3 erhalt folgende Fassung:

"(3) Die Zentrale Leitstelle flhrt einen Nachweis
Uber die Aufnahme- und Dienstbereitschaft der
Krankenhauser und anderer fir die weitere Ver-
sorgung geeigneten Behandlungseinrichtungen
im Rettungsdienstbereich. Die Krankenhaustrager
und die Trager der anderen fiir die weitere Versor-
gung geeigneten Behandlungseinrichtungen stel-
len durch geeignete technische MaRnahmen sicher,
dass der Zentralen Leitstelle laufend die Anzahl der
freien Betten und sonstigen Versorgungskapazita-
ten gemeldet wird."

c) Folgende Absatze 5 und 6 werden angefugt:

"(5) Das Land stellt zum Zwecke einer landesweit
einheitlichen Qualifizierung von Leitstellendispo-
nenten die Errichtung und den Betrieb einer Lehr-
leitstelle an einem geeigneten Standort sicher und
tragt die dafurr entstehenden Kosten.

(6) Die Aufgabentrager des bodengebundenen
Rettungsdienstes sind befugt, in der Leitstelle eine
Schnittstelle fir eine auf einer digitalen Anwendung
beruhenden Ersthelferalarmierung fiir mobile End-
gerate zu erproben. Die digitale Anwendung fur
mobile Endgerate kann durch externe Dienstleis-
ter unter Wahrung der geltenden Datenschutzbe-
stimmungen angeboten werden."

7. Dem § 18 Abs. 3 wird folgender Satz angefiigt:

"Zu den von den Kostentragern zu tragenden Kosten
des Rettungsdienstes gehoéren auch die Kosten der
Ausbildung der Notfallsanitater und Rettungssanitater
zur Erweiterung der Fahrerlaubnis auf eine Fahrerlaub-
nis fur Lastkraftwagen (C1)."

In § 20 Abs. 2 Satz 3 werden nach dem Wort "Rettungs-
dienst" ein Komma und die Worte "die Kosten fir eine
einheitliche mobilelektronische Einsatzdokumentation"
eingeflgt.

In § 21 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort "Notérz-
te" ein Komma und die Worte "die Kosten fir eine ein-
heitliche mobilelektronische Einsatzdokumentation, die

10.

1.

12.

Kosten flr die Einrichtung und den Betrieb eines Tele-
notarztsystems" eingefigt.

§ 31 Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben.
§ 34 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 erhalt folgende Fassung:

"(3) Abweichend von § 14 Abs. 4 Satz 1 und § 16
Abs. 2 Satz 2 ist bis einschlief3lich 31. Dezember
2028 anstelle eines Notfallsanitaters im Sinne des
§ 1 NotSanG der Einsatz von Personen mit der Er-
laubnis zur Fihrung der Berufsbezeichnung "Ret-
tungsassistent" nach den §§ 30 oder 32 Abs. 1 Not-
SanG fir die Tatigkeiten als Disponenten in den
Zentralen Leitstellen und als Fahrer von Notarz-
teinsatzfahrzeugen zulassig."

b) Absatz 4 wird aufgehoben.
Nach § 34 wird folgender § 34 a eingefiigt:

"§ 34 a
Experimentierklausel

(1) Zur Erprobung neuer Versorgungskonzepte, die der
Erhaltung oder Verbesserung der Wirtschaftlichkeit, der
Leistungsfahigkeit oder der Qualitatsverbesserung des
Rettungsdienstes dienen, kann das fur Rettungswesen
zustandige Ministerium im Benehmen mit dem Landes-
beirat fir das Rettungswesen auf Antrag zeitlich be-
fristete Ausnahmen von § 14 Abs. 4, § 15 Abs. 2, § 16
Abs. 1 und 2 sowie von dem aufgrund des § 10 erlas-
senen Landesrettungsdienstplan zulassen, wenn die
grundsatzliche Erflllung der gesetzlichen Aufgaben
nach § 4 sichergestellt ist.

(2) Zur Antragstellung berechtigt sind die Kostentrager,
die Aufgabentrager des Rettungsdienstes nach § 5 und
die Durchfihrenden (ausfiihrende Stelle). In dem An-
trag ist darzulegen, fur welches Erprobungsvorhaben
die Ausnahme beantragt wird, von welchen Vorschrif-
ten abgewichen werden soll und zu welchem Zweck die
Abweichung beantragt wird. Wird der Antrag von einem
Kostentrager oder einem Durchfihrenden gestellt, be-
darf er des Einvernehmens des zusténdigen Aufgaben-
tragers des Rettungsdienstes nach § 5. Wird der An-
trag von einem Aufgabentrager des Rettungsdienstes
nach § 5 oder einem Durchfilhrenden gestellt, bedarf
er des Einvernehmens der Kostentrager, welche die
Kosten fir die von dem Erprobungsvorhaben betroffe-
nen rettungsdienstlichen Leistungen zu tragen haben.

(3) Die Ausnahme wird fir héchstens zwei Jahre zu-
gelassen; sie kann auf Antrag um ein Jahr verlangert
werden.

(4) Hat das fir Rettungswesen zustandige Ministeri-
um eine Zulassung erteilt, hat die ausfihrende Stelle
die Durchfiihrung des Erprobungsvorhabens unter wis-
senschaftlicher Begleitung zu dokumentieren und aus-
zuwerten sowie dem fiir Rettungswesen zustandigen
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Ministerium dartber zu berichten. Im Falle einer posi-
tiven Auswertung ist dem Bericht ein konzeptioneller
Vorschlag fiir eine landesweite Umsetzung nebst Kos-
tenschatzung beizufiigen. Nach Vorlage des Berichts
durch die ausfiihrende Stelle fuihrt das fiir Rettungswe-
sen zustandige Ministerium unter Beteiligung des Lan-
desbeirates fiir das Rettungswesen jeweils vorhaben-
bezogen eine Evaluierung durch.

(5) Das fir Rettungswesen zustandige Ministerium legt

dem fir Rettungswesen zusténdigen Ausschuss des

Landtags zeitnah nach Abschluss der Evaluierung ei-

nen Bericht vor, in dem es darlegt,

1. von welchen Vorschriften Ausnahmen nach Ab-
satz 1 zugelassen wurden und welche Erprobungs-

vorhaben aufgrund von Ausnahmen nach Absatz 1
durchgeflhrt wurden,

2. welche Kosten und welcher Nutzen aufgrund der
nach Absatz 1 zugelassenen Ausnahmen entstan-
den sind und

3. ob aufgrund der Ergebnisse der Evaluierung eine
Anderung dieses Gesetzes fiir erforderlich gehal-
ten wird."

13. Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Erfurt, den 16. November 2023
Die Prasidentin des Landtags
Birgit Pommer

Viertes Gesetz zur Anderung des Thiiringer Personalvertretungsgesetzes
Vom 16. November 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
Artikel 1

Das Thuringer Personalvertretungsgesetz in der Fassung
vom 23. Januar 2020 (GVBI. S. 1, -111-), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 21. Dezember 2021 (GVBI. S. 592),
wird wie folgt geandert:

1. Dem § 2 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

"Durch die MaRgabe der §§ 69 bis 78 wird die Zu-
standigkeit in allen personellen, sozialen, organisato-
rischen und sonstigen innerdienstlichen Mafinahmen
nicht berGhrt."

2. § 37 Abs. 5 enthéalt folgende Fassung:

"(5) Beschliisse des Personalrats kdnnen alternativ
auch mittels Umlaufverfahren, elektronischer Abstim-
mung oder Telefon- oder Videokonferenz erfolgen."

3. In § 69 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender neue Satz 2
eingeflgt:

"Durch die MaRRgabe der §§ 69 bis 78 wird die Zu-
sténdigkeit in allen personellen, sozialen, organisato-
rischen und sonstigen innerdienstlichen MalRnahmen
nicht berihrt."

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.

Erfurt, den 16. November 2023
Die Prasidentin des Landtags
Birgit Pommer

Viertes Gesetz zur Anderung des Thiiringer Erwachsenenbildungsgesetzes
Vom 16. November 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
Artikel 1

§ 12 a des Thiringer Erwachsenenbildungsgesetzes in der
Fassung vom 18. November 2010 (GVBI. S. 328), das zu-
letzt durch Gesetz vom 4. Oktober 2021 (GVBI. S. 507)
geandert worden ist, erhalt folgende Fassung:

"§12a
Ausnahmeregelung zur Forderung nach § 12

Abweichend von § 12 Abs. 2 Satz 6 werden fir die Jahre
2022, 2023 und 2024 das Jahr 2019 zweimal und fir das
Jahr 2025 die Jahre 2019 und 2023 als Grundlage der Be-
rechnung des variablen Anteiles herangezogen."

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.

Erfurt, den 16. November 2023
Die Prasidentin des Landtags
Birgit Pommer
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Gesetz zur Anderung des Thiiringer Vergabegesetzes - Biirokratieabbau
und Verfahrensvereinfachung im Thiringer Vergaberecht
Vom 16. November 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Thiringer Vergabegesetz in der Fassung vom 23. Ja-
nuar 2020 (GVBI. S. 29) wird wie folgt geandert:

1. § 1 wird wie folgt gedndert:

a) InAbsatz 1 wird die Angabe "50.000" durch die An-
gabe "75.000" und die Angabe "20.000" durch die
Angabe "30.000" ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa)ln Satz 2 werden nach dem Wort "Wege" die
Worte "eines Direktauftrags," eingefligt.

bb)Nach Satz 2 werden folgende neue Satze 3
bis 5 eingeflgt:

"Dabei sollen die Grenzen fir Auftragswerte,
bis zu deren Erreichen ein Direktauftrag még-
lich ist, auf mindestens 7.000 Euro festgesetzt
werden. Weiter sollen die Grenzen fiir Auftrags-
werte, bis zu deren Erreichen eine Auftrags-
vergabe im Wege einer Verhandlungsverga-
be oder einer freihdndigen Vergabe zulassig
ist, fur Liefer- und Dienstleistungsauftrage auf
mindestens 50.000 Euro und fur Bauleistungen
auf mindestens 250.000 Euro festgesetzt wer-
den. Zudem soll die Grenze fir Auftragswerte,
bis zu deren Erreichen eine Auftragsvergabe
im Wege einer Beschrankten Ausschreibung
ohne Teilnahmewettbewerb zulassig ist, fiir Lie-
fer- und Dienstleistungsauftrdge auf mindes-
tens 100.000 Euro und fiir Bauleistungen auf
mindestens 500.000 Euro festgesetzt werden."

cc) Die bisherigen Satze 3 und 4 werden die Sat-
ze6und 7.

2. In§2Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe "26. Januar 1993

(GVBI. S. 181)" durch die Angabe "23. Mai 2019 (GVBI.
S. 153)" ersetzt.

. § 3 Abs. 3 erhélt folgende Fassung:

"(3) Staatliche Auftraggeber im Sinne des § 2 Abs. 1
sowie sonstige Koérperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des Offentlichen Rechts im Sinne des § 2 Abs. 1,
kommunale Auftraggeber im Sinne des § 2 Abs. 2 und
juristische Personen im Sinne des § 2 Abs. 3 haben
sicherzustellen, dass die Bekanntmachung eines 6f-
fentlichen Auftrags auf der zentralen Landesvergabe-
plattform oder auf dem Bekanntmachungsservice des
Bundes in elektronischer Form ermittelt werden kann."

4. § 4 erhalt folgende Fassung:

ll§ 4
Umweltvertragliche Beschaffung, Open-Source-
Software, Beriicksichtigung umweltbezogener und
sozialer Aspekte im Vergabeverfahren

(1) Staatliche Auftraggeber sollen bei der Beschaffung
eines Investitionsguts mit einem Stiickwert von mehr
als 1.000 Euro (ohne Umsatzsteuer) neben den vor-
aussichtlichen Anschaffungskosten unter Berlicksich-
tigung des Lebenszyklusprinzips die voraussichtlichen
Betriebskosten Uber die Nutzungsdauer, die Kosten fiir
den Energieverbrauch sowie die Entsorgungskosten
berticksichtigen. Die kommunalen Auftraggeber und die
sonstigen Auftraggeber im Sinne des § 2 kdnnen nach
Satz 1 verfahren. Die Regelungen zur Berechnung des
Auftragswertes bleiben davon unberihrt.

(2) Bei der Beschaffung von IT- und IT-gestltzten Pro-
dukten gilt § 4 des Thiringer Gesetzes zur Férderung
der elektronischen Verwaltung (ThirEGovG) in der je-
weils geltenden Fassung. Dort, wo es technisch mog-
lich und wirtschaftlich ist, soll der Einsatz von Open-
Source-Software vorrangig erfolgen. Darliber hinaus
sollen auch die Aspekte Bedienbarkeit, Zukunftssicher-
heit, Interoperabilitat und IT-Sicherheit beriicksichtigt
werden. Unter Open-Source-Produkten sind solche
Produkte zu verstehen, deren Quellcode offentlich zu-
ganglich ist und deren Lizenz die Verwendung, Weiter-
gabe und Veranderung nicht einschrankt.

(3) Umweltbezogene und soziale Aspekte kdnnen auf
allen Stufen des Vergabeverfahrens, namentlich bei
der Definition des Auftragsgegenstands, dessen tech-
nischer Spezifikation, der Auswahl der Bieter, der Ertei-
lung des Zuschlags und den Bedingungen fir die Aus-
fuhrung des Auftrags beriicksichtigt werden, wenn sie
im sachlichen Zusammenhang mit der Auftragsleistung
stehen und in der Bekanntmachung oder den Vergab-
eunterlagen angegeben sind.

(4) Als Aspekte im Sinne von Absatz 3 kénnen insbe-

sondere in Betracht kommen:

1. Verwendung von Produkten, die aus recycelten Ma-
terialien hergestellt wurden,

2. Verwendung ressourcenschonend hergestellter
Produkte und Materialien,

3. Verwendung von Produkten oder Materialien, die
Umweltgutezeichen tragen,

4. umweltbezogene und soziale Vertraglichkeit der
verwendeten Produkte, einschlieBlich deren Her-
kunft und der Einhaltung anerkannter Produktions-
standards,

5. die Energieeffizienz der verwendeten Produkte,

6. der Anteil sozialversicherungspflichtig beschaftig-
ter Arbeitnehmer.
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(5) Bereits bei der Definition des Auftragsgegenstands
kann der Auftraggeber 6kologische und soziale Be-
lange berlcksichtigen, wenn sie im sachlichen Zu-
sammenhang mit der Auftragsleistung stehen sowie
in der Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen
angegeben sind und soweit nicht haushaltsrechtliche
Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit,
Vorgaben des Umweltrechts oder Unionsrecht, ins-
besondere keine Beeintrachtigung des Marktzugangs
fur auslandische Bieter entgegenstehen. Bei der tech-
nischen Spezifikation eines Auftrags kénnen Umwelt-
eigenschaften oder Auswirkungen bestimmter Waren-
gruppen oder Dienstleistungen auf die Umwelt, oder
auch beide, festgelegt werden. Hierzu kénnen geeig-
nete Spezifikationen verwendet werden, die in Um-
weltgiitezeichen definiert sind. Fir die Anforderungen
an Umweltgutezeichen gelten die jeweils einschlagi-
gen Bestimmungen der Vergabeverordnung, der Ver-
gabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistungen und
der Unterschwellenvergabeordnung. Andere geeigne-
te Beweismittel, insbesondere technische Unterlagen
der Hersteller oder Priifberichte anerkannter Stellen,
sind ebenfalls zulassig. Die technischen Spezifikatio-
nen diirfen die Offnung der éffentlichen Beschaffungs-
markte fur den Wettbewerb nicht in ungerechtfertigter
Weise behindern.

(6) Der Auftraggeber kann zuséatzliche Bedingungen fir

die Ausfuihrung des Auftrags vorschreiben, wenn diese

1. mit Unionsrecht vereinbar sind, insbesondere kei-
nen diskriminierenden Charakter haben,

2. inder Bekanntmachung oder in den Vergabeunter-
lagen angegeben werden,

3. keine versteckten technischen Spezifikationen, Aus-
wahl- oder Zuschlagskriterien darstellen und

4. alle Bewerber in der Lage sind, diesen Bedingun-
gen nachzukommen, falls sie den Zuschlag erhal-
ten.

Staatliche Auftraggeber sollen unter den in Satz 1 ge-
nannten Voraussetzungen fir die Ausfiihrung des Auf-
trags in geeigneten Fallen mindestens einen umwelt-
bezogenen Aspekt vorschreiben, sofern nicht bereits
im Rahmen der Leistungsbeschreibung oder der Zu-
schlagskriterien mindestens ein umweltbezogener As-
pekt vorgegeben wurde. Als umweltbezogene Aspekte
in diesem Sinne gelten umweltfreundliche und ener-
gieeffiziente Produkte, Materialien und Verfahren, wie
zum Beispiel:

1. Gerate, Fahrzeuge, Gebdude oder Gebaudebe-
standteile mit hoher Energieeffizienzklasse,

2. Produkte, die aus recycelten Materialien hergestellt
wurden,

3. ressourcenschonend hergestellte Produkte, Materi-
alien oder der Einsatz ressourcenschonender Ver-
fahren bei der Auftragsausfiihrung,

4. Verfahren, die einen méglichst geringen Schadstoff-
ausstol (zum Beispiel niedriger CO2-FufRabdruck),
moglichst geringe Gerausch-, Geruchs- oder sons-
tige Emissionen verursachen oder weitestgehend
auf den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und Pes-
tiziden verzichten sowie

5. Produkte, Materialien oder Verfahren, die Umwelt-
gltezeichen im Sinne von Absatz 5 Satz 4 tragen."

5. Die §§ 5 und 6 werden aufgehoben.

6. § 7 wird § 5 und die Absatze 4 und 5 werden durch

folgenden Absatz 4 ersetzt:

"(4) Der Zuschlag ist auf das unter Bericksichtigung

aller Umstande wirtschaftlichste Angebot zu erteilen.

Das wirtschaftlichste Angebot bestimmt sich nach dem

besten Preis-Leistungs-Verhaltnis. Zu dessen Ermitt-

lung kénnen neben dem Preis oder den Kosten auch
qualitative, umweltbezogene oder soziale Aspekte be-
ricksichtigt werden. Die BerUlcksichtigung von Umwelt-
kriterien bei der Zuschlagserteilung ist zulassig, wenn

1. die Umweltkriterien mit dem Auftragsgegenstand
zusammenhangen,

2. die Umweltkriterien im Leistungsverzeichnis oder
in der Bekanntmachung des Auftrags ausdriicklich
genannt sind,

3. dem Auftraggeber durch die Festlegung des Krite-
riums keine uneingeschrankte Entscheidungsfrei-
heit eingerdumt wird und

4. alle Grundséatze des Unionsrechts, vor allem das
Diskriminierungsverbot, gewahrt werden."

Die §§ 8 und 9 werden aufgehoben.

. § 10 wird § 6 und wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

"Fir Bauleistungen und andere Dienstleistungen,
die das Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG)
vom 20. April 2009 (BGBI. | S. 799) oder das Ta-
rifvertragsgesetz vom 25. August 1969 (BGBI. |
S. 1323) in der jeweils geltenden Fassung er-
fasst, dirfen offentliche Auftrége nur an Unterneh-
men vergeben werden, die ihren Arbeithehmern
bei der Ausfiihrung dieser Leistungen Arbeitsbe-
dingungen gewahren, die mindestens den Vorga-
ben desjenigen Tarifvertrages entsprechen, an den
das Unternehmen aufgrund des Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetzes gebunden ist oder der nach dem
Tarifvertragsgesetz fur allgemein verbindlich er-
klart wurde."

b) Absatz 2 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

"Offentliche Auftriage fiir Dienstleistungen der all-
gemein zuganglichen Beférderung von Personen
im offentlichen Personennahverkehr diirfen nur
an Unternehmen vergeben werden, die ihren Ar-
beitnehmern bei der Ausfiihrung der Leistung min-
destens das in Thuringen fiir diese Leistung in ei-
nem einschlagigen und reprasentativen mit einer
tariffahigen Gewerkschaft vereinbarten Tarifver-
trag vorgesehene Entgelt nach den tarifvertraglich
festgelegten Modalitaten zahlen und wahrend der
Ausfiihrungslaufzeit Anderungen des Tarifentgelts
nachvollziehen."
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c) Absatz 4 erhélt folgende Fassung:

"(4) Staatliche Auftraggeber, einschlieRlich der
Universitaten und ihrer Einrichtungen, vergeben
Auftrdge an Unternehmen nur dann, wenn diese
ihren Arbeitnehmern bei der Ausfiihrung der Leis-
tung mindestens das in Thiringen fur die jeweilige
Branche in einem einschlagigen und reprasentati-
ven mit einer tariffahigen Gewerkschaft vereinbar-
ten Tarifvertrag vorgesehene Entgelt nach den ta-
rifvertraglich festgelegten Modalitaten zahlen und
wéhrend der Ausfilhrungslaufzeit Anderungen des
Tarifentgelts nachvollziehen. Bei mehreren als re-
prasentativ festgestellten Tarifvertragen darf die
Wahlméglichkeit des sich bewerbenden Unterneh-
mens nicht beschrankt werden. Absatz 2 Satz 3 gilt
entsprechend. Das fiir Arbeit zustédndige Ministeri-
um gibt im Thiringer Staatsanzeiger bekannt, wel-
cher Tarifvertrag beziehungsweise welche Tarifver-
trage fiir die jeweilige Branche als reprasentativ im
Sinne des Satzes 1 anzusehen sind; Absatz 3 gilt
entsprechend mit der MalRgabe, dass das fiir Ar-
beit zustandige Ministerium die in Absatz 3 gere-
gelten Rechte und Pflichten in alleiniger Zustan-
digkeit wahrnimmt. Unterfallt die ausgeschriebene
Leistung keinem als reprasentativ festgestellten
Tarifvertrag im Sinne des Satzes 1 oder liegt keine
Bekanntgabe im Sinne des Satzes 4 vor, vergeben
Auftraggeber nach Satz 1 Auftrage an Unternehmen
nur dann, wenn diese ihren Arbeithehmern bei der
Ausfiihrung der Leistung ein Mindeststundenent-
gelt zahlen, das mindestens 1,50 Euro Gber dem
aktuell gultigen gesetzlichen Mindestlohn liegt, in-
sofern dieser auf Basis der Empfehlung der Min-
destlohnkommission festgelegt wurde. Gleiches
gilt, wenn das in dem als reprasentativ festgestell-
ten Tarifvertrag vorgesehene Stundenentgelt ge-
ringer ist als das in Satz 5 genannte Mindeststun-
denentgelt. Als Entgelt im Sinne der Satze 1 und 5
gelten alle Zahlungen, die im arbeitsvertraglichen
Austauschverhaltnis als Gegenleistung fir die vom
Arbeitnehmer erbrachte Arbeit gezahlt werden. Die
Verpflichtung zur Zahlung der in Satz 1 oder Satz 5
genannten Mindeststundenentgelte gilt nicht, wenn
die ausgeschriebene Leistung im sachlichen und
raumlichen Anwendungsbereich
1. eines nach dem Tarifvertragsgesetz fur allge-
meinverbindlich erklarten Tarifvertrags oder
2. eines Tarifvertrags, dessen Geltung durch eine
Rechtsverordnung nach dem Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetz auf alle Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer erstreckt wurde,
liegt und sich hieraus ein Mindeststundenentgelt
ergibt."

d) Absatz 7 erhélt folgende Fassung:

"(7) Die kommunalen Auftraggeber im Sinne des
§ 2 Abs. 2 und die sonstigen Korperschaften, An-
stalten und Stiftungen des o6ffentlichen Rechts im
Sinne des § 2 Abs. 1, mit Ausnahme der Univer-
sitaten und ihrer Einrichtungen, kénnen nach den
Absatzen 4 und 5 verfahren."

9.

10.

1.

12.

e) Absatz 10 erhalt folgende Fassung:

"(10) Die Bieter haben bei der Auftragsdurchfiihrung
ihren Arbeitnehmern bei gleicher oder gleichwerti-
ger Arbeit gleiches Entgelt zu zahlen."

§ 10 awird § 6 a.
§ 11 wird aufgehoben.
§ 12 wird § 7 und wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe "§ 12 a Abs. 1
Satz 2" durch die Angabe "§ 8 Abs. 2 Satz 1" er-
setzt.

b) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

"(2) Soweit Leistungen nach Absatz 1 auf Nach-
unternehmer Ubertragen werden, hat der Auftrag-
nehmer auch den Nachunternehmern die fir Auf-
tragnehmer geltenden Pflichten der Absatze 3 und
4 sowie der §§ 6 und 12 Abs. 2 aufzuerlegen und
die Beachtung dieser Pflichten durch die Nachun-
ternehmer zu kontrollieren."

c) In Absatz 3 Satz 1 und 2 wird jeweils die Angabe
"§ 15 Abs. 2" durch die Angabe "§ 10 Abs. 2" er-
setzt.

d) In Absatz 4 werden die Worte "vertraglich zu ver-
pflichten" durch das Wort "verpflichtet" ersetzt.

§ 12 a wird § 8 und erhélt folgende Fassung:

"g 8

Verfahrensanforderungen

(1) Bieter sind verpflichtet mit der Abgabe des Ange-
botes eine Eigenerklarung zur Einhaltung der Bestim-
mungen des Vergabegesetzes vorzulegen. Das fiir das
offentliche Auftragswesen zusténdige Ministerium legt
den Wortlaut der Erklarung nach Satz 1 im Einverneh-
men mit dem dafiir zustandigen Ausschuss des Thi-
ringer Landtags fest. Der Auftraggeber ist verpflichtet,
in der Bekanntmachung oder in den Vergabeunterla-
gen darauf hinzuweisen, dass nur Angebote gewertet
werden kénnen, welchen eine Erklarung nach Satz 1
beigefiigt ist.

(2) Der Auftraggeber bestimmt unter Beachtung der
jeweils einschlagigen vergaberechtlichen Formvor-
schriften in der Bekanntmachung oder in den Verga-
beunterlagen, in welcher Form die Abgabe des Ange-
bots, die Vorlage von Nachweisen und Erklarungen
und die Einholung von Zustimmungen nach § 7 Abs. 1
und 3 zu erfolgen hat. Die Kommunikation einschlief3-
lich der Angebotsabgabe kann dabei per E-Mail erfol-
gen, wenn unterhalb der Schwellenwerte nach § 106
GWB bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistun-
gen eine Verhandlungsvergabe beziehungsweise bei
der Vergabe von Bauleistungen eine freihdndige Ver-
gabe durchgefihrt wird. § 7 Abs. 4, § 39 Satz 1 und
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13.

14.

15.

16.

17.

18.

§ 40 UVgO finden hierauf keine Anwendung. Der Auf-

traggeber hat bei Angebotsabgaben per E-Mail auch

im Unterschwellenbereich die Einhaltung der Anfor-

derungen nach den §§ 10 und 11 VgV sicherzustellen

und dabei insbesondere den geheimen Wettbewerb

zu gewahrleisten."

§ 13 wird aufgehoben.

§ 14 wird § 9.

§ 15 wird § 10 und Absatz 1 Satz 1 wie folgt geandert:

a) Die Nummer 2 wird gestrichen.

b) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 2.

§ 16 wird § 11.

§ 17 wird § 12 und Absatz 1 wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden die Worte "auferlegten Verpflich-
tungen" durch die Worte "bestehenden Anforderun-

gen" ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe "§ 15Abs. 1 Satz 1 Nr. 1"
durch die Angabe "§ 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1" ersetzt.

c) In Satz 4 werden nach dem Wort "Beschéaftigten”
die Worte "und Nachunternehmer" eingefiigt.

§ 18 wird § 13 und wie folgt geandert:
a) Absatz 2 erhélt folgende Fassung:
"(2) Der Auftraggeber hat mit dem Auftragnehmer

zu vereinbaren, dass die schuldhafte Nichterfullung
der aus § 6 resultierenden Anforderungen durch den

19.

20.

21.

22.

23.

24.

Auftragnehmer oder seine Nachunternehmer sowie
schuldhafte VerstoRe gegen die Verpflichtungen der
§§ 7 und 12 Abs. 2 den Auftraggeber zur fristlosen
Kindigung des Vertrags berechtigen."

b) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe "§§ 10, 11, 12
und 17 Abs. 2" durch die Angabe "§§ 6, 7 und 12
Abs. 2" ersetzt.

§ 19 wird § 14 und in den Abséatzen 1 und 2 wird je-
weils die Angabe "§ 12 a Abs. 1 Satz 2" durch die An-
gabe "§ 8 Abs. 2 Satz 1" ersetzt.

§ 20 wird § 15 und in Absatz 2 wird die Angabe "§ 10
Abs. 4 bis 8" durch die Angabe "§ 6 Abs. 4 bis 8" er-
setzt.

§ 21 wird § 16.

§ 22 wird § 17 und folgender Absatz 3 angeflgt:

"(3) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes
zur Anderung des Thiiringer Vergabegesetzes bereits
begonnene Vergabeverfahren werden nach dem Thi-
ringer Vergabegesetz in der am Tag vor Inkrafttreten
des Gesetzes zur Anderung des Thiiringer Vergabe-
gesetzes geltenden Fassung fortgesetzt und abge-
schlossen."

§ 22 awird § 17 a.

§ 23 wird § 18.

Artikel 2

(1)Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

(2) Artikel 1 Nr. 3 tritt am 30. November 2025 in Kraft.

Erfurt, den 16. November 2023
Die Prasidentin des Landtags
Birgit Pommer
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Erste Verordnung
zur Anderung der Thiiringer Archiv-Benutzungsordnung
Vom 2. September 2023

Aufgrund des § 9 Abs. 2 des Thiiringer Archivgesetzes vom
29. Juni 2018 (GVBI. S. 308) verordnet die Staatskanzlei:

Artikel 1

Die Thiringer Archiv-Benutzungsordnung vom 26. Febru-
ar 1993 (GVBI. S. 255) wird wie folgt geandert:

1. Die Uberschrift erhalt folgende Fassung:

"Thiringer Verordnung Uber die Benutzung des
Landesarchivs (ThirLArchivBenVO)"

2. § 1 wird wie folgt geandert:

a) InAbsatz 1 werden die Worter "im Regelfall" durch
das Wort "grundsatzlich" und die Woérter "verwah-
renden Archiv" durch das Wort "Landesarchiv" er-
setzt.

b) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

"(2) An die Stelle der Direktbenutzung kénnen auch
schriftliche oder miindliche Auskiinfte treten. Die
Beantwortung von Anfragen kann sich auf Hinwei-
se zu Archivgut, Druckwerken oder Prasentationen
im Internet beschranken."

c) Absatz 3 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

"Die Benutzung nach § 6 kann auch durch Versen-
dung oder durch Ausleihe von Archivgut an andere
offentliche Stellen erméglicht werden."

d) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

aa)In Satz 1 wird das Wort "Kopien" durch das Wort
"Reproduktionen" ersetzt.

bb)In Satz 2 werden nach dem Wort "auf" die Wor-
ter "Herstellung und" eingefiigt und das Wort
"Kopien" durch das Wort "Reproduktionen" er-
setzt.

e) In Absatz 5 werden nach dem Wort "Hilfsmitteln"
die Woérter "sowie Druckwerken" eingefligt.

3. § 2 wird wie folgt geéndert:

a) InAbsatz 1 werden das Wort "schriftlich" gestrichen
und die Worter "verwahrenden Staatsarchiv" durch
das Wort "Landesarchiv" ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa)In der Einleitung wird der Klammerzusatz "(An-
lage 1)" durch den Klammerzusatz "(Anlage)"
und werden die Worter "ist folgendes anzuge-

ben" durch die Wérter "werden folgende Daten
erhoben" ersetzt.

bb) In Nummer 1 werden die Worter ", Beruf, Staats-
angehdorigkeit" gestrichen.

cc) In Nummer 2 werden die Woérter "eines Dritten”
gestrichen.

dd)In Nummer 3 wird nach dem Wort "anzugeben"”
der Klammerzusatz "(Forschungsthema)" ein-
gefugt.

c) Absatz 4 erhélt folgende Fassung:

"(4) Der Benutzer hat sich zur Einhaltung der Be-
stimmungen dieser Verordnung zu verpflichten und
zu erklaren, dass er bei der Verwertung von Er-
kenntnissen aus Archivgut die Personlichkeits- und
Urheberrechte sowie andere schutzwurdige Belan-
ge Dritter beachten wird und dass er fiir die schuld-
hafte Verletzung dieser Rechte einsteht (Anlage)."

d) In Absatz 5 Satz 2 wird das Wort "Forschungsge-
genstandes" durch das Wort "Forschungsthemas"
ersetzt.

e) InAbsatz 6 werden nach den Wortern "jeweils ein”
das Wort "gesonderter” eingefiigt und die Verwei-
sung "Anlage 1" durch die Verweisung "Anlage" er-
setzt.

f) In Absatz 7 werden die Verweisung "§ 16 Abs. 4
ThirArchivG" durch die Verweisung "§ 16 Abs. 3
ThirArchivG" und die Worter "von Belegexempla-
ren" durch die Woérter "eines Belegexemplars" er-
setzt.

g) Folgender Absatz 8 wird angefligt:

"(8) Die personenbezogenen Angaben des Be-
nutzungsantrages und die Informationen Uber die
Benutzung werden ausschlieB3lich fir dienstliche
Zwecke gespeichert und nach Ablauf der jeweili-
gen behordlichen Aufbewahrungsfrist vernichtet
oder geldscht.”

. § 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 werden die Worter "§ 16 Abs. 1 bis 3
ThirArchivG das verwahrende Staatsarchiv" durch
die Worter "§ 16 Abs. 1 und 2 ThirArchivG das Lan-
desarchiv" ersetzt.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.
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d) Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt gedndert: c) In Absatz 5 werden die Worter "der Archivalien"
durch die Wérter "des Archivguts" ersetzt.
aa)ln Satz 1 wird das Wort "Nebenbestimmung"
durch das Wort "Nebenbestimmungen" ersetzt. d) Absatz 6 erhalt folgende Fassung:
bb)Satz 2 wird aufgehoben. "(6) Die Verwendung technischer Gerate bei der
Benutzung ist nicht gestattet, wenn dadurch das
e) Absatz 4 wird Absatz 3 und das Wort "Benutzungs- Archivgut gefahrdet, andere Benutzer gestort wer-

verordnung" wird durch die Wérter "Bestimmungen
dieser Verordnung" ersetzt.

5. § 4 wird wie folgt geéndert:

a)

Die Abséatze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

"(1) Eine Verkirzung der Schutzfristen nach § 17
Abs. 5 ThurArchivG wird vom Benutzer beim Lan-
desarchiv beantragt.

(2) Eine Verkurzung der Schutzfristen ist vom Be-
nutzer unter Erlauterung der im ThirArchivG ge-
nannten Griinde mit genauen Angaben zu bean-
tragen."

Absatz 3 wird gestrichen.
Absatz 4 wird Absatz 3 und die Worter "gegebenen-

falls Blrgschaften fiir den Benutzer" werden gestri-
chen.

6. § 5 wird wie folgt geéndert:

a)

Die Absatze 1 bis 3 erhalten folgende Fassung:

"(1) Das Archivgut darf nur in den daftir bestimmten
Raumen des Landesarchivs benutzt werden. Das
eigenmachtige Entfernen von Archivgut aus den
Benutzerraumen ist verboten. Das Landesarchiv
ist berechtigt, Kontrollen durchzufiihren.

(2) Der Benutzer hat die jeweiligen Hausordnungen
des Landesarchivs zu beachten. In diesen werden
insbesondere Offnungszeiten der Benutzerrdume
sowie sonstige Regelungen, die dem Schutz des
Archivguts und einem geordneten Ablauf der Be-
nutzung dienen, unter Bericksichtigung der o6rtli-
chen Gegebenheiten festgelegt.

(3) Das Landesarchiv berat den Benutzer bei der
Ermittlung und Vorlage von Archivgut und Findmit-
teln. Der Benutzer hat keinen Anspruch, beim Le-
sen oder Ubersetzen von Archivgut unterstiitzt zu
werden."

Absatz 4 wird wie folgt geandert:

aa)ln Satz 1 werden die Worter "den Archivalien”
durch die Wérter "dem Archivgut" ersetzt.

bb)In Satz 2 Nummer 1 werden die Worter "der Ar-
chivalien" durch die Worter "des Archivguts" er-
setzt.

e)

a)

f)

den oder andere Griinde, insbesondere nach § 17
ThurArchivG, dem entgegenstehen.”

In Absatz 7 Satz 1 wird das Wort "Staatsarchiv"
durch das Wort "Landesarchiv" ersetzt.

. § 6 wird wie folgt gedndert:

In Absatz 1 werden die Worter "des Benutzerrau-
mes" durch die Worter "der Benutzerrdume" und
die Worter "verwahrenden Staatsarchivs" durch
das Wort "Landesarchivs" ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa)ln Satz 1 werden das Wort "kénnen" durch das
Wort "kann" und das Wort "Archivalien" durch
das Wort "Archivgut" ersetzt.

bb)In Satz 2 werden das Wort "Staatsarchiv" durch
das Wort "Landesarchiv" ersetzt und das Kom-
ma nach dem Wort "Ausleihfrist" gestrichen.

cc) In Satz 3 wird das Wort "auch" gestrichen.

In Absatz 3 werden die Wérter "der Versendung"
durch die Woérter "einer Versendung" ersetzt und
das Wort "nicht" gestrichen.

In Absatz 5 werden das Wort "Archivalien" durch
das Wort "Archivgut" und das Wort "Landesbehor-
den" durch die Worter "6ffentliche Stellen" ersetzt.

In Absatz 6 werden die Worter "kdnnen versand-
te Archivalien" durch die Worter "kann versandtes
Archivgut" ersetzt.

Absatz 7 wird wie folgt gedndert:

aa)In Satz 1 wird das Wort "Archivalien" durch das
Wort "Archivgut" ersetzt.

bb)In Satz 2 werden die Worter "substantiellen Zu-
stand der Archivalien" durch die Wérter "konser-
vatorischen Zustand des Archivguts" ersetzt.

cc) In Satz 3 wird das Wort "daR" durch das Wort
"dass" ersetzt.

dd)In Satz 4 werden die Worter "Die Staatsarchi-
ve konnen" durch die Worter "Das Landesar-
chiv kann" ersetzt.
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ee)ln Satz 5 werden die Worter "verwahrenden
Staatsarchivs" durch das Wort "Landesarchivs"
ersetzt.

Dem Absatz 8 wird folgender Satz angefiigt:

"Eine Ausleihe in das Ausland ist nur auf Antrag an
die Leitung des Landesarchivs und mit Genehmi-
gung der fiir das staatliche Archivwesen zustandi-
gen obersten Landesbehdrde mdoglich."

8. § 7 wird wie folgt geandert:

a)

b)

c)

Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

"(1) Reproduktionen von Archivgut kénnen, so-

weit dieses keinen Schutzfristen unterliegt und

schutzwirdige Belange von Betroffenen und Drit-

ten nicht berthrt werden, auf Antrag angefertigt

werden durch

1. das Landesarchiyv,

2. die Benutzer mit Reproduktionstechnik des Lan-
desarchivs oder

3. die Benutzer mit eigener Reproduktionstechnik.

Die Anfertigung von Reproduktionen nach Satz 1

Nr. 1 und 2 ist kostenpflichtig. Ein Anspruch auf

Selbstanfertigung besteht nicht."

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa)Satz 2 wird aufgehoben.

bb)In Satz 3 werden die Woérter "verwahrende
Staatsarchiv" durch das Wort "Landesarchiv"
ersetzt.

cc) Satz 4 wird aufgehoben.

Absatz 3 erhalt folgende Fassung:

"(3) Reproduktionen diirfen nur zu dem angegebe-

nen Zweck vervielfaltigt oder an Dritte weitergege-

ben oder verdffentlicht werden, wenn die Reproduk-
tionen eine Archivsignatur enthalten."

9. § 8 wird wie folgt geéndert:

a)

Satz 1 erhalt folgende Fassung:

"Fir die Benutzung von Archivgut durch 6ffentliche
Stellen des Landes, bei denen es entstanden ist
oder die es abgegeben haben, finden die Bestim-
mungen dieser Verordnung keine Anwendung, so-
fern es sich nicht um Unterlagen handelt, die bei ih-
nen aufgrund besonderer Bestimmungen gesperrt,
geldscht oder vernichtet werden missen."

In Satz 2 werden die Worter "verwahrenden Staats-
archiv" durch das Wort "Landesarchiv" ersetzt.

In Satz 3 wird das Wort "da3" durch das Wort "dass"
ersetzt.

10. Nach § 8 wird folgender neue § 9 eingefiigt:

ll§ 9
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verord-
nung gelten jeweils fiir alle Geschlechter."

11. Der bisherige § 9 wird § 10.

12. Anlage 1 erhélt folgende Fassung:
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»Anlage
(zu § 2 Abs. 2, 4 und 6)

Landesarchiv Thiuringen

Benutzungsantrag
(Bitte fiillen Sie das Formular elektronisch oder in Blockschrift aus. Pflichtfelder sind mit * markiert.)
Name™: Vorname™:
Wohnanschrift™*:
Telefon: E-Mail:

Arbeitsthema™:

Zweck der Benutzung™:
(Zutreffendes ankreuzen)

o amtlich o wissenschaftlich o privat o gewerblich/beruflich

Beauftragt von (Name und Anschrift)*:

Art einer geplanten Veroffentlichung™:
(ggf. Reihe oder Zeitschriftentitel)

Ich erklare hiermit, dass ich von der Thiringer Verordnung Uber die Benutzung des Lan-
desarchivs, insbesondere der Verpflichtung zur Abgabe eines Belegexemplars jeder Verof-
fentlichung (§ 16 Abs. 3 ThirArchivG), Kenntnis genommen habe.

Ich verpflichte mich, entsprechend dieser Verordnung bei der Verwertung von Erkenntnissen
aus Archivgut die Personlichkeits- und Urheberrechte sowie andere berechtigte Interessen
Dritter zu beachten. Ich stelle das Thiringer Landesarchiv von jeglichen Ansprichen frei, die
sich aus der Nichteinhaltung dieser Verpflichtung durch mich ergeben.

Die Hinweise zum Datenschutz sind beim Thiringer Landesarchiv erhaltlich oder unter
https://landesarchiv.thueringen.de/datenschutz einzusehen. Ich bestatige, dass ich diese
Hinweise zur Kenntnis genommen habe.

Ort, Datum: Unterschrift:

(Hinweis: Die Ubermittlung des unterschriebenen Formulars kann vorab postalisch oder elektro-
nisch erfolgen.)

Von der Dienststelle auszufiillen

Benutzerdienst: Gebuhrenpflicht:
Genehmigung: Bearbeiter/in:
Personalausweis hat vorgelegen: Aktenzeichen:

Benutzungsnummer:*“
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13. Anlage 2 wird aufgehoben.
Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiindung in
Kraft.

Erfurt, den 2. September 2023
Der Minister fiir Kultur,
Bundes- und Europaangelegenheiten

und Chef der Staatskanzlei

Benjamin Hoff

Verordnung iiber die Pauschalféorderung nach dem Thiiringer Krankenhausgesetz
fur das Haushaltsjahr 2023 (ThirKHG-PVO 2023)
Vom 14. November 2023

Aufgrund des § 12 Abs. 4 Satz 1 des Thiringer Kranken-
hausgesetzes (ThirKHG) in der Fassung vom 30. April
2003 (GVBI. S. 262), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
2.Juli2019 (GVBI. S. 209), verordnet die Landesregierung:

§1

Wertgrenze

Die Wertgrenze nach § 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ThurKHG
wird auf 1,5 Millionen Euro ohne Umsatzsteuer festgelegt.

§2

Jahrespauschale

(1) Zur Bemessung der Krankenhausforderung nach § 12

Abs. 1 Satz 1 ThirKHG werden die Krankenhauser ge-

messen an der Art und der Anzahl der im 7. Thuringer

Krankenhausplan ausgewiesenen Fachgebiete in folgen-

de Gruppen gegliedert:

1. A1: Allgemeinkrankenhauser,

2. A 2: Allgemeinkrankenhduser mitim 7. Tharinger Kran-
kenhausplan als Hauptabteilung ausgewiesenen
medizinischen Fachabteilungen Nuklearmedizin
oder Strahlentherapie,

3. F 1: Fachkrankenh&user mit internistischer Ausrich-
tung, Fachkrankenhauser fir Geriatrie, Fachkran-
kenhauser fur Psychiatrie, Psychotherapie oder
psychosomatische Medizin,

4. F 2: Fachkrankenhauser fir Orthopadie,

5. F 3: Kliniken fiir neurologische Friihrehabilitation nach
Phase B.

Die Zuordnung der Krankenh&user zu den einzelnen Grup-

pen nach Satz 1 ist in der Anlage festgestellt.

(2) Grundlage fiur die Krankenhausférderung nach § 12
Abs. 1 Satz 1 ThirKHG im Haushaltsjahr 2023 ist die An-
zahl der im Jahr 2019 abgerechneten Behandlungstage
fur stationdre Behandlungen. Die Jahrespauschalen be-
tragen je Behandlungstag fiir die Gruppe

1. A1: 10,42 Euro,

2. A2: 11,62 Euro,

3. F1: 4,92 Euro,

4. F2: 23,12 Euro und

5. F3: 8,12 Euro.

(3) Als Behandlungstage gelten die Berechnungs- und
Pflegetage fir stationare Behandlungen, wie sie in den
Erhebungen nach der Krankenhausstatistik-Verordnung
vom 10. April 1990 (BGBI. | S. 730) in der jeweils gelten-
den Fassung von den Krankenhdusern fiir das Jahr 2019
angegeben und dem fir das Krankenhauswesen zustéan-
digen Ministerium mitgeteilt wurden. Zur Festsetzung und
Uberpriifung der Jahrespauschalen diirfen von den Kran-
kenhausern nur aggregierte Daten ibermittelt werden. Eine
Ubermittlung personenbezogener Daten ist unzulassig.

(4) Ungeachtet des Absatzes 2 wird eine Mindesthéhe von
130 000 Euro fur die Jahrespauschale festgesetzt. Die-
se Mindestpauschale erhalten auch die Krankenhauser,
die neu in den 7. Thuringer Krankenhausplan aufgenom-
men wurden und aus diesem Grund im Jahr 2019 keine
Behandlungstage fiir stationare Behandlungen im Sin-
ne des Absatzes 2 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 3 ab-
rechnen konnten.

§3
Zuschlag fiir Ausbildungsstatten

Die in den 7. Thuringer Krankenhausplan aufgenomme-
nen Ausbildungsstatten erhalten im Haushaltsjahr 2023 je-

weils eine Pauschale nach § 12 Abs. 2 ThirKHG in Hhe
von 75 000 Euro.

§4

Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2023 aufer Kraft.

Erfurt, den 14. November 2023
Die Landesregierung

Der Ministerprasident Die Ministerin flir Arbeit, Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie

Bodo Ramelow Heike Werner
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Anlage
(zu § 2 Abs. 1 Satz 2)

Zuordnung der Krankenh&user zu den Gruppen nach § 2 Abs. 1 Satz 2

Gruppe A 1: Allgemeinkrankenhduser

- Klinikum Altenburger Land GmbH,

- Robert-Koch-Krankenhaus Apolda GmbH,

- lim-Kreis-Kliniken Arnstadt-llmenau gGmbH,

- KMG Kliniken SE: KMG Manniske Klinik Bad Frankenhausen, KMG Klinikum Soémmerda und KMG Klinikum Sonders-
hausen,

- Hufeland Klinikum GmbH: Krankenhauser Bad Langensalza und Muhlhausen,

- Klinikum Bad Salzungen GmbH,

- HELIOS Klinik Blankenhain GmbH,

- St. Georg Klinikum Eisenach gGmbH,

- Katholische Hospitalvereinigung Thiringen gGmbH: Katholisches Krankenhaus ,St. Johann Nepomuk* Erfurt,

- SRH Krankenhaus Waltershausen-Friedrichroda GmbH,

- HELIOS Klinikum Gotha GmbH,

- Kreiskrankenhaus Greiz-Ronneburg GmbH: Kreiskrankenhaus Greiz,

- Henneberg-Kliniken-Betriebsgesellschaft mbH: REGIOMED Klinikum Hildburghausen,

- HELIOS Klinikum Meiningen GmbH,

- Eichsfeld Klinikum gGmbH: Haus St. Vincenz Heilbad Heiligenstadt, Haus Worbis und Haus Reifenstein,

- Thiringen-Kliniken ,Georgius Agricola“ GmbH: Krankenhduser Saalfeld, Rudolstadt und P6Rneck,

- Sternbach-Klinik Schleiz GmbH,

- Elisabeth Klinikum Schmalkalden GmbH,

- MEDINOS Kliniken des Landkreises Sonneberg GmbH: REGIOMED Klinikum Sonneberg/Neuhaus,

- Sophien- und Hufeland-Klinikum gGmbH Weimar.

Gruppe A 2: _Allgemeinkrankenhauser mit im 7. Thiringer Krankenhausplan als Hauptabteilung ausgewiesenen medizi-
nischen Fachabteilungen Nuklearmedizin oder Strahlentherapie

- Zentralklinik Bad Berka GmbH,

- HELIOS Klinikum Erfurt GmbH,

- SRH Wald-Klinikum Gera GmbH,

- Sudharz Klinikum Nordhausen gGmbH,
- SRH Zentralklinikum Suhl GmbH.

Gruppe F 1: Fachkrankenhduser mit internistischer Ausrichtung. Fachkrankenhauser flir Geriatrie, Fachkrankenhauser
fiir Psychiatrie, Psychotherapie oder psychosomatische Medizin

- Evangelische Lukas-Stiftung Altenburg: Klinik fiir Psychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik,
- Helios Fachkliniken Hildburghausen GmbH,

- Katholische Hospitalvereinigung Thiiringen gGmbH: St. Elisabeth-Krankenhaus Lengenfeld unterm Stein,
- Sozialwerk Meiningen gGmbH: Geriatrische Fachklinik Georgenhaus Meiningen,

- Okumenisches Hainich Klinikum gGmbH Muhlhausen,

- Lungenklinik Neustadt GmbH,

- Kreiskrankenhaus Greiz-Ronneburg GmbH: Fachklinik fir Geriatrie Ronneburg,

- Dr. Ebel Fachkliniken GmbH und Co. Klinik Bergfried Saalfeld KG,

- Dr. Becker Klinikgesellschaft mbH und Co. KG: Dr. Becker Burg-Klinik Dermbach,

- Asklepios Fachklinikum Stadtroda GmbH,

- Kilinik an der Weiflenburg GmbH Uhlstadt-Kirchhasel.

Gruppe F 2: Fachkrankenhauser fir Orthopadie

- Marienstift Arnstadt: Fachklinik fir Orthopadie,
- HELIOS Klinik Bleicherode GmbH,
- Waldkliniken Eisenberg GmbH.

Gruppe F 3: Kliniken fiir neurologische Frihrehabilitation nach Phase B

- Gréfliche Kliniken Moritz Klinik GmbH & Co. KG Bad Klosterlausnitz,

- MEDIAN Heinrich-Mann-Klinik GmbH & Co. KG: MEDIAN Heinrich-Mann-Klinik Bad Liebenstein,
- m &i— Klinikgesellschaft Bad Liebenstein GmbH: m&i-Fachklinik Bad Liebenstein,

- MEDIAN Kliniken GmbH: MEDIAN Klinik Bad Tennstedt.
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Thiiringer Verordnung
zur Anpassung von Vorschriften aufgrund der Einrichtung und
Fiihrung des Gesellschaftsregisters
Vom 21. November 2023

Aufgrund des § 707d Abs. 1 Satz 1 und 2 sowie Abs. 2
Satz 2 Halbsatz 1 des Biirgerlichen Gesetzbuchs (BGB)
in der Fassung vom 2. Januar 2002 (BGBI. | S. 42, 2909;
2003 | S. 738), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 25. Oktober 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 294), ver-
ordnet die Landesregierung und

aufgrund des § 55a Abs. 1 Satz 1 und des § 79 Abs. 5
Satz 3 BGB,

des § 387 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes Uber das Verfahren
in Familiensachen und in den Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBI. |
S. 2586 -2587-), zuletzt geandert durch Artikel 9a des Ge-
setzes vom 19. Juni 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 155),

des § 8a Abs. 2 Satz 1 und des § 9 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1
des Handelsgesetzbuchs in der Fassung vom 10. Mai
1897 (RGBI. S. 219), zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 154),

des § 156 des Genossenschaftsgesetzes in der Fassung
vom 16. Oktober 2006 (BGBI. | S. 2230), zuletzt geandert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. |
S. 1166), in Verbindung mit § 8a Abs. 2 Satz 1 und § 9
Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1 des Handelsgesetzbuchs und
des § 5 Abs. 2 des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes
vom 25. Juli 1994 (BGBI. | S. 1744), zuletzt geandert durch
Artikel 68 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. |
S. 3436), in Verbindung mit § 8a Abs. 2 Satz 1 und § 9
Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1 des Handelsgesetzbuchs
jeweils in Verbindung § 1 Satz 1 Nr. 10, 14, 21, 28 und 34
der Tharinger Ermé&chtigungsibertragungsverordnung Jus-
tiz vom 2. Mai 2017 (GVBI. S. 143), geandert durch Ver-
ordnung vom 26. Marz 2019 (GVBI. S. 65), verordnet das
Ministerium flr Migration, Justiz und Verbraucherschutz:

Artikel 1
Anderung der Thiiringer Verordnung iiber
den elektronischen Rechtsverkehr
bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften

Die Anlage zur Thiringer Verordnung ber den elektroni-
schen Rechtsverkehr bei den Gerichten und Staatsanwalt-
schaften vom 5. Dezember 2006 (GVBI. S. 560), die durch
Verordnung vom 6. Oktober 2011 (GVBI. S. 507) geandert
worden ist, erhalt folgende Fassung:

»Anlage
(zu den §§ 1 und 5)

Partnerschaftsregister

Nr. | Gericht oder Staatsan- Verfahrensbereich Datenverarbeitende Stelle Datum
waltschaft
1. | Amtsgericht Jena Handels-, Genossenschafts- und

Thiringer Landesrechenzentrum

1. Januar 2007

2. | Amtsgericht Jena Gesellschaftsregister

Thiringer Landesrechenzentrum

1. Januar 2024
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Artikel 2 3. § 3 erhalt folgende Fassung:
Anderung der Thiiringer Verordnung iiber
die maschinelle Fiihrung der Register in Handels-, 83
Genossenschafts-, Partnerschafts- und Zustandige Stelle

Vereinsregistersachen
Das Oberlandesgericht ist zustandige Stelle nach

Die Thiringer Verordnung tiber die maschinelle Fiihrung 1. § 9 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs,
der Register in Handels-, Genossenschafts-, Partner- 2. §707d Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 des Blrgerlichen
schafts- und Vereinsregistersachen vom 28. September Gesetzbuchs (BGB),
2005 (GVBI. S. 341), zuletzt geandert durch Verordnung 3. §156 des Genossenschaftsgesetzes in Verbindung
vom 27. Juli 2012 (GVBI. S. 402), wird wie folgt gedndert: mit § 9 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs,

4. § 5 Abs. 2 des Partnerschaftsgesellschaftsgeset-
1. Inder Uberschrift wird die Angabe ,Handels-“ durch die zes in Verbindung mit § 9 Abs. 1 des Handelsge-

Angabe ,Handels-, Gesellschafts-“ ersetzt. setzbuchs und

5. §79Abs. 5BGB.*
2. § 1 wird wie folgt geéndert:
Artikel 3
a) In Absatz 1 wird die Angabe ,Handels-“ durch die Inkrafttreten
Angabe ,Handels-, das Gesellschafts- ersetzt.
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.
b) InAbsatz 2 werden die Worte ,landeseigenen Zent-

rum fur Informationsverarbeitung der Landesfinanz- Erfurt, den 21. November 2023
direktion“ durch die Worte ,Thiringer Landesre-
chenzentrum® ersetzt. Die Landesregierung
Der Ministerprasident Die Ministerin fur Migration,

Justiz und Verbraucherschutz
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	Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Rettungsdienstgesetzes Vom 16. November 2023
	Artikel 1
	1.	In § 5 Abs. 1 a werden nach dem Wort "Rettungsdienst" die Worte "durch Notärzte und Telenotärzte" eingefügt.
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	3.	§ 8 wird wie folgt geändert:
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	7.	Dem § 18 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:
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	1.	Dem § 2 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
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	Artikel 1
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	1.	Die Überschrift erhält folgende Fassung:
	2.	§ 1 wird wie folgt geändert:
	3.	§ 2 wird wie folgt geändert:
	4.	§ 3 wird wie folgt geändert:
	5.	§ 4 wird wie folgt geändert:
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	9.	§ 8 wird wie folgt geändert:
	10.	Nach § 8 wird folgender neue § 9 eingefügt:
	11.	Der bisherige § 9 wird § 10.
	12.	Anlage 1 erhält folgende Fassung:
	13.	Anlage 2 wird aufgehoben.
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Änderung der Thüringer Verordnung über

die maschinelle Führung der Register in Handels-,

Genossenschafts-, Partnerschafts- und

Vereinsregistersachen
	1.	In der Überschrift wird die Angabe „Handels-“ durch die Angabe „Handels-, Gesellschafts-“ ersetzt.
	2.	§ 1 wird wie folgt geändert:
	3.	§ 3 erhält folgende Fassung:
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